
Partizipation

Vor dem Einstieg ins Partizipationskapitel wird hier exemplarisch eine
partizipative Maßnahme ausführlich diskutiert. Der Fokus liegt hier auf
der Anspruchsgruppenpartizipation. Als solche werden Dialoge, Foren,
Expertengruppen und Kommissionen bezeichnet, die ein breites Spektrum
an involvierten Akteuren und Anspruchsgruppen einschließen. Die An-
spruchsgruppenpartizipation unterscheidet sich von der traditionellerweise
unter dem Begriff der Partizipation subsumierten zivilgesellschaftlichen
Einbindung insofern, als dass weniger Individuen aus der Bevölkerung als
vielmehr Interessensvertreterinnen und Vertreter aus vielfältigen gesell-
schaftlichen Organisationen und Institutionen einbezogen werden. Der
Einbezug von gesellschaftlichen Akteuren erfolgt dabei in Erweiterung
des traditionell auf wissenschaftliche, wirtschaftliche und politische Ex-
pertise beschränkten Expertisebegriffs möglichst inklusiv unter Berück-
sichtigung unterschiedlichster Interessengruppen. Das Format der An-
spruchsgruppenpartizipation stellt im Nanotechnologiediskurs eine ver-
breitete Praxis dar. Im Zentrum des nachfolgenden Exkurses steht die Na-
noKommission der deutschen Bundesregierung. Daran soll gezeigt wer-
den, wie eine solche Maßnahme formal und inhaltlich ausgestaltet wird
und mit welchen Zielen und Absichten eine solche ergriffen wird. Ein
wichtiger Fokus liegt auf der Frage, welche Akteure in den Dialog invol-
viert sind, bzw. wessen Meinung darin Platz findet und welche Haltungen
fehlen sowie auf den Ergebnissen und Praktiken, welche sich aus dem
Dialog entwickeln und vorgeschlagen werden. Die Analyse des deutschen
NanoDialogs zeigt exemplarisch auf, wie Anspruchsgruppenpartizipation
funktioniert, wie Nichtwissen in derartigen Foren verhandelt wird, wie die
Konsenfindung funktioniert oder nicht funktioniert und wie sich die in sie
gesetzten Erwartungen umsetzen lassen. Die NanoKommission steht dabei
paradigmatisch für das im Nanotechnologiediskurs feststellbare Disposi-
tiv, in Nichtwissensfragen partizipative Ansätze zu etablieren und die viel-
fältigen gesellschaftlichen Akteure möglichst vollständig darin einzubin-
den.
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Exkurs: Die NanoKommission des deutschen Bundestags
Die NanoKommission der Bundesregierung entstand aus einem vom BMU im Jahr
2005 organisierten Anspruchsgruppen-Dialog zur Bewertung synthetischer Nanoma-
terialien im Arbeits- und Umweltbereich. Ausgelöst durch eine Initiative des damali-
gen Bundesumweltministers im Rahmen der High-Tech-Strategie der Bundesregie-
rung wurde der BMU-Anspruchsgruppendialog in der Folge in NanoKommission
umbenannt und als zentrales nationales Dialoggremium der Bundesregierung unter
der organisatorischen Begleitung durch das BMU eingesetzt.
Die NanoKommission erhielt den Auftrag, Chancen und Risiken der Nanotechnolo-
gie zu diskutieren und der Bundesregierung Empfehlungen für einen verantwortungs-
vollen Umgang mit der Nanotechnologie abzugeben. Ziel der Nanokommission war
die gleichberechtigte Einbindung der verschiedenen Haltungen der durch die Nano-
technologie betroffenen Anspruchsgruppen und Akteure. Durch den proaktiven Aus-
tausch unter den zentralen Anspruchsgruppen sollten öffentliche Kontroversen ver-
hindert und sowohl die Innovationen als auch die Technikakzeptanz gefördert wer-
den. Der inhaltliche Schwerpunkt der Nanokommission lag auf dem Thema Nanoma-
terialien (BMU 2008; BMU 2011).
Die oftmals als Einheit aufgefasste NanoKommission fand in zwei Dialogphasen
(2006–2008 und 2009–2011) statt, in welchen zwei personell teilweise unterschiedli-
che Kommissionen mit verschiedenen Arbeitsschwerpunkten zusammengearbeitet
hatten. In beiden Dialogphasen wurden Arbeits- beziehungsweise Themengruppen
gebildet, welche die Arbeit der Kommission unterstützt und inhaltliche Fragestellun-
gen vertieft diskutiert hatten. Die beiden Dialogphasen wurden jeweils mit einem
Abschlussbericht und Empfehlungen an die Bundesregierung abgeschlossen. Insge-
samt setzten sich im Rahmen der NanoKommission mehr als 100 Experten ehren-
amtlich mit den Themen rund um einen verantwortlichen Umgang mit Nanomateria-
lien auseinander (BMU 2008; BMU 2011).
Der ersten NanoKommision der Jahre 2006–2008 gehörten 16 Personen aus Wissen-
schaft, Wirtschaft, Politik und NGO an. In ihrer Arbeit wurde sie durch drei Arbeits-
gruppen à je zwanzig Anspruchsgruppenvertreter unterstützt. Ihr Fokus lag auf den
Bereichen der ökologischen Modernisierung und der Risikovorsorge. Mit Verweis
auf das hohe Maß an Nichtwissen erarbeitete die Kommission Kriterien für eine vor-
läufige Bewertung der Nutzen und Risiken von Nanomaterialien und veröffentlichte
eine prinzipienbasierte Handlungsanleitung zum verantwortungsvollen Umgang mit
Nanomaterialien. (BMU 2008). Die fünf Prinzipien umfassen:
1) Verantwortung und Management definieren und offenlegen (Good Governance)
2) Transparenz hinsichtlich nanotechnologierelevanter Informationen, Daten und
Prozesse schaffen
3) Bereitschaft zum Dialog mit Interessengruppen
4) Risikomanagement etablieren
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5) Verantwortung in der Wertschöpfungskette übernehmen
Neben den fünf Prinzipien gab die NanoKommission eine Reihe von Empfehlungen
ab, wie die ressortübergreifende Begleitforschung zur Sicherheits- und Risikofor-
schung zu fördern, die vorläufigen Bewertungskriterien und Prinzipien zum verant-
wortungsvollen Umgang mit Nanomaterialien umzusetzen, Markttransparenz für
Verbraucherinnen und Verbraucher zu schaffen und die Nano Kommission weiterzu-
führen sei. Zudem entwickelte die Kommission Bewertungskriterien zur Klassifizie-
rung von Nanomaterialien nach ihrem Risikopotenzial: 1) ‚hohe Besorgnis’, 2),mitt-
lere Besorgnis’ und 3) ‚geringe Besorgnis’ einzuteilen (BMU 2008, 9).
Nahtlos an den Abschluss der Dialogphase der ersten NanoKommission schloss sich
die zweite Arbeitsperiode von 2009 bis 2011 an, die je nach Lesart entweder als
‚zweite Phase der NanoKommission’ oder ‚die zweite NanoKommission’ beschrie-
ben wurde (vgl. Kurath, et al. 2014). Diese umfasste 18 ständige Mitglieder aus ver-
schiedenen Interessengruppen. Sie wurde von vier Themengruppen mit je ca. 20–25
Mitgliedern aus Ministerien und Behörden, Wissenschaft, Wirtschaft, Umwelt-, Ver-
braucher- und neu auch Frauenorganisationen, Gewerkschaften und Kirchen unter-
stützt. Im Februar 2011 legte die zweite Nanokommission ihren Abschlussbericht in
einer öffentlichen Präsentation der Bundesregierung vor.
Wie die erste, entwickelte auch die zweite Nanokommission eine ‚vorläufige’ Defini-
tion von Nanomaterialien. Ihr Ziel lag darin, den verantwortungsvollen Umgang mit
Nanomaterialien im Sinne des Vorsorgeprinzips zu stärken, Risiken zu vermeiden
und den Prozess nachhaltiger Innovationen zu unterstützen. Zudem legte die zweite
Nanokommission ihren Schwerpunkt auf die folgenden fünf Bereiche gelegt (BMU
2011):
1) Bessere Umsetzung der fünf Prinzipien zum verantwortlichen Umgang mit Nano-
materialien (BMU 2008)
2) Leitfaden zur Gegenüberstellung von Nutzen- und Risikoaspekten von „Nano-
Produkten“
3) Kriterien zur vorläufigen Risiko-Einschätzung von Nanomaterialien hinsichtlich
ihrer Auswirkungen auf Mensch und Umwelt
4) Stellungnahme zum Regulierungsbedarf
5) Empfehlungen zur Entwicklung eines Leitbildes „Nachhaltige Nanotechnologien –
Green Nano“
Grundsätzlich empfahl die NanoKommission der Bundesregierung und verschiede-
nen Interessensgruppen, die Fördermittel für die Risiko- und Begleitforschung zu er-
höhen, die Forschungslücken im Bereich der Lebenszyklusbetrachtungen zu schlie-
ßen und die Schwerpunkte auf verbrauchernahe Anwendungsbereiche und die Aus-
wirkungen von Nanomaterialien auf die Umwelt zu setzen. Zudem sollten die Er-
kenntnisse in internationale Datenbanken wie diejenige der OECD eingespeist und
regulatorische Ansätze entwickelt, angepasst und aktualisiert werden, wie die
REACH-Verordnung und ihre Anhänge.
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Am Ende der zweiten Dialogphase waren sich die Beteiligten darin einig, dass der
NanoDialog mit den beteiligten Anspruchsgruppen zwar fortgeführt werden soll,
dass sich jedoch individuelle themenbezogene Veranstaltungen für die anstehenden
Fragen und Aufgaben formal besser eignen als ein einheitlicher Dialog (BMU 2011).
Im Januar 2012 informierte das BMU darüber, dass es die Empfehlungen der Nano-
Kommission aufgreifend, vier FachDialoge zum Risikomanagement, der Rückver-
folgbarkeit von Nanomaterialien, der Nachhaltigkeit und zu Forschungspotenzialen
der Nanotechnologien etablieren wird.

Wie die nachfolgende Analyse zeigt, wird der Gewinn des Nanodialogs
hauptsächlich bei informellen Aspekten verortet, wie der Vernetzung der
involvierten Akteure, der Etablierung einer konstruktiven Gesprächskul-
tur, den gemeinsamen Lernprozessen und beim Vertrauensgewinn unter
den Anspruchsgruppen (vgl. Kapitel 4.6.1). Als schwierig hat sich die
Konsensfindung in solchen heterogen zusammengesetzen Gremien her-
ausgestellt. Bei einem Anspruchsgruppendialoggremium handelt es sich
im Unterschied zu klar eingegrenzten Expertengremien um ein übergrei-
fend über verschiedenste gesellschaftliche Anspruchsgruppen zusammen-
gesetztes — von Callon, et al. (2001) als ‚hybrides Forum’ bezeichnetes
— Format, dessen Mitglieder höchst unterschiedliche Werte vertreten. Er-
schwerend dazu erweist sich der mit der Dialogmethodik verknüpfte An-

Kommission Empfehlungen zur integrierten Abschätzung von Nutzen und Risiken
von Nanotechnologien und Nanomaterialien abgegeben. Diese sieht die Integration
und Weiterentwicklung der Arbeitsgrundlagen beider Themengruppen in einem
weiterführenden Forschungs- und Beratungs-Projekt unter Einbezug von An-
spruchsgruppen und verstärkter Praxistests der Leitfäden unter Einbezug von zu-
künftigen Anwendern aus Industrie und KMUs sowie in einer engen Kooperation
mit den Entwicklern des Schweizer Vorsorgerasters vor. Weiter regt die NanoKom-
mission einen Anspruchsgruppen-übergreifenden Dialogs zur Leitbildentwicklung
„Nachhaltige Nanotechnologien – Green Nano“ und die Überarbeitung der Gestal-
tungsprinzipien an. In verschiedenen Bereichen hat die Kommission auch keinen
Konsens gefunden, wie beispielsweise in der Frage nach der Erstellung eines Mel-
deverfahrens und derjenigen nach einer öffentlich zugänglichen Datenbank. Dies
betrifft die Meldung der Verwendung von Nanomaterialien an eine Bundesbehörde
zur Einrichtung einer öffentlich zugänglichen Datenbank. Ebenso wenig kann sich
die Kommission zur Empfehlung eines verpflichtenden Zugangs der Öffentlichkeit
zu spezifizierten nanotechnologierelevanten Informationen, Daten und Prozessen
oder zu sicherheitsrelevanten Daten durchringen. Auch nicht durchgesetzt hat sich
die Idee, die OECD-Arbeitsdefinition auf Materialien auszuweiten, die in mindes-
tens einer Dimension kleiner als 300 nm sind und nano-spezifische Effekte verur-
sachen. Ebenso wenig wird der Verzicht auf Produktion und Vermarktung beson-
ders kritischer Nanomaterialien und Produkte empfohlen (BMU 2008).
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spruch, dass die gegenseitige Abstimmung konsensuell in möglichst
gleichberechtigt geführten Verhandlungen erfolgen soll (vgl. Hellmann-
Grobe 2000). Ebenfalls als problematisch hat sich die Integration der Nan-
oDialogarbeit in den politischen Prozess herausgestellt. Wie dies verschie-
dene Autorinnen und Autoren beobachten, fehlen bei partizipativen Gre-
mien häufig institutionalisierte Abläufe und Vorgaben darüber, wie solche
Erkenntnisse politisch umgesetzt werden können (siehe Kapitel 4.2). Dies
hat sich auch bei der Umsetzung der von der NanoKommission abgegebe-
nen Empfehlungen gezeigt. Hier hat eine Evaluation festgestellt, dass die
fünf Prinzipien nicht einmal durch die am Nanodialog beteiligten Organi-
sationen vollumfänglich umgesetzt worden sind (BMU 2011, 9).

Partizipation in Nichtwissensdiskursen

Im Zentrum dieses Kapitels steht eine dritte Strategie, die sich im Umgang
mit dem mit der Nanotechnologie verbundenen Nichtwissen beobachten
lässt: dessen Externalisierung in unterschiedliche Foren und Formen der
Partizipation.128 Dies betrifft einerseits das Einbinden von Anspruchsgrup-
pen, hier als Anspruchsgruppenpartizipation bezeichnet und andererseits
die Beteiligung der Bevölkerung, hier als zivilgesellschaftliche Partizipati-
on bezeichnet. Dabei fällt insbesondere auf, dass Partizipation als Strate-
gie in den verschiedensten Abschätzungsstudien empfohlen wird. Solche
Empfehlungen betreffen einerseits die Einbindung der unterschiedlichen
Anspruchsgruppen in Dialoge und in die Entscheidungsfindung im Be-
reich der Nanotechnologie. Dieser Ansatz wird insbesondere in Deutsch-
land prominent vertreten. Andererseits wird auch die gleichberechtigte
Einbindung der Zivilgesellschaft in wissenschafts- und technikspezifische
Entscheidungsfindungsprozesse verbreitet gefordert. Eine solche wird
zwischen 2004 und 2008 insbesondere im Kontext des britisch geprägten
Konzepts des ‚upstream engagement’ propagiert (z.B. Gavelin, et al.
2007).

In diesem Kapitel wird das Fazit gezogen, dass sowohl die Anspruchs-
gruppen-, wie auch die zivilgesellschaftliche Partizipation in Nichtwis-
sensdiskursen paradoxerweise häufig durch die Unbestimmtheit des ver-

4.1

128 Lösch (2012) bezeichnet die Strategie in Nichtwissensfragen politik- und wissen-
schaftsexterne Gremien einzuberufen als ‚Externalisierung von Verantwortung’.

4.1 Partizipation in Nichtwissensdiskursen

267

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


handelten Gegenstands — also durch das Nichtwissen — erschwert wird.
Die zivilgesellschaftliche Einbindung in Nichtwissensfragen von sich neu
etablierenden Technologien unterliegt dabei häufig dem Dilemma, dass
durch das hohe Maß an Unbestimmtheit der wissenschaftlichen, technolo-
gischen und technikpolitischen Fragen das öffentliche Interesse an der
Partizipation begrenzt ist. Verschiedentlich wird das Argument vorge-
bracht, dass gerade in Phasen der Entwicklungsoffenheit der neuen Tech-
nologien Partizipation ein zentrales Mittel wäre, die Zivilgesellschaft in
die Steuerung der Entwicklung dieser Technologien einzubinden (vgl. z.B.
Wilsdon & Willis 2004). Im Unterschied dazu kommt diese Studie in
Übereinstimmung mit verschiedenen Autoren (z.B. Bogner 2010; Kaiser
2015; Marris & Rose 2010) zum Schluss, dass dieser Anspruch nicht er-
füllbar ist. Vielmehr ergeben sich bei neu entstehenden Technologien eher
übergeordnete Fragestellungen auf einem höheren Abstraktionsgrad, wel-
che zivilgesellschaftliche Akteure kaum mit ihrer Lebenswelt in Verbin-
dung bringen können. Durch diese lebensweltliche Distanz zeigen zivilge-
sellschaftliche Akteure lediglich ein geringes Interesse an diesen Techno-
logien und an einem Engagement in damit verknüpften Fragen. Wie die
oben genannten Autoren gezeigt haben, ist die Zivilgesellschaft haupt-
sächlich dann an einer Mitbestimmung interessiert, wenn es sich um kon-
krete, alltagsnahe Themen handelt und wenn ein umsetzungsorientierter
Ansatz verfolgt wird (ibid.).

Zudem kranken sowohl die zivilgesellschaftliche wie auch die An-
spruchsgruppenpartizipation an der Schwierigkeit zur Konsensfindung,
dem Machtgefälle zwischen Organisatoren und Teilnehmenden und bis-
lang auch an der weitgehenden Ausklammerung des ‚Politischen’ (Davies,
et al. 2006; Marres 2012; Nowotny 2014; Singh 2007). Obwohl Ansätze
und Methoden der Partizipation vertieft reflektiert sind und Auffassungen
der teilnehmenden Akteure als ‚Laien’ bzw. ‚Experten’ breit hinterfragt
und diskutiert worden sind, wird das weitgehende Fehlen von Ansätzen
festgestellt, wie die Ergebnisse solcher deliberativer Verfahren im politi-
schen Prozess umgesetzt werden können (vgl. Nowotny 2014). Dies zeigt
sich auch an den im Rahmen dieser Studie analysierten Ansätzen der zivil-
gesellschaftlichen Partizipation. Bis auf wenige Ausnahmen fehlen diesen
Ansätzen die formale Anbindung und die inhaltliche Fokussierung, die
einen inhaltlichen Beitrag zur politischen Entscheidungsfindung ermögli-
chen würde. Selbst die Ergebnisse von politisch intstitutionalisierten An-
sätzen der Anspruchsgruppenpartizipation wie diejenigen der deutschen
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NanoKommission haben sich kaum in den politischen Prozess integrieren
lassen.

Im Zentrum des nachfolgenden Kapitels 4.2 stehen die über die letzten
50 Jahre beobachteten Paradigmenwechsel in der Partizipation von der
‚Aufklärung’ über den ‚Dialog’ hin zur gleichberechtigten ‚Einbindung’
(vgl. z.B. Stilgoe, et al. 2014; Wilsdon & Willis 2004). Dabei werden so-
wohl Ansätze der Anspruchsgruppenpartizipation als auch der zivilgesell-
schaftlichen Einbindung in die wissenschafts- und technikpolitische Ent-
scheidungsfindung im Bereich der Nanotechnologie diskutiert. Hier spie-
len Anspruchsgruppendialoge und Aufklärungsdiskurse wie auch der unter
dem Begriff des ‚upstream engagements’ insbesondere im britischen Na-
notechnologiediskurs propagierte Paradigmenwechsel der Demokratisie-
rung von Partizipation in Wissenschafts- und Technikfragen eine wesentli-
che Rolle. Im Anschluss folgen die länderspezifischen Analysen des Parti-
zipationsdiskurses und ein abschließendes Kapitel zur Rolle von Partizipa-
tion in Nichtwissensdiskursen.

Von der Aufklärung über den Dialog zum gleichberechtigten
Austausch

Ideen zur zivilgesellschaftlichen Partizipation an Wissenschafts- und
Technikfragen sind einerseits aus den insbesondere im angelsächsischen
Raum unter dem Begriff des Public Understanding of Science (PUS) ver-
breiteten aufklärungsorientierten wissenschaftskommunikativen Ansätzen
entstanden (vgl. Joss & Durant 1995). Andererseits haben sich partizipati-
ve Verfahren insbesondere im Zentral- und nordeuropäischen Raum auch
aus der Technikfolgenabschätzung (TA) entwickelt, die sich Anfang der
1970er Jahre als Instrument der Politikberatung institutionalisiert hat (vgl.
Köberle, et al. 1997).

Der unter dem Begriff des Public Understanding of Science (PUS) ent-
wickelte Ansatz der Wissenschaftskommunikation ist nach dem Zweiten
Weltkrieg im Zusammenhang mit der Wahrnehmung einer verstärkt kriti-
schen Haltung der Gesellschaft gegenüber militärisch geprägten wissen-

4.2
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schaftlichen Großprojekten ‚big science’ (de Solla Price 1967) entstan-
den.129 Kombiniert mit einem in westlichen Industrienationen angewach-
senen Bewusstsein für das problematische Verhältnis zwischen Wissen-
schaft und Öffentlichkeit, hat diese Wahrnehmung zur Etablierung unter-
schiedlicher wissenschaftspolitischer Programme geführt (vgl. Joss & Du-
rant 1995, 9). Dieser in Wissenschaft und Politik breit propagierte Ansatz
des PUS zielt darauf ab, wissenschaftliche Forschung einer breiten Bevöl-
kerung näherzubringen (vgl. Lewenstein 1992). Der darin angewandte
Kommunikationsstil ist von der Idee geprägt, dass Experten Laien über
bestimmte Sachverhalte aufklären, was auch als ‚Aufklärungsdiskurs’ und
als ‚Einwegskommunikationsstil’ kritisiert worden ist.

Unter wissenschafts- und technikpolitischen Entscheidungsträgern in
den meisten westlichen Industrienationen ist die Vorstellung verbreitet,
dass gesellschaftliche Dissidenz und öffentlicher Protest in engem Zusam-
menhang mit dem mangelndem Verständnis der Bevölkerung von wissen-
schaftlichen Tatsachen stehen (vgl. Kurath & Gisler 2009). Diese Annah-
me wird insbesondere in der Biotechnologiekontroverse durch großange-
legte quantitative Studien zur Erhebung der öffentlichen Meinung gestützt,
wie diejenigen der National Science Foundation zu wissenschaftlichem
Verständnis und die Eurobarometer Studien, die Wissenschafts- und Tech-
nikverständnis in Kombination mit öffentlicher Meinung und Ausbildung
abfragen (vgl. Gregory & Miller 1998). Solche Studien prägen den politi-
schen Diskurs und schreiben PUS-basierte Konzepte zum Verständnis von
Wissenschaft und Öffentlichkeit in der Gesellschaft fest (vgl. Gottweis
1998; Jasanoff 2005; Lewenstein 1987; Miller 1987; Wright 1994). Zu-
dem sollen damit öffentlichen Befürchtungen über nachteilige Implikatio-
nen von wissenschaftlichen und technologischen Errungenschaften auf Er-
nährung, Gesundheit und Umwelt begegnet werden (vgl. Hagendijk & Ir-
win 2006). Dennoch bleibt in der europäischen Bevölkerung eine weitver-
breitete Skepsis bestehen, die sich insbesondere gegen biotechnologische
Forschung und Anwendungen in der Landwirtschaft richtet. Experimente,
Freisetzungsversuche und die geplante Markteinführung von gentechnisch

129 Dabei spielt auch das zunehmende politische Interesse der zivilen Nutzung der
Nukleartechnologie eine wichtige Rolle. Zudem wächst in der US-amerikani-
schen Wissenschaftspolitik die Sorge, dass die staatliche Förderung wissenschaft-
licher Forschung durch die kritische Haltung der Bevölkerung politisch unter
Druck geraten könnte. Ebenfalls wächst das Bewusstsein für den problemati-
schen Status der Wissenschaft in der Gesellschaft (Miller 2001).
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veränderten Organismen auf europäischen Märkten rufen trotz intensivier-
ter PUS-MaßnahmenWiderstand hervor, der in der Europäischen Union zu
einem Quasi-Moratorium in der Freisetzung gentechnisch veränderter Or-
ganismen führt. Meinungsumfragen zeigen, dass sogar in Zeiten hoher
PUS-Aktivitäten die öffentliche Akzeptanz dieser Technologien nicht an-
steigt (vgl. Miller 2001; Turney 1996) und dass die Glaubwürdigkeit der
wissenschaftlichen Forschung in der Bevölkerung über die Jahre sogar
sinkt (vgl. Bauer & Gaskell 2002; Durant, et al. 1998; Gaskell & Bauer
2001).

Die dem PUS-Konzept zugrunde liegende Vorstellung geht davon aus,
dass das wissenschaftliche Verständnis der Bevölkerung mit deren Tech-
nikakzeptanz zusammenhängt, also dass eine Korrelation von Fachwissen
und Akzeptanz besteht (vgl. Bodmer & al. 1985). Mit der Erhöhung des
Verständnisses für Wissenschaft und Technik in der Bevölkerung, soll die
zivilgesellschaftliche Akzeptanz der natur- und technikwissenschaftlichen
Forschung erhöht werden (vgl. Turney 1996). Zudem wird PUS als Aus-
weg aus Technikkontroversen propagiert, wie derjenigen um BSE (Bovine
spongiforme Enzephalopathie), Maul- und Klauenseuche und der Gen-
technik (vgl. Hagendijk 2004).130 PUS-Konzepte reihen sich in die dama-
lige Haltung von Regierungen und wissenschaftlichen Exponenten ein, öf-
fentlichem Widerstand mit Härte zu begegnen (vgl. Hagendijk & Irwin
2006). Damit hat PUS die Wissenschafts- und Technikpolitik der meisten
westlichen Industrienationen stark geprägt und sich zum zentralen Be-
zugspunkt im Verhältnis zwischen der Wissenschaft und der Bevölkerung
entwickelt. Angeregt durch eine Studie der Royal Society (Bodmer & al.
1985), entwickelt sich insbesondere in Großbritannien PUS zur offiziellen
wissenschaftspolitischen Strategie der Regierung (Joss & Durant 1995).
Die Publikation des Royal Society Berichtes (Bodmer & al. 1985) führt
zur Einrichtung eines zentralen Forschungsprogramms zum öffentlichen
Verständnis von Wissenschaft, finanziert durch das Economic and Social
Research Council (ESRC), die Einsetzung eines Standing Committee for
the Public Understanding of Science (COPUS) und die Schaffung mehre-
rer praxisbezogener Programme, wie ein Preis für wissenschaftliches
Schreiben, ein Medienstipendium und ein Stipendiensystem für die Popu-
larisierung von Wissenschaft in der Gesellschaft (Joss & Durant 1995).

130 Damit wird die Gentechnik der Öffentlichkeit als geeigneter und sicherer Ansatz
zur Lösung gesellschaftlicher Probleme vermittelt (vgl. Jones 2014; Wynne
2001).
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PUS-Ansätze sind jedoch bereits in den 1970er und frühen 1980er Jah-
ren von Exponenten der sozialwissenschaftlichen Wissenschafts- und
Technikforschung kritisch diskutiert (Nelkin 1976; Perlman 1982; Shils
1974; Trachtman 1981) und als ‘Defizitmodell’ angeprangert worden
(Wynne 1995). Diese Kritik hat sich sowohl gegen die in PUS-Ansätzen
vertretene Auffassung einer Inferiorität von zivilgesellschaftlichem Wis-
sen gegenüber wissenschaftlichem Wissen gerichtet (Irwin&Wynne, 1996)
als auch gegen ihre Inkompatibilität mit der Theorie des gesellschaftlich
verbreiteten Wissens ‚socially distributed knowledge’ (Nowotny 1993)
und derjenigen zivilgesellschaftlicher Wissensformen ‚civic epistemolo-
gies’ (Jasanoff 2005). Zudem wird die im Kontext von PUS erfolgte Fest-
schreibung von Konzepten wie ‘Experten’ und ‘Laien’, zwischen denen
eine signifikante Wissenslücke besteht, kritisiert (vgl. Felt & Fochler
2010a). Dabei wird der im Rahmen von PUS propagierte Einwegkommu-
nikationsansatz als unhaltbar bezeichnet, in welchem Laien als passive
Rezipienten von lebensweltlich losgelöstem Faktenwissen agieren, das
weder in Bezug zu sozialen Aktivitäten steht noch gesellschaftliche Struk-
turen berücksichtigt (vgl. Whitley 1985). Weitere Kritik bezieht sich auf
die den PUS-Konzepten unterliegende normative Auffassung, gesell-
schaftliche Wahrnehmung mit Faktenwissen gleichzusetzen.131

Verschiedene Autoren verorten parallel zu den PUS-Ansätzen auch
einen seit Mitte der 1970er Jahren in westlichen Industrienationen im
Kontext von Umwelt- und Technikkonflikten entstandenen Trend, der eine
stärker auf Gleichberechtigung fokussierende Einbindung der Öffentlich-
keit in die Wissenschafts- und Technikpolitik fordert (vgl. Felt 2003; Ha-
gendijk & Irwin 2006; Rowe & Frewer 2000). 132 Insbesondere in den
1990er Jahren führen die sozialwissenschaftlichen Kritiken an PUS und

131 Vgl. dazu beispielsweise (Collins 1987; Hagendijk & Irwin 2006; Irwin & Wyn-
ne 1996; Jasanoff 2005; Michael 1986; Wynne 1996; Wynne 2001). Diese nor-
mative Auffassung akzentuiert sich insbesondere in der Interpretation der soge-
nannten ‚Tomatenfrage’ in der Eurobarometerstudie des Jahres 1991. Als solche
wird die geforderte Beurteilung der Richtigkeit der Frage, ob nur gentechnisch
veränderte Tomaten Gene enthalten, während normale Tomaten über keine verfü-
gen, bezeichnet. Die breite Zustimmung zu dieser Frage wird in Wissenschaft
und Politik häufig als Nachweis der zivilgesellschaftlichen Bildungsferne inter-
pretiert und als Rechtfertigung dafür benutzt, der Zivilbevölkerung die Mitspra-
chekompetenz in Technikdiskursen abzusprechen (Torgersen 2005).

132 Zu Technikkonflikten und der Rolle von Expertise siehe auch (Bogner 2011; Bo-
gner 2013).
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die anhaltenden Technikkontroversen zu einem Gesinnungswandel bei den
Entscheidungsträgern aus Wissenschaft und Politik, den durch Geheimhal-
tung und Aufklärung geprägten Umgang mit der Öffentlichkeit durch ver-
stärkt transparente und offene Formen der zivilgesellschaftlichen Einbin-
dung in den Technikfolgendiskurs zu ersetzen (vgl. Hagendijk & Kallerud
2003, 3).

Dieser Wandel setzt beispielsweise in Großbritannien in den späten
1990er Jahren mit der Publikation von Prinzipien zur Erhöhung der Trans-
parenz in die wissenschaftliche Politikberatung durch die Royal Commis-
sion on Environmental Pollution (RCEP) ein. Dieser Bericht zielt auf die
Demokratisierung von PUS ab. Der RCEP Bericht propagiert eine erhöhte
Transparenz, Offenheit und die Konsultation der Öffentlichkeit für die
umweltpolitische Entscheidungsfindung. Er spricht die Problematik der
Ungewissheit in der Wissenschaft und die Bedeutung des öffentlichen Ver-
trauens in wissenschaftliche Entwicklungen an und argumentiert für eine
demokratischere und offenere Behandlung der Wissenschaft (RCEP
1998). In der Folge entstehen verschiedene Studien, welche die Idee der
verstärkten Transparenz und der zivilgesellschaftlichen Einbindung in die
wissenschaftliche und politische Entscheidungsfindung aufgreifen (Irwin
2001, 2).

Im Zusammenhang mit der Etablierung von Konzepten wie
‚Governance’ und ‚deliberativer Demokratie’ lässt sich eine Abkehr von
PUS zu verstärkt verhandlungs-, partizipativer- und dialogorientierten For-
men der zivilgesellschaftlichen Einbindung beobachten (vgl. Felt & Foch-
ler 2008; Hagendijk & Irwin 2006, 168). Kearnes (2009) spricht hier in
Anlehnung an Irwin (2001) und Hagendijk und Irwin (2006) von einer de-
liberativen Wende, die Irwin (2006) auch als ‚new scientific governance’
bezeichnet.

Einerseits haben sich seit den 1990er Jahren partizipative Projekte, Dia-
loge und Technikfolgenabschätzungen in der Wissenschafts- und Technik-
politik breit etabliert (vgl. Hagendijk & Irwin 2006), obwohl sie häufig
kaum messbare Ergebnisse einer dadurch veränderten Technikpolitik zei-
gen (vgl. Abels & Bora 2004). Andererseits lässt sich seit der Jahrtausend-
wende erneut ein Trend in Richtung intensivierter und professionalisierter
wissenschaftspolitischer Öffentlichkeitsarbeit feststellen; bzw. eine erneu-
te Verschiebung von partizipativen Ansätzen hin zu Informations- und Un-
terhaltungsanlässen, wie Wissenschaftsfestivals und Tage der offenen La-
bors (vgl. Bogner 2012). Obwohl die öffentliche Akzeptanz von Spitzen-
technologien und die Glaubwürdigkeit der Wissenschaft in Phasen intensi-
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ver PUS-Aktivitäten nicht zugenommen hat, hat sich PUS dennoch als be-
liebtes Medium der Wissenschaftskommunikation etabliert und stabilisiert
(vgl. Kurath & Gisler 2009).

Neben der Vorstellung einer Demokratisierung von PUS sind Ideen der
Partizipation in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts auch in den
Bereichen Stadtplanung, Umweltschutz und in die Technikfolgenabschät-
zung (TA) aufgenommen worden (vgl. Abels & Bora 2004; Joss & Durant
1995; Renn, et al. 1998; Wiedemann, et al. 1991).133 Das zunehmende In-
teresse an partizipatorischen Verfahren wird mit der Verbreitung von TA
im Umweltbereich und bei Gesundheitsfragen wie z.B. der Toxizität von
Chemikalien, der Klimaforschung und der Biotechnologie in Verbindung
gebracht. Diese Gebiete zeichnen sich durch widersprüchliche Expertise
und wissenschaftliche Unsicherheit aus, was nach Ansicht verschiedener
Autoren zu einem Legitimationsverlust der Wissenschaft im politischen
Handeln beiträgt und zu einer Öffnung für partizipative Konzepte geführt
hat (vgl. z.B. Abels & Bora 2004, 8).

Der wissenschaftspolitische Kontext der Einführung diskursiver Ansät-
ze wird unterschiedlich begründet. Einerseits wird eine der Ursachen in
den aufgekommenen ‚Zweifel’ an der Gesellschaftsverträglichkeit der
wissenschaftlichen Entwicklung gesehen (Köberle, et al. 1997). Zudem
wird der mit dem Begriff der ‚Politisierung wissenschaftlicher Expertise’
(Weingart 1983) umschriebene zunehmende Einfluss wissenschaftlicher
Experten in der politischen Entscheidungsfindung als Grund angeführt.
Ebenfalls wird von ‚Unsicherheit’ und ‚Legitimationsproblemen’ (Joss &
Durant 1995) und einer ‚wachsende Entfremdung zwischen Entschei-
dungsträgern und Betroffenen’ (Renn, et al. 1998) gesprochen. Jasanoff
(2003, 235) geht von einem ‚participatory turn’ aus, der im Kontext einer

133 Der Ursprung der Technikfolgenabschätzung und -bewertung wird ursprünglich
in den Vereinigten Staaten verortet. Die TA gilt als eine seit Ende der 1960er Jah-
re in unterschiedlichen westlichen Industrienationen eingesetzte Form der Kon-
fliktlösung und Politikberatung (Abels & Bora 2004). Der angelsächsische Raum,
insbesondere die Vereinigten Staaten, in der neben der TA auch die damals ver-
breitet institutionalisierten Vermittlungs-, Moderations- und Mediationsverfahren
entwickelt werden, dient den europäischen Ansätzen als Vorbild. Das im Jahr
1972 etablierte US-amerikanische Office for Technology Assessment (OTA) gilt
beispielsweise als Vorbild für das im Jahr 1976 institutionalisierte Büro für Tech-
nikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestags (Wiedemann, et al. 1991) und
für die später eingesetzten Enquête-Kommissionen des Bundestags (Abels &
Bora 2004; Köberle, et al. 1997, 17).
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gesellschaftlichen Distribution der akademischen Wissensproduktion ge-
sehen wird (Gibbons, et al. 1994; Nowotny, et al. 2001). In diesem Kon-
text wird von ‚partizipativer Technikfolgenabschätzung’ gesprochen
(pTA), welche neben der Berücksichtigung von Fachleuten auch die direk-
te Einbindung von zivilgesellschaftlichen Akteuren in den politischen Pro-
zess vorsieht (vgl. Abels & Bora 2004). Als Weiterentwicklung der pTA
wird bei einer frühzeitigen Einbindung der Zivilgesellschaft in die wissen-
schafts- und technikbezogene Entscheidungsfindung auch von ‚antizipato-
rischer Governance’ (Barben, et al. 2008), ‚konstruktiver-’ (Rip, et al.
1995), ‚interaktiver-’ (Grin, et al. 1997) und ‚Echtzeit-/real time’ Technik-
folgenabschätzung (Guston & Sarewitz 2002) gesprochen (vgl. auch Ein-
siedel, et al. 2001,85); oder grundsätzlich von ‚verantwortungsvoller For-
schung und Innovation’ (Stilgoe, et al. 2013).134

In westlichen Industrienationen sind partizipative Ansätze entwickelt
worden, um Interessensvertreter, Betroffene und die Öffentlichkeit in Ent-
scheidungsfindungs- und Dialogprozesse einzubinden (vgl. Rowe & Fre-
wer 2000). Zudem soll mit partizipativen Ansätzen die wissenschaftliche
und politische Technikbewertung mit derjenigen der Zivilgesellschaft
kombiniert werden (vgl. Köberle, et al. 1997). Unterschiedliche partizipa-
tive Ansätze und spezifische Verfahren finden sich beispielsweise in (vgl.
Abels & Bora 2004; Guston 1999; Joss & Durant 1994; Joss & Durant
1995; Renn, et al. 1998; Rowe & Frewer 2000, 7; Wiedemann, et al.
1991). Die der partizipativen Technikfolgenabschätzung (pTA) zugrunde
liegende Annahme geht davon aus, dass Legitimation sowohl im Verfah-
ren, als auch in der Entscheidung an sich hergestellt werden kann. Dabei
werden traditionell nicht involvierte Personen in die außerhalb der institu-
tionalisierten politischen Prozesse stattfindenden Verfahren der Technik-

134 Die Ziele partizipativer und diskursiver Verfahren werden in der Auflösung von
Widersprüchen in Entscheidungsproblemen der Technikbewertung und deren Re-
gulierung durch einen Abwägungsprozess gesehen. Dieser berücksichtigt unter-
schiedliche Ansichten, Interessen oder Überzeugungen zwischen verschiedenen
technischen Optionen (Stirling 2008). Im Unterschied zu dezisionistischer oder
technokratischer Entscheidungsfindung sollten diskursive Verfahren unter Betei-
ligung professioneller und zivilgesellschaftlicher Akteure idealerweise zu einer
konsensuellen Beantwortung strittiger Fragen der Technikbewertung oder zu
einer von allen akzeptierten bzw. verantworteten Konfliktlösung im Rahmen von
Entwicklung, Planung und Regulierung neuer Technologien beitragen (Kaiser &
Maasen 2007; Köberle, et al. 1997, 13).
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bewertung eingebunden (vgl. Abels & Bora 2004).135 Da der rechtlich-po-
litische Status dieser partizipatorischen Konzepte in den meisten Demo-
kratien nicht geklärt ist, gehen Regierungen, Parlamente und Behörden mit
diesen partizipativen Verfahren höchst unterschiedlich um.136 Für die Ein-
bindung der Zivilgesellschaft im Rahmen der pTA werden hauptsächlich
drei befürwortende Argumente vorgebracht (vgl. Marris & Rose 2010):

1. 54.1. Normative Begründung: betroffene Bürgerinnen und Bürger bzw.
Steuerzahler haben ein ‚Recht’ auf Partizipation

2. 55.2. Instrumentelle Begründung: Partizipation hilft Konflikte zu ver-
meiden

3. 56.3. Substantive Begründung: die Sicht der Nutzer kann Innovationen
generieren

Neben den Ansätzen von PUS ist aber auch die pTA verschiedentlich kri-
tisch reflektiert worden. Dabei wird der Erfolg von diskursiven Verfahren
insbesondere bei der Entscheidungsfindung im lokalen Kontext beschrie-
ben (vgl. Burgess 2014) und bei konkreten Fragen, wie z.B. solchen nach
einer Schwerpunktlegung in der Förderung von nanotechnologiespezifi-
scher Gesundheitsforschung (vgl. Jones 2014). Demgegenüber bleiben
überregionale und nationale Anläufe (vgl. Köberle, et al. 1997, 15) und
solche mit breiten, allgemeinen und unbestimmten Fragen eher ergebnis-
los (vgl. Sturgis 2014).137 Weitere Kritiken betreffen die Erwartung, dass
TA-Verfahren unter Beteiligung von Bürgern, Interessensvertretern und

135 Eine Ausnahme stellt hier das im Jahr 1986 durch die dänische Regierung einge-
setzte Danish Board of Technology dar, welches aufgrund eines gesetzlichen
Mandates die Technikfolgenabschätzung und partizipative Ansätze, wie die Kon-
sensuskonferenz im Gesetzgebungsverfahren zwingend vorsieht. Das Board of
Technology verliert jedoch sein politisches Mandat im Jahr 2013 und wird als
private, nicht profitorientierte Stiftung weitergeführt (vgl. Horst 2014).

136 Einige werden im Kontext institutionalisierter parlamentarischer Technikfolgen-
abschätzungsgremien entwickelt wie z.B. die Konsensuskonferenzen durch das
Danish Board of Technology, andere verstehen sich eher als basisdemokratische
Ergänzung der Politik (vgl. Abels & Bora 2004, 10; Einsiedel, et al. 2001; Renn,
et al. 1998, 23).

137 Dabei sind insbesondere die Bürgerforen der im Jahr 1992 gegründeten und im
Jahr 2003 ähnlich wie das amerikanische OTA aus Kostengründen geschlossenen
Akadmie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg und die in Däne-
mark und den Niederlanden praktizierten Konsensuskonferenzen bedeutsam. Ziel
dieser Verfahren ist die engere Verknüpfung der öffentlichen Bedenken in die po-
litischen Entscheidungsfindungsprozesse (vgl. Köberle, et al. 1997, 18).
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der allgemeinen Öffentlichkeit besser als traditionelle hierarchische Poli-
tikverfahren in der Lage sind, Akzeptanz und Legitimität politischer Ent-
scheidungen zu steigern (vgl. Abels & Bora 2004, 10) und diese in einer
geteilten Verantwortlichkeit zu tragen (Chilvers & Kearnes 2016; vgl. Felt,
et al. 2014; Kaiser & Maasen 2007). Zudem rücken aktuelle Beiträge die
temporären, globalen und soziokulturellen Komplexitäten verstärkt in den
Fokus, in welchen Partizipation und die Forderung nach einer Demokrati-
sierung stattfinden (Felt 2016; Irwin 2015; Irwin & Horst 2016). Dabei
wird auch von einem Wandel von ‚rationalen’ Diskursen zu verstärkt ‚ma-
teriell’ orientierten kommunikativen Ansätzen gesprochen (Davies, et al.
2012; Marres 2012).

Partizipation im Nanotechnologiediskurs

Im Kontext der sich neu entwickelnden Nanotechnologie wird insbesonde-
re in Großbritannien unter dem Konzept des ‚upstream engagement’, ein
Paradigmenwechsel in der Wissenschaftskommunikation von Aufklärung
über Dialog zu einer gleichberechtigten Einbindung der Zivilgesellschaft
in die wissenschafts- und technikpolitische Entscheidungsfindung in der
frühestmöglichen Phase der Technikentwicklung gefordert (RS&RAE
2004). Wie die britische Denkfabrik DEMOS in einer Publikation fest-
stellt, hat über die letzten 20 Jahre eine Demokratisierung der Wissen-
schaftskommunikation stattgefunden, die vom herablassenden Ton des
PUS über den scherzhafteren Ansatz des Dialogs zu einem bewussteren
Weg des Zuhörens gefunden hat:

„Wie wir gesehen haben, hat die Wissenschaft in kurzer Zeit einen langen
Weg zurückgelegt. In weniger als 20 Jahren hat sie ihren Konversationsstil
mit der Gesellschaft vom herablassenden Ton des ‚public understanding’ hin
zum wärmeren Geplänkel eines Dialogs angepasst. Nun wechselt sie noch-
mals; zu einem ehrlicheren und reflektierenderen Ansatz des Zuhörens und
des Austauschs.“ (Wilsdon & Willis 2004, 56, Übersetzung der Autorin).

Diese Wende wird im Nanotechnologiediskurs von der Royal Society an-
geregt, die einmal mehr als Wegbereiterin eines neuen wissenschaftspoliti-
schen Trends in Großbritannien agiert.138 Diesmal greift sie die Forderung

4.2.1

138 Ähnliche Forderungen hat das House of Lords Science and Technology Commit-
tee bereits im Jahr 2000 (auf dem Höhepunkt der BSE-Krise) gestellt. Mit der
Feststellung, dass das öffentliche Vertrauen in die Wissenschaft substanziell ge-
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nach der demokratischen Einbindung der Zivilbevölkerung in den politi-
schen Diskurs um die Nanotechnologie auf. Dabei streicht sie die Notwen-
digkeit hervor, die Zivilgesellschaft in frühen Phasen technologischer Ent-
wicklungen gleichberechtigt in die wissenschafts- und technopolitische
Entscheidungsfindung miteinzubeziehen (RS&RAE 2004). Das der Nano-
technologie inhärente hohe Maß an Nichtwissen umschreibt sie dabei mit
dem Begriff ‚upstream’. Diese Idee ist neu in Großbritannien. Wie die
Diskurse um PUS zeigen, hat die Zivilgesellschaft bislang wenig Möglich-
keiten gehabt, in die wissenschafts- und technikpolitische Entscheidungs-
findung Einfluss zu nehmen (vgl. Wynne 1991b; Ziman 1992).

Damit wird im politischen Diskurs der Nanotechnologie der Begriff
‚upstream engagement’ geprägt, der für eine gleichberechtigte, aus-
tauschorientierte bzw. sogenannt ‚demokratische’ Einbindung der Zivilge-
sellschaft in die wissenschafts- und technikpolitische Entscheidungsfin-
dung in einer frühen und von hohem Nichtwissen geprägten Phase der
Technikentwicklung steht. Diese Idee wird in der Folge in unterschied-
lichste Publikationen aufgenommen, wie beispielsweise in ein Editorial
des Wissenschaftsmagazins Nature (2004), in einen Bericht der wissen-
schaftspolitischen Denkfabrik DEMOS (Wilsdon & Willis 2004) oder in
akademische Publikationen im Gebiet der sozialwissenschaftlichen Wis-
senschafts- und Technikforschung (z.B. Grove-White, et al. 2004; Kear-
nes, et al. 2006b; Kearnes & Wynne 2007; Mac Naghten, et al. 2005; Ro-
gers-Hayden & Pidgeon 2007). Ziel der Proponenten des ‚upstream enga-
gement’ Ansatzes ist es, öffentliches Wissen, als zentralen Faktor in die
wissenschafts- und technikpolitische Entscheidungsfindung über neu ent-
stehende Technologien miteinzubeziehen. Damit soll eine genuin demo-
kratische Interaktion zwischen Wissenschaft und Gesellschaft gefördert
werden, die gegenseitiges Lernen ermöglicht (vgl. Gavelin, et al. 2007).
Nach seiner prominenten Propagierung durch die Royal Society und Na-
ture wird ‚upstream engagement’ zu einem Kernkonzept der Wissen-
schaftskommunikation im Nanotechnologiediskurs. Davon ausgehend
wird eine Vielfalt partizipativer Projekte und kommunikativer Aktivitäten
initiiert, die als neue und demokratische Wende im wissenschaftspoliti-
schen Diskurs gepriesen werden (vgl. Kearnes, et al. 2006b; Wilsdon
2005, p. 1).

schwunden ist, plädiert es für mehr Transparenz und Dialoge vonseiten der Wis-
senschaft und für die aktive Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in regulie-
rungsrelevante Forschungs- und Technikfragen (House of Lords 2000).
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Die Forderung nach einer partizipativen Einbindung von Experten, An-
spruchsgruppen aber auch der Zivilgesellschaft in die technik- und wissen-
schaftspolitische Entscheidungsfindung der Nanotechnologie beschränkt
sich jedoch nicht nur auf Großbritannien. Vielmehr wird sie insbesondere
auch in den kontinental-europäischen Abschätzungsstudien nahezu flä-
chendeckend vertreten. Die Einbindung der Zivilgesellschaft in Nanotech-
nologiefragen wird sowohl in Technikfolgenabschätzungsstudien (z.B. Pa-
schen, et al. 2004; RS&RAE 2004), in Strategiedokumenten (z.B. BMBF
2007b; COM 2005a), in Analysen von Behörden (z.B. BMU 2011; UBA
2009), in Studien von privatwirtschaftlichen Akteuren (z.B. Swiss Re
2004), in solchen von Expertenorganisationen (z.B. IRGC 2006; Schmid,
et al. 2003; Wilsdon & Willis 2004), von Nichtregierungsorganisationen
(z.B. ETC 2003b; Kühling & Cameron 2006) und in akademischen Beiträ-
gen prominent gefordert (z.B. Fogelberg & Glimell 2003). Dabei zeigt
sich im politischen Diskurs der Nanotechnologie der von Abels und Bora
(2004, 6) beschriebene Trend zur Partizipation deutlich. Dieser Trend wird
auf den Komplexitätsanstieg der gesellschaftlichen Steuerung und die
schwindende Akzeptanz staatlicher wissenschafts- und technikbezogener
Entscheidungsfindung zurückgeführt (ibid.).

Die Forderung nach Partizipation im Nanotechnologiediskurs basiert al-
so auf der weitverbreiteten Kritik an PUS und auf der Idee, Fehler aus frü-
heren Technikkontroversen um Kernkraft, gentechnisch veränderte Orga-
nismen und den Skandalen um BSE und Maul- und Klauenseuche zu ver-
meiden.139 Insbesondere wird verschiedentlich auf ein erschüttertes Ver-
trauen der Bevölkerung in Wissenschaft, Technik und in ihre politischen
Repräsentanten verwiesen (vgl. Gaskell, et al. 2004; Gaskell, et al. 2005;
Wynne 2001). Fehler aus diesen Kontroversen sollen nun durch die früh-
zeitige Einbindung zivilgesellschaftlicher Akteure in die wissenschafts-
und technikpolitische Entscheidungsfindung über die Nanotechnologie
vermieden werden (vgl. z.B. Einsiedel & Goldenberg 2004; Grove-White,
et al. 2004; Kearnes, et al. 2006a; Mehta 2004; Wolfson 2003). Dazu ver-
weisen beispielsweise die britischen Sozialwissenschaftler Grove-White,
et al. (2004) expliziet auf die Gentechnikkontroverse, um ihrem Ansatz

139 Diese Forderungen sind insbesondere in Großbritannien nach Kontroversen, wie
derjenigen um die britische Kernkraft- und nukleare Wiederaufbereitungsanlagen
von Windscale/Sellafield (Wynne 1987) oder in der Gentechnik um diejenige um
das Klonschaf Dolly und den britischen Forscher Árpád Pusztai virulent (vgl. Ha-
gendijk & Irwin 2006).
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der frühzeitigen und gleichberechtigten Einbindung der Zivilgesellschaft
in die Entscheidungsfindung um die Nanotechnologie Bedeutung zu ver-
leihen:

„Die Gentech-Erfahrung zeigt, dass es im Bereich der Nanotechnologie not-
wendig ist, beharrlichere und mutigere Versuche zu entwickeln, um reichere,
komplexere, nuanciertere und reifere Auffassungen von Öffentlichkeit in ‚up-
stream’ orientierte Ansätze einzubauen.“ (Grove-White, et al. 2004, 20, Über-
setzung der Autorin).

Auch verschiedene Interviewpartner beziehen sich auf die BSE-Krise und
die Gentechnikkontroverse. Eine Interviewpartnerin der britischen Partizi-
pationsberatungsfirma Involve vertritt die Haltung, dass das Bedürfnis,
derartige Kontroversen zu vermeiden, zu einer Sensibilisierung der Wis-
senschaft für dialogorientierte Ansätze geführt hat:

„Nach der BSE-Krise und der Kontroverse um die Einführung von gentech-
nisch verändertem Saatgut musste die Wissenschaft ihr Verhältnis zur Öffent-
lichkeit grundlegend überdenken. Und da war ein Gefühl, mehr auf eine dia-
logisch, eine vertrauensbasierte Beziehung mit Bürgerinnen und Bürgern auf-
zubauen, weil diese Art von Kontroversen grundsätzlich nicht lösbar ist. Es
ging darum, sicherzustellen, dass so etwas wie die Gentechnikkontroverse
nicht noch einmal passiert.“ (Dialogspezialistin, Involve, 12.11.2008, Über-
setzung der Autorin).

Ein Interviewpartner aus den Nanowissenschaften macht die prominente
akademische Kritik von Exponenten aus dem Feld der Wissenschafts- und
Technikforschung am PUS-Ansatz für die geänderte Haltung verantwort-
lich. Dadurch ist in der Wissenschaft die Überzeugung entstanden, bei der
neu auftretenden Nanotechnologie verstärkt auf gleichberechtigte Einbin-
dung fokussierende partizipative Verfahren wie ‚upstream engagement’ zu
setzen:

„Wir haben Kritiken an PUS gesehen, hauptsächlich von Leuten wie Brian
Wynne und seinen Kollegen in Lancaster. Das war eine akademische Kritik
und eine sehr überzeugende Kritik, welche die Idee des ‚upstream engage-
ment’ betonte. Nanotechnologie kam genau zur richtigen Zeit, als ein Be-
reich, in welchem diese neuen Ideen der zivilgesellschaftlichen Partizipation
ausprobiert werden konnten, um zu sehen, ob die Dinge besser laufen, als es
in den vorangegangen wissenschaftspolitischen Debakeln der Fall war.“ (Na-
notechnologiespezialist, University of Sheffield, 2.12.2008, Übersetzung der
Autorin).

Neben PUS und Dialogen wird in der Wissenschafts- und Technikfor-
schung auch der Ansatz des ‚upstream engagements’ zunehmend kritisch
reflektiert, wie das nachfolgende Kapitel zeigt.
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Kritische Reflexion der zivilgesellschaftlichen Partizipation

Verschiedene Autoren beziehen sich in ihrer Kritik auf die euphorische
Rhetorik, mit welcher im Nanotechnologiediskurs Partizipation an der
wissenschafts- und technikpolitischen Entscheidungsfindung eingefordert
wird und auf die überhöhten Erwartungen, die mit solchen Prozessen ver-
knüpft werden (vgl. z.B. Stilgoe, et al. 2014). Irwin (2014) vertritt die Hal-
tung, dass verschiedene Partizipationsinitiativen geringe Themenbezüge
verfolgen, aber um intensive politische Rhetorik herum aufgebaut worden
sind. Seiner Ansicht nach stellt die gleichberechtigte Einbindung der Zi-
vilgesellschaft in die wissenschaftspolitische Entscheidungsfindung ein
Konstrukt dar, an welches zu hohe Erwartungen geknüpft worden sind:

„Wir sollten anerkennen, dass die Idee der zivilgesellschaftlichen Einbindung
in die Wissenschaft eine zutiefst gescheiterte und problematische Vorstellung
ist, die in verschiedener Hinsicht mehr verspricht, als sie halten kann. Aber
wir müssen verstehen, dass sie — mindestens im Moment und unter bestimm-
ten Voraussetzungen ein wertvolles Werkzeug darstellt, um weiterreichende
Fragen anzugehen.“ (Irwin 2014, Übersetzung der Autorin).

Dabei erachtet Irwin (2014) die Idee, die Zivilgesellschaft in wissen-
schafts- und technikpolitische Fragestellungen einzubinden unter ‚be-
stimmten Voraussetzungen’ als ‚wertvolles Werkzeug’, unter anderen je-
doch als ein problematischer, zum Scheitern verurteilter Ansatz. Weiter
kritisiert wird, dass im Zusammenhang von Partizipation hauptsächlich die
Auffassungen und die Rollen der Bevölkerung, der Öffentlichkeit und der
Zivilgesellschaft hinterfragt werden, jedoch kaum diejenigen der Wissen-
schaft (vgl. Jasanoff 2014; Wynne 2014). Während sich mit Ideen wie ‚ci-
vic epistemologies’ performative Auffassungen von Zivilgesellschaft eta-
bliert haben, werden Repräsentationen von Wissenschaft und ihre Rolle in
der Gesellschaft nach wie vor als starr und gegeben angesehen (Jasanoff
2014). Darin werden weiterhin Vorstellungen vertreten, wie diejenige,
dass wissenschaftliches Wissen eine natürliche Hegemonie über zivilge-
sellschaftliche Werthaltungen innehat. Dies zeigt sich auch auch darin,
dass Defizitmodell-Ansätze trotz der vielfältigen Kritik immer noch ver-
breitet sind (vgl. Wynne 2014).

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft die bislang in Partizipationsforschung
und -diskursen vernachlässigte Berücksichtigung der politischen Umset-
zung. Trotz des impliziten Verständnisses der politischen Dimension von
Partizipation wird die Politik als deren zentrale Adressatin bislang kaum
wahrgenommen. Nowotny (2014) spricht von einem ‚kollektiven Versa-
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gen’, Politik ernst zu nehmen. Die Auffassung, dass die Politik in partizi-
pativen Ansätzen bislang vernachlässigt worden ist, teilen auch Singh
(Singh 2007) und Jones (2014). Letzterer vertritt auch die Meinung, dass
Partizipation prozeduralisiert wird und der Blick auf den eigentlichen Ge-
genstand der partizipativen Verfahren verloren geht; nämlich auf die Pro-
bleme, die mit diesen Ansätzen gelöst werden sollen (Felt, et al. 2012; Jo-
nes 2014). Auch wird die Einlösbarkeit von Versprechen wie demjenigen
einer gesellschaftlichen Mitbestimmung und der gleichberechtigten Ein-
bindung der Zivilgesellschaft in die wissenschafts- und technikpolitische
Entscheidungsfindung kritisiert (vgl. Kaiser 2009; Mac Naghten, et al.
2005; Wilsdon & Willis 2004). Insbesondere die prominenten britischen
Proponenten von ‚upstream engagement’ ziehen nach Abflauen des zivil-
gesellschaftlichen Partizipationsbooms nach dem Jahr 2010 die selbstkriti-
sche Bilanz, dass sie sich von dem Ansatz zuviel versprochen und zu hohe
Erwartungen geweckt haben:

„Diejenigen von uns, die ins Propagieren, Durchführen und Bewerten von zi-
vilgesellschaftlichen Partizipationspraktiken involviert waren, könnten be-
schuldigt werden, zu viel versprochen zu haben.“ (Stilgoe, et al. 2014, 4,
Übersetzung der Autorin).

Zudem weisen verschiedene Autoren und Interviewpartner auf ein metho-
dologisches Paradoxon hin, welches die gesellschaftliche Mitbestimmung
in frühen Phasen der Technikentwicklung mit sich bringt, wie sie im Kon-
text von Ansätzen wie ‚upstrem engagement’ oder der ‚antizipativen
Governance’ gefordert wird. Dieser Ansatz der Partizipation entsteht nicht
im Rahmen von gesellschaftlichen Kontroversen über einen bestimmten
Gegenstand und entspringt nicht einer Forderung aus der Bevölkerung.140

Der zu abstrakten spitzentechnologischen Fragen durchgeführten Partizi-
pation fehlt häufig der Bezug zu lebensweltlichen Aspekten und zur indi-
viduellen Betroffenheit der Bevölkerung (vgl. Bogner 2010, 87). Verschie-
dentlich wird kritisch hinterfragt, ob sich partizipative Ansätze, die für
Technologien in einem späteren Entwicklungs- und Vermarktungsstadium
entwickelt worden sind, auch tatsächlich auf ‚upstream-orientierte’ Tech-

140 Dieser von Bogner (2010, 87) als ‚Laborpartizipation’ bezeichnete, methodisch
aufwändig kontrollierte Ansatz wird als ‚lebensweltfern’, von den Alltagskontex-
ten der Zivilbevölkerung und von politischen Prozessen losgelöst bezeichnet. Da-
bei vertritt Bora (2012) die These, dass die zivilgesellschaftliche Partizipation
weniger ein Mittel der Demokratisierung von Wissenschaft und Technologie dar-
stellt, als vielmehr ein Modus des Konfliktmanagements geworden ist.
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nikbeteiligung übertragen lassen. Ebenfalls unklar ist, wie sich dies auf
das Interesse der Bürgerinnen und Bürger an einer Mitbestimmung aus-
wirkt (vgl. Felt 2010). Zudem wird die Schwierigkeit beschrieben, für sol-
che gezielt organisierte Partizipationsveranstaltungen überhaupt interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger zu finden, da die Motivation der Teilneh-
menden eher im Informationsgewinn über eine neuartige, bislang mehr-
heitlich unbekannte Technologie liegt als darin, die eigene Meinung zu
vertreten oder politischen Einfluss zu nehmen (vgl. Bogner 2010, 87).141

Eine weitere Herausforderung stellt das durch solche Verfahren grundsätz-
lich gegebene Machtgefälle zwischen den Organisatoren und den Teilneh-
mern dar (Davies, et al. 2006; Singh 2007). Neuere Ansätze kritisieren die
traditionell als stabil und einheitlich festgesetzte Vorstellung von Partizi-
pation, partizipative Ansätze vielmehr aus einer relationalen Perspektive
als multiple, diverse, wandelbare, zirkulierende und im Entstehen begriffe-
ne vielfältige Ansätze aufzufassen, die Bevölkerung in spezifischen zeitli-
chen, sozio-kulturellen und globalen Kontexten einbindet (Chilvers &
Kearnes 2016). Zudem wird die im Kontext von Partizipation häufig ge-
stellte Forderung nach einer Demokratisierung in ihren temporären, globa-
len und soziokulturellen Komplexitäten hinterfragt (Felt 2016; Irwin 2015;
Irwin & Horst 2016). Ebenso wird auf eine bislang vernachlässigte materi-
elle Dimension von Partizipation hingewiesen (Davies, et al. 2012; Marres
2012).

Im Kontext von neu entstehenden Spitzentechnologien werden häufig
antizipative Formen der Partizipation gefordert (Barben, et al. 2008; Gus-
ton & Sarewitz 2002; Rip, et al. 1995; Stilgoe, et al. 2013). Diese wird je-
doch als einem Paradoxon unterliegend gesehen, das sich mit dem Collin-
gridge-Dilemma (Collingridge 1980) umschreiben lässt (Kaiser 2015).
Dieses besagt, dass die sozialen Konsequenzen einer Technologie in einer
frühen Phase der Technikentwicklung, in welcher ihre gesellschaftliche
Steuerung noch einfach wäre, nicht vorhergesagt werden können (vgl.
ibid.). Zu dem Zeitpunkt, bei dem sich nachteilige Auswirkungen manifes-
tieren und die Öffentlichkeit an einer Mitbestimmung interessiert ist, ist
die Technologie häufig ökonomisch bereits derart etabliert, dass ihre

141 Nach Bogner (2010) basieren solche Veranstaltungen also weniger auf der Mobi-
lisierung von Bürgerinnen und Bürgern als vielmehr auf einer gezielten Inszenie-
rung. Partizipationsveranstaltungen werden häufig im Rahmen von drittmittelfi-
nanzierten sozialwissenschaftlichen Forschungsprojekten durchgeführt, die durch
private Partizipationsunternehmer gezielt organisiert werden.
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Steuerung kaum mehr möglich ist (vgl. Felt 2015b; Marris & Rose 2010).
Eine Interviewpartnerin der Partizipationsberatungsorganisation Involve,
welche verschiedene Veranstaltungen im Bereich der Nanotechnologie
durchgeführt hat, stellt diesen Wiederspruch ebenfalls fest. Die Bevölke-
rung soll in einer frühen Phase der Technikentwicklung eingebunden wer-
den, um einen Einfluss auf forschungspolitische Fragen nehmen zu kön-
nen. Gleichzeitig ist in dieser frühen Phase das Maß an Nichtwissen hoch
und die Technologieentwicklung noch unklar. Damit bleiben die diskutier-
ten Technologien der Bevölkerung häufig fremd und die Diskussionen und
die Empfehlungen relativ unbestimmt:

„Sie [die Veranstaltungen zur partizipativen Einbindung der Öffentlichkeit]
fanden früh ausgehend von der Idee statt, dass die Perspektiven der Bevölke-
rung eine Rolle bei der Identifikation strategischer Prioritäten und von Beden-
ken auf höchster Ebene spielen. Aber das Problem war, dass die Diskussionen
sehr allgemein blieben und die Empfehlungen, die entstanden ebenfalls sehr
allgemein gehalten waren.“ (Dialogspezialistin, Involve, 12.11.2008, Über-
setzung der Autorin).

Die Forderungen nach der Einbindung der Zivilgesellschaft in einer frühen
Phase der Technikentwicklung sehen sich dabei einem hohen Maß an
Nichtwissen gegenübergestellt. Dies steht im Unterschied zu traditionellen
partizipativen Ansätzen, die basierend auf realen Kontroversen über kon-
krete Nutzungen ausgereifter Technologien verhandeln und die meist von
zivilgesellschaftlichen Exponenten eingefordert werden (Bogner 2010).
Wird Partizipation nicht von zivilgesellschaftlichen Akteuren, sondern von
in Abschätzungsbemühungen involvierten Anspruchsgruppen, professio-
nellen Technikbewertungsorganisationen oder der Forschung eingesetzt,
verliert sie ihr genuines Ziel der Bürgernähe und das öffentliche Interesse
an der Teilnahme ist gering (ibid.). Zudem bezweifelt Sturgis (2014), ob
dieser Ansatz der öffentlichen Einbindung die theoretischen Anforderun-
gen an eine deliberative und partizipative Demokratie überhaupt erfüllen
kann. Vielmehr erscheint der Prozess nur für diejenigen legitim, die invol-
viert sind (vgl. Irwin, et al. 2013). Wynne (2014) sieht die derzeitigen par-
tizipativen Ansätze sogar als kontraproduktiv an. Statt zum Überdenken
von Strategien und Ansätzen werden damit etablierte Machtstrukturen
durchgesetzt. Zudem vertreten Rogers-Hayden und Pidgeon (2007) die
Ansicht, dass die Defizite von PUS auf ‚upstream engagement’ übertragen
werden. Dabei, so das Fazit aus verschiedenen Publikationen, bleibt Parti-
zipation Mittel zum Zweck und das totgeglaubte Defizitmodell wird konti-
nuierlich neu erfunden. Das Problem liegt dabei nach Stilgoe, et al. (2014)
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nicht in der Frage, ob Zivilgesellschaft eingebunden werden soll, sondern
wie dieses Ziel erreicht werden kann.

Wachsende Bedeutung der Anspruchsgruppenpartizipation

Während die zivilgesellschaftliche Partizipation durch die Kritik an PUS
und dem Bedürfnis nach einer Demokratisierung von Wissenschaft und
der Idee, Technikkontroversen zu vermeiden, an Bedeutung gewonnen hat,
stellt sich die Frage, worauf sich die im Nanotechnologiediskurs beobacht-
bare verstärkte Einbindung von Anspruchsgruppen (Anspruchsgruppen-
partizipation) begründen lässt. Die Ergebnisse der vorliegenden Studie
deuten auf einen Zusammenhang zu der insbesondere im Bereich der Na-
notechnologie verbreitet wahrnehmbaren kooperativen Haltung sowohl in
Wissenschaft, Wirtschaft und bei den Behörden hin. Beispielsweise haben
in den Vereinigten Staaten bereits in den 1990er Jahren die in die Finan-
zierung nanospezifischer Forschung und Entwicklung eingebundenen Be-
hörden und Ämter eine behördenübergreifende Zusammenarbeit begonnen
und unterschiedlichste Arbeitsgruppen eingesetzt. Diese intensive Koope-
ration wird als Erfolgsrezept für die erfolgreiche Weiterentwicklung der
Nanotechnologie in den Vereinigten Staaten gesehen (vgl. Shapira &
Wang 2007). Sie wird auch zum Modell für den Aufbau von Nanotechno-
logieforschung und -entwicklung in der Europäische Union (COM 2004a)
und in anderen Ländern. Wie ein in die Entwicklung der NNI involvierter
Interviewpartner erläutert, ist es so möglich, Synergien zu nutzen:

„Das war ein Teil des Erfolgs der nationalen Nanotechnologieinitiative; die
Synergien zwischen den verschiedenen Fächern, die mit den unterschiedli-
chen Perspektiven zusammenfanden.“ (Mitinitiator der NNI, 27. März 2008,
Übersetzung der Autorin).

Zudem scheint die Vielfalt der involvierten Akteure, insbesondere die An-
spruchsgruppenpartizipation gerade im Bereich der Nanotechnologie für
die unterschiedlichen Beteiligten besonders interessant zu machen. Dies
erläutert ein in die Entwicklung des EDF-DuPont Nanoriskframework
(siehe Kapitel 3.1.2) involvierter Interviewpartner:

„Einer der wirklichen Vorteile der Nanotechnologie sind die verschiedenen
Anspruchsgruppen: Die Regierung, die Wissenschaft, die Industrie, Nichtre-
gierungsorganisationen, Umweltorganisationen, sie alle kommen zusammen,
um sich auszutauschen und um ihre Perspektiven zu vermitteln. (Nanotechno-
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logieverantwortlicher, DuPont & American Chemical Council (ACC), 22. Ja-
nuar 2008, Übersetzung der Autorin).

Nichtwissen führt also zur Kooperation. Dies zeigt sich auch im Zitat der
in die Chemikalienregulierung involvierten Verteterin der Europäischen
Kommission. Sie betont die kooperative Komponente, die sich im Bereich
der Nanotechnologie eröffnet hat und stellt Ansätze der Zusammenarbeit
bei unterschiedlichen Akteuren und Anspruchsgruppen fest — und im Ge-
gensatz zum Chemikalienbereich auch bei der Industrie:

„Die Nanotechnologie bringt Menschen zusammen. Bei den Chemikalien hat-
ten wir große Kontroversen, weil wir so viele Interessen hatten. Aber Nano ist
neu, die Industrie hat sich noch nicht wirklich zu Investitionen durchgerungen
und so ist es für alle sehr positiv, zusammenzuarbeiten. Man sieht das in den
Kommissionen, zwischen den Behörden, überall. Auch in der Forschung und
bei den Aufsichtsbehörden, alle realisieren, dass sie einander brauchen.“ (Na-
notechnologieverantwortliche, Europäische Kommission, DG Umwelt,
13. November 2008, Übersetzung der Autorin).

Zudem nennt eine britische Behördenvertreterin die Zusammenarbeit als
eine der zentralen Strategien im Umgang mit Nanotechnologieimplikatio-
nen. Sie zählt dazu sowohl nationale wie auch internationale Zusammen-
arbeit ebenso wie die kleinräumige Zusammenarbeit zwischen verschiede-
nen Regierungsämtern:

„Um ehrlich zu sein, ein Ansatz, mit dem wir versuchen, unsere Arbeit zur
Nanotechnologie voranzubringen, ist mittels Kollaboration. Es ist eine globa-
le Industrie, ein globales Thema, wir können es nicht alleine machen. Wir ar-
beiten gerne mit Fachleuten aus Europa und den Vereinigten Staaten.“ (Nano-
technologieverantwortliche, HSE, 26.1.2009, Übersetzung der Autorin).

Der Forderung nach der zivilgesellschaftlichen Mitsprache im politischen
Diskurs über die Nanotechnologie wird in den untersuchten Ländern un-
terschiedlich begegnet. Es zeigen sich divergierende Modelle der Einbin-
dung der Bevölkerung in die Wissenschafts- und Technikpolitik. Unter-
schiede bestehen sowohl bei den beteiligten Akteuren als auch bei den
durchgeführten Praktiken. Demnach erfolgt die Beteiligung der Zivilge-
sellschaft aber insbesondere auch diejenige von Akteuren, Anspruchsgrup-
pen und Interessenvertretern situativ, wie in den Vereinigten Staaten im
Kontext der NNI und bei Fragen nach sozialen Implikationen (z.B. Roco
& Bainbridge 2001). In Großbritannien und in Deutschland wird die An-
spruchsgruppenpartizipation in neu geschaffenen Foren institutionalisiert.
Dabei etabliert sich die Partizipation auf der Basis einer kooperativen Re-
gierungskultur, wie sie für die Umwelt- und Technikpolitik der beiden
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Länder beschrieben wird (vgl. Jasanoff 2005). Nachfolgend wird der Parti-
zipationsdiskurs in den Vereinigten Staaten, der Europäischen Union,
Großbritanniens und Deutschlands anhand ausgewählter partizipatorischer
Ereignisse und Interviewzitate vergleichend diskutiert.

Vereinigte Staaten: Expertenpartizipation und
Nichtregierungsinitiativen

Die Analyse des Partizipationsdiskurses zeigt in den Vereinigten Staaten
eine weitgehende Abwesenheit von regierungsintern initiierten partizipati-
ven Ansätzen. Diese Lücke wird durch regierungsexterne Akteure besetzt,
die verschiedene Initiativen der Einbindung von Anspruchsgruppen und
der Zivilgesellschaft ergreifen. Allerdings werden diese Initiativen gemes-
sen an der Größe des Landes und an den Aktivitäten in den untersuchten
europäischen Ländern als bescheiden bzeichnet.

Fehlende Einbindung von Anspruchsgruppen

In den Vereinigten Staaten lassen sich kaum von Regierungsorganisatio-
nen initiierte und finanzierte partizipative Initiativen beobachten (vgl.
Kleinman, et al. 2011). Auch die Einbindung von Anspruchsgruppen in
Fragen der Implikationen von Nanotechnologie ist hier nicht primär bei
den Behörden entstanden. Behördeninitiierte Anspruchsgruppenpartizipa-
tion schließt in den Vereinigten Staaten hauptsächlich Exponenten aus Po-
litik, Forschung und Industrie ein. Dies stellt einen Unterschied zu den un-
tersuchten europäischen Ländern dar, die ein breiteres Akteursspektrum
kennen. Bei den für die Implikationen zuständigen Behörden, wie der
EPA, der NIH und den Arbeitssicherheitsbehörden lassen sich zwar ko-
operative Momente beobachten. Diese lassen sich jedoch kaum mit den in
Großbritannien und Deutschland politisch institutionalisierten Foren der
Anspruchsgruppenpartizipation vergleichen. Vielmehr werden Anspruchs-
gruppen von Behördenseite situativ und zu spezifischen Fragestellungen
konsultiert. Solche Expertenkonsultationen führen beispielsweise die Le-
bens- und Arzneimittelbehörde FDA, die Umweltbehörde EPA und die
Regierungsstelle für Haftungsfragen (GAO) durch (siehe Kapitel 2.3).

Eine solche Expertenkonsultation wird beispielsweise im Rahmen des
Arbeitstreffens ‚soziale Implikationen von Nanowissenschaften und Nano-
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technologie’ vier Jahre nach der Lancierung der Nationalen Nanotechno-
logieinitiative durchgeführt. Das Treffen wird von dem die NNI koordinie-
renden behördenübergreifenden Gremium, dem Subkommittee für Nano-
größenordnungswissenschafts, -Ingenieurswissenschaft und -Technologie
(NSET) gemeinsam mit der Nationalen Wissenschaftsförderungseinrich-
tung (NSF) organisiert. Gegenstand des Treffens ist es, mit Teilnehmern
aus Wissenschaft, Politik und dem privaten Sektor gesellschaftliche Impli-
kationen von Nanowissenschaften und Nanotechnologie zu besprechen
und eine Metaanalyse über aktuelle Studien zu dem Thema durchzuführen
(Roco & Bainbridge 2001). Dabei deuten die Teilnehmenden den in der
TA hauptsächlich im Kontext von Risiken bzw. unerwünschten Konse-
quenzen verstandenen Begriff der sozialen Implikationen in soziale Chan-
cen und gesellschaftlich nützliche Anwendungen der Nanotechnologie um
und zeigen in einer Buchpublikation die vielfältigen Errungenschaften auf,
die sich für die Bevölkerung aus der Nanotechnologie ergeben (vgl. auch
Kapitel 2.2.1).142

Ein weiteres Beispiel eines behördenübergreifenden Anspruchsgrup-
pentreffens stellt das im Jahr 2005 von der nationalen Koordinationsstelle
für Nanotechnologie (NNCO) organisierte Treffen zu Nanotechnologie
und Umwelt (Anwendungen und Implikationen) dar. Dieses steht bereits
im Kontext des in Kapitel 2.3 diskutierten Wandels der Implikationsfor-
schung von den vom Nichtwissensdiskurs stark geprägten ethischen recht-
lichen und sozialen Implikationen (ELSI), hin zu Fragen der Umwelt-, Ge-
sundheits- und Sicherheitsfragen (EHS). An diesem Treffen haben unge-
fähr 75 staatliche, akademische und industrielle Akteure teilgenommen
und es sind Themen wie die umweltrelevanten Implikationen der Nano-
technologie und die Forschungsstrategien der nationalen Behörden ver-
handelt worden. Zudem sind ökonomische Vorteile der Nanotechnologie
für die Umwelt, Arbeits- und Herstellungsaspekte, Vorsorgefragen, Abläu-
fe, Wahrnehmungen und der Aufbau einer behördenübergreifenden Zu-
sammenarbeit besprochen worden (siehe Kapitel 2.2).143

142 Weitere Aufgaben des NSF-Arbeitstreffen sind die Identifikation von Untersu-
chungs- und Beurteilungsmethoden für zukünftige Studien über gesellschaftliche
Implikationen sowie die Untersuchung der Realisierbarkeit nanotechnologischer
Visionen bei gleichzeitiger Minimierung unerwünschter Konsequenzen gewesen
(Roco & Bainbridge 2001).

143 Siehe http://nanotech.law.asu.edu/ (nachgesehen am 20.08.2011).
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Dass diese Form der staatlich organisierten Anspruchsgruppenpartizipa-
tion in den Vereinigten Staaten eher die Ausnahme darstellt und kaum
über Tradition verfügt, erläutert ein Interviewpartner aus dem Wilson-Zen-
trum:

„Hier finden nicht viele Dialoge statt.“ (Leitungsmitglied, Woodrow Wilson
International Center for Scholars, 4. März 2008, Übersetzung der Autorin).

Wie derselbe Interviewpartner ausführt, hat er das NSF-Arbeitstreffen we-
niger als echten Dialog unter Berücksichtigung der verschiedenen An-
spruchsgruppen als vielmehr als wissenschaftlichen Expertendiskurs unter
Naturwissenschaftlern und zwischen Natur- und Sozialwissenschaftlern
erlebt:

„Im Jahr 2000 hatten wir die ersten Anspruchsgruppentreffen in Washington.
Diese wurden von der Nationalen Wissenschaftsstiftung organisiert. Größten-
teils war es ein Dialog zwischen Naturwissenschaftlern oder zwischen Natur-
wissenschaftlern und Sozialwissenschaftlern. Das waren keine Veranstaltun-
gen, an welchem sich wirklich vielfältige Anspruchsgruppen getroffen ha-
ben.“ (Leitungsmitglied, Woodrow Wilson International Center for Scholars,
4. März 2008, Übersetzung der Autorin).

Seine Teilnahme am NFS-Arbeitstreffen hat ihn dabei auf die Idee ge-
bracht, einen eigenen Anspruchsgruppendialog zu etablieren.

Nichtregierungsinitiativen zur Anspruchsgruppenpartizipation

In der Folge etabliert das Wilson-Zentrum in Kooperation mit der Partizi-
pationsberatungsorganisation Meridian Institut einen eigenen Anspruchs-
gruppendialog. Die hier als Meridian-Wilson-Dialog bezeichnete Veran-
staltung gilt in den Vereinigten Staaten als einer der ersten Anspruchs-
gruppendialoge im Bereich der Nanotechnologie. An diesem haben Akteu-
re teilgenommen, die nicht alleine aus der Forschung und den Behörden
stammen, sondern auch aus Berufsorganisationen, Industrieunternehmen
und den Umwelt- und Konsumentenschutzorganisationen:

„Deshalb entschieden wir, dass wir effektiv das System öffnen und viel mehr
Leute einbringen möchten, wie Wirtschaftsverbände, Firmen wie DuPont, ei-
nige der frühen NGOs, die in diesem Bereich arbeiteten, wie die ETC Grup-
pe, Environmental Defense Fund und RDC. So kam eine ganze Reihe von
Leuten zusammen.“ (Leitungsmitglied, Woodrow Wilson International Center
for Scholars, 4. März 2008, Übersetzung der Autorin).
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Nach Aussage eines Interviewpartners ist dies eines der ersten Male über-
haupt gewesen, dass die Behörden ihre Nanotechnologiestrategien einem
breiteren Akteursspektrum erläutert haben:

„Wir hatten auch eine Reihe von Treffen, bei denen wir die Regierungsämter
baten, teilzunehmen. Dies war, soweit ich weiß, das erste Mal, dass die Be-
hörden auf eine größere öffentliche Gruppe stießen und ihre Ideen über Nano-
technologie erläuterten. Zu diesen frühen Treffen kamen die Umweltbehörde
(EPA), das Patent- und Handelsministerium (USPTO), die OSHA — das ist
Arbeitssicherheit...“ (Leitungsmitglied, Woodrow Wilson International Center
for Scholars, 4. März 2008, Übersetzung der Autorin).

Der Dialog hat zu einem Zeitpunkt eingesetzt, als noch wenig Wissen vor-
handen gewesen ist. Die Positionen sind kaum gefestigt und der Diskurs
nicht polarisiert gewesen. Auch hat es keine relevanten Konflikte gegeben.
So ist es nach Ausage des Interviewpartners möglich gewesen, unter-
schiedlichste Anspruchsgruppen miteinzubeziehen, wie Umweltorganisa-
tionen und multinationale Konzerne, die sich in vorangegangenen Diskur-
sen bekämpft haben. Damit ist bei allen Teilnehmenden ein hoher Lernef-
fekt erzielt worden:

„Da gab es keine Konflikte, niemand hatte eine Position bezogen, das System
war nicht polarisiert. So war ich in der Lage, dass große Unternehmen, wie
DuPont im selben Raum mit Pat Mooney, dem Leiter der ETC Gruppe, saßen
und darüber sprachen. Das war die Gelegenheit, eine Reihe von Fachleuten
zusammenzubekommen und den Lernprozess gemeinsam anzugehen. Das
waren sehr interessante Treffen; alleine deshalb weil zu diesem Zeitpunkt alle
lernten.“ (Leitungsmitglied, Woodrow Wilson International Center for Scho-
lars, 4. März 2008, Übersetzung der Autorin).

Das Anspruchsgruppengruppengremium hat in Kooperation mit der US-
amerikanischen Umweltbehörde (EPA) einen Evaluationsbericht des Toxic
Substance Control Act TOSCA hinsichtlich seiner Anwendbarkeit auf Na-
nomaterialien erarbeitet:

„Das waren sehr hilfreiche Treffen. Wir führten die erste Regulierungsanalyse
des Chemikalienrechts (TOSCA) durch. Es ging um die Frage, ob dieses mit
Nanomaterialien funktioniert. Und wir haben tatsächlich die EPA dazu ge-
bracht, das Dokument zu überprüfen. Soweit ich weiß, war das tatsächlich das
erste Mal, dass irgendjemand ein Gesetz genommen und die Frage aufgewor-
fen hat, ob dieses auf Nano anwendbar ist und weshalb oder weshalb nicht.“
(Leitungsmitglied, Woodrow Wilson International Center for Scholars,
4. März 2008, Übersetzung der Autorin).

Der Vertreter des Meridian Instituts beschreibt seinen Beweggrund für die
Dialoge in dem raschen Wachstum der Nanotechnologie und darin, neben
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den nutzbringenden Aspekten auch nachteilige Implikationen diskutieren
zu wollen:

„Die Motivation lag darin, dass es sich um einen schnell wachsenden wissen-
schaftlichen Bereich handelt mit großen Auswirkungen in vielen Feldern:
Materialien, Energie, Gesundheit, Landwirtschaft etc. Und deshalb lohnt es
sich, die Aufmerksamkeit, sowohl auf die Nutzen als auch auf die herausfor-
dernden oder problematischen Aspekte zu lenken.“ (Leitungsmitglied, Meri-
dian Institute, 23. Januar 2008, Übersetzung der Autorin).

Wie derselbe Interviewpartner darlegt, liegt sein Ziel darin, die Behörden
angesichts der umfangreichen Investitionen und Aktivitäten darin zu un-
terstützen, übergreifende Fragen über mögliche Produkte, ihre Nutzen und
Risiken offen zu diskutieren.

„Drittens bedingt die Entwicklung neuer Technologien auf dieser Investitions-
ebene, mit den intensiven wissenschaftlichen Aktivitäten, dass die nationalen
Behörden möglicherweise anfangen müssen, darüber nachzudenken: Wohin
es führt, welche Produkte es hervorbringt, welche Chancen und welche Risi-
ken damit verbunden sind und um einen wirklich transparenten Dialog da-
rüber zu beginnen.“ (Leitungsmitglied, Meridian Institute, 23. Januar 2008,
Übersetzung der Autorin).

Derselbe Interviewpartner erwähnt, dass derart konkret gestellte Fragen
einen fruchtbaren Dialog über potenzielle Implikationen ermöglichen und
bei verschiedenen Behörden das Bewusstsein auslösen, dass sich die Tech-
nologie schneller entwickelt als vorhergesehen und dass sie ihre Risiko-
managementabläufe an die spezifischen Voraussetzungen dieser Produkte
anpassen müssen. Er erläutert, dass die FDA im Anschluss an den Dialog
ein behördeneigenes Trainingsprogramm lanciert hat:

„Das erzeugte einen Raum voller Dialoge über die Implikationen. Für einige
Behörden war es eine gute Warnung hinsichtlich dessen, dass sich die Tech-
nologie schneller voranbewegte, als sie es vorausgesehen hatten und dass sie
anfangen sollten, darüber nachzudenken, wie diese Produkte mit ihrem Risi-
komanagement und ihren Ansätzen in Verbindung stehen, wie sie derzeit Pro-
dukte analysieren. Das war insbesondere für die FDA relevant, die ein Trai-
ningsprogramm lancierte.“ (Leitungsmitglied, Meridian Institute, 23. Januar
2008, Übersetzung der Autorin).

Die von der FDA eingesetzte nanotechnologiespezifische Arbeitsgruppe
(Nanotechnology Task Force/vgl. Kapitel 3.2) hat eine öffentliche Anhö-
rung organisiert, in welcher Ansichten der Zivilgesellschaft zur regulatori-
schen Behandlung der Nanotechnologie gesammelt worden sind (vgl.
Marchant, et al. 2007). Zudem sieht die Regulierungsstrategie der FDA
vor, an öffentlichen Arbeitstreffen teilzunehmen und behördenübergrei-
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fend zu kooperieren (vgl. Hamburg 2012, 299). Nach Aussage des Inter-
viewpartners des Meridian Instituts hat die Teilnahme am Arbeitstreffen
des Wilson-Zentrums und des Meridian Instituts bei den beteiligten Fir-
men, Wissenschaftlern, Konsumenten- und Umweltschutzorganisationen
zu einer Stärkung des gegenseitigen Bewusstseins für ihr Denken und
Handeln geführt:

„Ich denke für einige der Firmen und für die Wissenschaftler und vielleicht
auch für die NGOS führte dies zu einem wachsenden Bewusstsein darüber,
wie dies in die Gesellschaft passt, nachdem es umgesetzt wird, wie Behörden
reagieren, welche Antworten NGOs darauf haben. Ich denke, dass dies einige
der Themen sind, die aus diesen Diskussionen heraus entstanden sind.“ (Lei-
tungsmitglied, Meridian Institute, 23. Januar 2008, Übersetzung der Autorin).

Zudem hat eine der Diskussionsrunden über die internationale Entwick-
lung und Armut erstmals dazu geführt, ein Bewusstsein dafür zu schaffen,
dass im Rahmen der Finanzierung der NNI keine Gelder für die Entwick-
lungszusammenarbeit zur Verfügung gestellt worden sind. Dass dieses
Thema bislang noch nicht aufgegriffen worden ist, empfindet der Inter-
viewpartner insbesondere als anstößig, da die Nanotechnologie genuine
Entwicklungsthemen wie beispielsweise die Wasseraufbereitung zentral
betrifft:

„Als diese Milliarde Dollar zwischen den nationalen US-amerikanischen Be-
hörden verteilt wurde, bekam die USAID, unsere bilaterale Behörde für inter-
nationale Entwicklungszusammenarbeit, null Prozent der Summe. Ein Verant-
wortlicher fragte die Wissenschaftler und die Firmen, ob sie auch über Pro-
dukte oder Forschung nachdenken, die dazu führt, menschliche Grundbedürf-
nisse zu erfüllen. Wasser ist ein großes Thema in der Dritten Welt und sie ant-
worteten: ‚Meine Güte, danach hat noch nie jemand gefragt!’“ (Leitungsmit-
glied, Meridian Institute, 23. Januar 2008, Übersetzung der Autorin).

Der Meridian-Wilson-Dialog hat auch zur Vernetzung der verschiedenen
Akteure geführt und zur Möglichkeit, für beide Organisationen neue Pro-
jekte zu lancieren. Das Meridian Institut hat im Anschluss gemeinsam mit
anderen Stiftungen einen Anspruchsgruppendialog über Entwicklungszu-
sammenarbeitsfragen und die Nanotechnologie organisiert und für die Ro-
ckefeller Stiftung einen globalen Dialog durchgeführt:

„Als Folge davon hat Meridian angefangen, mit der Rockefeller Stiftung an
einigen ihrer Afrika-Programme über Landwirtschaft zu arbeiten und hat ein
Treffen für die Leitung der Rockefeller Stiftung organisiert. Darin wurden
Verantwortliche im Bereich der Nanotechnologie dazu eingeladen, einige
grundsätzliche Fragen zu beantworten. Diese umfassten solche nach den
wahrscheinlichsten Innovationen, die entwickelt werden und nach solchen,
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die dazu beitragen, grundsätzliche menschliche Bedürfnisse zu decken.“ (Lei-
tungsmitglied, Meridian Institute, 23. Januar 2008. Übersetzung der Autorin).

Wie eine Interviewpartnerin des Wilson-Zentrums erläutert, ist aus dem
Meridian-Wilson-Dialog die Idee des von ihrer Organisation im Jahr 2005
gestarteten Nanotechnologieprojekts (PEN) entstanden. Dieses ist durch
die Teilnahme von Stiftungsvertretern ermöglicht worden, die eine Orga-
nisation für die Durchführung eines solchen Projektes gesucht haben:144

„Verantwortliche der Pew Stiftung begannen an diesen Anspruchsgruppendia-
logen teilzunehmen. Und sie begannen mit Dave Rejeski über die Idee eines
Nanotechnologie-Projektes nachzudenken, das im April 2005 lanciert wurde.“
(Nanotechnologiespezialistin, Woodrow Wilson International Center for
Scholars, 15. Januar 2008, Übersetzung der Autorin).

Ein weiteres regierungsextern initiiertes Anspruchsgruppenforum wird im
Jahr 2004 vom Zentrum für biologische und umweltrelevante Nanotech-
nologie (CBEN) an der texanischen Rice Universität gegründet. Dieses als
Internationaler Nanotechnologierat (ICON) bezeichnete Gremium sieht
sich als Akteurs- und Anspruchsgruppen-Organisation, deren Ziel es ist,
Wissen über potenzielle Umwelt- und Gesundheitsrisiken von Nanotech-
nologie zu entwickeln, zu sammeln und zu kommunizieren und die Risi-
kominimierung bei der gleichzeitigen Maximierung des sozialen Nutzens
zu erzielen.145 Der Nanotechnologierat ist mit dem Ziel gegründet worden,
eine potenzielle öffentliche Ablehnung der Nanotechnologie zu verhin-
dern. Wie eine zentral in die Etablierung von ICON involvierte Interview-
partnerin der Rice Universität erläutert, ist ICON aus dem politischen und
kommunikativen Engagement am CBEN entstanden. Die involvierten Fir-
men wollen mit ihrer Teilnahme an ICON insbesondere die Wiederholung
der Gentechnikkontroverse vermeiden:

„Viele Firmen, die an der Kommerzialisierung der Nanotechnologie interes-
siert waren, machten sich Sorgen über öffentliche Gegenreaktionen und die
Ablehnung der Nanotechnologie basierend auf ihren Erfahrungen mit gen-
technisch veränderten Lebensmitteln. Obwohl es in den Vereinigten Staaten
diese Gegenreaktionen nicht gab, so gab es sie doch in Europa und das hat die
US-amerikanischen Firmen darin beeinträchtigt, diese Produkte zu verkaufen.
Und so waren sie besorgt darüber, dass mit der Nanotechnologie dasselbe pas-

144 Zum Nanotechnologieprojekt vergleiche Kapitel 2.1.
145 Vgl. http://cohesion.rice.edu/centersandinst/icon/about.cfm?doc_id=4379

(30.012013).
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siert.“ (Leitungsmitglied, CBEN, Rice University, 21. Januar 2008, Über-
setzung der Autorin).

Während der Meridian-Wilson-Dialog in einer frühen Phase der Technik-
entwicklung mit wissenschaftsexternen Akteuren grundsätzliche Fragen
und potenziell nachteilige Implikationen der Nanotechnologie diskutiert
hat, ist ICON wenige Jahre später aufgebaut worden. Damals sind bereits
erste kritische Analysen der Nanotechnologie publiziert worden (wie z.B.
ETC 2003a; ETC 2003b). In diesem Kontext ist ICON als Forum aufge-
baut worden, das von Anfang an neben den Industrievertretern, den Ver-
tretern der Vorsorge- und Regulierungsbehörden und den Risikoforschen-
den auch gezielt Umwelt-, Konsumentenschutzorganisationen und Gegner
der Nanotechnologie in die Diskussionen miteinbezogen hat. Ihre Diskus-
sionen fokussieren dabei hauptsächlich auf Umwelt-, Gesundheits- und Si-
cherheitsfragen. Die in ICON involvierte Wissenschaftlerin vertritt die
Überzeugung, dass die Teilnehmer dadurch ein möglichst umfassendes
Bild über nachteilige Implikationen der Nanotechnologie erhalten:

„Von Anfang an dachten wir, dass es klug wäre, Personen zu beteiligen, wel-
che die Nanotechnologie ablehnen. So schufen wir im Oktober 2004 formal
ein Forum; den nationalen Nanotechnologierat (ICON). Darin bringen wir die
Industrie mit einigen Kritikern zusammen, inklusive Environmental Defense
Fund und Consumers Union und der Wissenschaft, welche die risikobezogene
Forschung durchführen, und Regierungsvertretern, die für die Regulierung
der Nanotechnologie zuständig sind und die auch die risikobezogene For-
schung finanzieren.“ (Leitungsmitglied, CBEN, Rice University, 21. Januar
2008, Übersetzung der Autorin).

Die Interviewpartnerin führt aus, dass die Arbeit von ICON hauptsächlich
darin besteht, Informationen über Umwelt, Gesundheit und Sicherheit zu
sammeln und zu publizieren. Diese Publikationen liefern die Basis auf
welcher meist andere Organisationen Handlungsempfehlungen abgeben:

„ICON ist eine Gruppe, die versucht, Informationen über Umwelt, Gesund-
heit und Sicherheit zu entwickeln und zusammenzustellen, so dass alle verste-
hen, was Forschung bedeutet und wie man diese am besten in einem Politik-
kontext verwendet. In einigen Fällen geben wir politische Empfehlungen ab,
aber meistens sammeln, erfassen und bereiten wir diese Information für ande-
re auf, damit sie politische Empfehlungen abgeben können.“ (Leitungsmit-
glied, CBEN, Rice University, 21. Januar 2008, Übersetzung der Autorin).

Vergleichbar mit den anderen untersuchten Ländern, wird eine der wesent-
lichen Schwierigkeiten der Anspruchsgruppenpartizipation in der Kon-
sensfindung gesehen. Die Interviewpartnerin erläutert, dass Empfehlun-
gen, über die sich die unterschiedlichen Anspruchsgruppen Industrie, Wis-
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senschaft, Konsumenten- und Umweltorganisationen einig sind, äußerst
einflussreich wären. Damit könnte ihre Organisation einen wichtigen Bei-
trag leisten. Da sie in der Gruppe jedoch kaum Einigung erzielen, haben
sie beschlossen, sich hauptsächlich auf die Sammlung und Diskussion von
Informationen zu beschränken:

„Wir hatten viele interne Diskussionen darüber, ob wir selbst politische Emp-
fehlungen abgeben sollen, weil wir ein Gremium aus unterschiedlichen An-
spruchsgruppen sind. Unsere Aussagen wären äußerst einflussreich, weil sie
beispielsweise bedeuten würden, dass die Umweltorganisationen und die In-
dustrie gleicher Meinung sind. Das hat sich aber als sehr schwierig herausge-
stellt. Als Ergebnis haben wir beschlossen, dass wir uns stärker auf die For-
schungsseite konzentrieren und weniger auf die politische Seite. Wir wissen
auch, dass es andere Leute in der Öffentlichkeit gibt, die politische Empfeh-
lungen abgeben.“ (Leitungsmitglied, CBEN, Rice University, 21. Januar
2008, Übersetzung der Autorin).

Diese exemplarisch für den US-amerikanischen politischen Diskurs der
Nanotechnologie beleuchteten Anspruchsgruppendialoge sind beide von
nichtstaatlichen Akteuren organisiert worden. Dies ist bezeichnend für die
politische Kultur der Vereinigten Staaten, die im Unterschied zu derjeni-
gen verschiedener west- und nordeuropäischer Staaten nicht-gesetzlich
verankertes politisches Handeln hauptsächlich privaten Initiativen über-
lässt (vgl. z.B. Vogel 1986).

Information im Geiste von PUS statt Einbindung der Bevölkerung

Die insbesondere in Großbritannien prominent vertretene Strategie der
verstärkten Einbindung der Zivilgesellschaft in die Wissenschafts- und
Technikpolitik, lässt sich im US-amerikanischen Nanotechnologiediskurs
kaum beobachten (vgl. Marris & Rose 2010). Partizipative Verfahren,
bzw. die Einbindung der Bevölkerung in wissenschaftspolitische Entschei-
dungsfindungsprozesse, die in Großbritannien auch von der Politik propa-
giert werden und unter dem Begriff des ‚upstream engagement’ nahezu
omnipräsent sind, lassen sich in der US-amerikanischen Politik kaum
nachweisen. Dies zeigt sich auch in den Interviews. Dazu vertritt eine in
die Organisation eines Anspruchsgruppendialogs zentral involvierte Inter-
viewpartnerin die Ansicht, dass dieser Ansatz im politischen Diskurs der
Vereinigten Staaten im Vergleich zu Europa nicht verbreitet ist. Sie führt
dies auf eine verbreitete Haltung unter Entscheidungsträgern zurück, für
die es kaum nachvollziehbar ist, weshalb Bürger sich über Technologien
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äußern sollen. Ihre Aussage zeigt, dass in den Vereinigten Staaten nach
wie vor ein PUS-basiertes wissenschaftspolitisches Verständnis besteht:

„Partizipatorische Prozesse sind viel verbreiteter in Europa und viel besser
verstanden. Hier in den Vereinigten Staaten ist das Konzept, dass Bürgerinnen
und Bürger zur Nanotechnologie etwas zu sagen haben könnten, etwas
schwieriger zu verstehen. Die meisten Wissenschaftler und Politiker glauben
nicht, dass der durchschnittliche Bürger genug wissenschaftliches Bewusst-
sein hat, um Entscheidungen zu fällen und deshalb; weshalb sie einbinden?“
(Leitungsmitglied, CBEN, Rice University, 21. Januar 2008, Übersetzung der
Autorin).

Wie die nachfolgenden Interviewzitate zeigen, wird das Fehlen der partizi-
pativen Einbindung der Zivilgesellschaft in den Vereinigten Staaten unter-
schiedlich begründet. Einerseits wird von mangelndem politischem Wil-
len, von der fehlenden Bereitschaft der Bevölkerung teilzunehmen und
von der Größe und der Heterogenität des Landes gesprochen, die eine re-
präsentative Auswahl an Teilnehmenden verhindert. Andererseits wird
auch das Fehlen geeigneter Methoden der zivilgesellschaftlichen Einbin-
dung aufgeführt. Ein Interviewpartner aus einer Umweltorganisation be-
klagt sich darüber, dass sich in den Vereinigten Staaten starke Kräfte ge-
gen partizipative Dialoge aussprechen. Insbesondere gegen solche, die im
Sinne des britischen Ansatzes des ‚upstream engagement’ die Einbindung
der Bevölkerung in die Entscheidungsfindung beabsichtigen:

„Die Kräfte gegen das Durchführen dieser Art von öffentlichen Dialogen sind
sehr stark.“ (Nanotechnologiespezialist, ETC group, 25. März 2008, Über-
setzung der Autorin).

Die Interviewpartnerin des CBEN führt die Abwesendheit solcher Verfah-
ren eher auf die Größe und die Heterogenität des Landes zurück. Ihrer
Meinung nach fehlen sowohl Ideen zu einer tauglichen Methode, zum Ab-
lauf als auch zur Frage, wie eine repräsentative Bevölkerungsstichprobe
für einen solchen Prozess zu finden ist:

„Die Idee, dass die Bevölkerung stärker in die Entscheidungsfindung der Na-
notechnologie eingebunden werden sollte, wird öfters und in regelmäßigen
Abständen aufgebracht. Jedoch hat kaum jemand konkrete Ideen dazu ent-
wickelt, wie so etwas in einem so großen und heterogenen Land wie in den
Vereinigten Staaten durchgeführt werden könnte.“ (Leitungsmitglied, CBEN,
Rice University, 21. Januar 2008, Übersetzung der Autorin).

Zudem wird von einem fehlenden Interesse in der Bevölkerung ausgegan-
gen, sich mit einer relativ abstrakten Technologie auseinandersetzen zu
wollen. Dieselbe Interviewpartnerin vertritt die Ansicht, dass es für die
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Bevölkerung in ihrem Alltag schwierig ist, neben den existentiellen Sor-
gen und Nöten, ein Interesse an der Nanotechnologie zu entwickeln und
sich die Zeit zu nehmen, sich mit ihr auseinanderzusetzen:

„Ich denke, dass es nicht einmal so sehr eine Frage der Größe oder der Homo-
genität eines Landes, aber vielmehr eine Zeitfrage und eine Frage der Auf-
merksamkeit ist. So denke ich, dass die Leute beschäftigt sind und ihre Leben
voll sind und sie andere Sorgen haben, drückende Sorgen, wie sie ihre Fami-
lie ernähren sollen und so weiter. Dadurch wird die Nanotechnologie in ihrer
Aufmerksamkeitsagenda keine Spitzenposition einnehmen und sie reagieren
anders darauf, als wir oder die Naturwissenschaften es vielleicht tun würden.“
(Leitungsmitglied, CBEN, Rice University, 21. Januar 2008, Übersetzung der
Autorin).

Zudem erwähnt die Vertreterin der Rice Universität, dass im politischen
Diskurs der Vereinigten Staaten im Vergleich zu Europa sowohl For-
schung als auch Strategien zur Risikokommunikation fehlen. Sie erwähnt
jedoch verschiedene im Entstehen begriffene Aktivitäten:

„Risikokommunikation ist ein anderes Gebiet, in welchem uns möglicherwei-
se gute Forschung und gute Strategien fehlen. Hierzu entstehen jedoch Be-
strebungen — primär an der Arizona State Universität in den nächsten zwölf
Monaten — die tatsächlich stärker die Frage analysieren, wie wir die öffentli-
che Wahrnehmung von Nanotechnologie verstehen und wie wir über Risiken
eines sehr komplexen und unklaren wissenschaftlichen Feldes kommunizie-
ren.“ (Leitungsmitglied, CBEN, Rice University, 21. Januar 2008, Über-
setzung der Autorin).

Ein weiterer Interviewpartner des Wilson-Zentrums erwähnt die Abwesen-
heit von echten partizipatorischen Ansätzen in den Vereinigten Staaten:

„Die öffentliche Partizipation ist total gescheitert. Vor vier Jahren saß ich
stundenlang in Konferenzen in der Nationalen Forschungsstiftung (NSF) und
sie sagten, dass sie im Bereich der öffentlichen Partizipation etwas tun müss-
ten. Nichts passierte. Ich meine, es endete darin, dass Gelder in Wissen-
schaftsmuseen und populärwissenschaftliche Dokumentationssendungen im
Fernsehen gesteckt worden sind. Diese erreichten jedoch kaum jemanden.“
(Leitungsmitglied, Woodrow Wilson International Center for Scholars,
4. März 2008, Übersetzung der Autorin).

In der US-amerikanischen Politik lässt sich kaum eine mit den europä-
ischen Ländern vergleichbare Forderung nach der Einbindung von An-
spruchsgruppen oder der Zivilgesellschaft in wissenschafts- und technik-
politische Entscheidungsfindungsprozesse nachweisen. Vielmehr zeigt
sich in den Vereinigten Staaten eine breit etablierte und im Kontext von
Nanotechnologie großzügig finanzierte Öffentlichkeitsarbeit im Sinne von
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Public Understanding of Science (PUS) in Wissenschaftsmuseen und in
Medienbeiträgen.

Regierungsexterne zivilgesellschaftliche Partizipation: ASU und
NISE

Die von der Interviewpartnerin des CBEN im Januar 2008 erwähnten Ak-
tivitäten der Arizona State University (siehe Kapitel 4.3.4) beziehen sich
auf die im März 2008 am Zentrum für Nanotechnologie und Gesellschaft
(CNS-ASU) gestarteten Dialoge. Darin haben Sozialwissenschaftler um
David Guston ein nationales Bürger-Technologieforum (NCTF) über Na-
notechnologie und die Verbesserung der menschlichen Leistungsfähigkeit
organisiert. Methodisch orientieren sie sich an der dänischen Konsensus-
konferenz, kombinieren jedoch persönliche Präsenz mit internetbasierter
Interaktion. Sie umfassen Dialoge mit insgesamt 74 Bürgerinnen und Bür-
gern an sechs verschiedenen Orten der Vereinigten Staaten. Die Veranstal-
tungen werden als erfolgreich bewertet. Nach Aussage der Organisatoren
haben sie gezeigt, dass die US-amerikanische Bevölkerung durchaus re-
flektiert über Technologien sprechen kann (Guston 2014, 55). Dennoch
haben die Organisatoren die mangelnde politische Wirkung des NCTF
problematisiert (Guston 2014). Methodische Probleme sehen die Organi-
satoren hauptsächlich bei Aspekten, wie den unterschiedlichen Ergebnis-
sen der persönlichen und der internetbasierten Interaktion und darin, dass
die Partizipation durch den finanziellen Anreiz, den die Organisatoren ge-
setzt haben, nicht ausschließlich freiwillig erfolgt ist. Auch wenn sie in
den seltensten Fällen direkte politische Auswirkungen haben, so wird al-
leine schon das reflektierte Lernen, das bei den meisten Teilnehmenden
stattfindet, als ein wichtiges Ziel bewertet (vgl. Guston 1999).

Das CNS-ASU hat in Kooperation mit dem Wilson-Zentrum im Jahr
2009 ein weiteres partizipatives Verfahren in den Vereinigten Staaten zur
Einbindung der Zivilgesellschaft organisiert. Die beiden Zentren haben ein
Forum für den Nanotechnologieausschuss des US-amerikanischen Kon-
gresses zu Nanotechnologie und die Öffentlichkeit organisiert und Daten
für Entscheidungsträger generiert. Darin sind Erkenntnisse aus dem NCTF
und anderen partizipativen und meinungsforschenden Projekten eingeflos-
sen. Solche umfassen beispielsweise Aktivitäten am Zentrum für Nano-
technologie und Gesellschaft an der Universität Santa Barbara und am Na-
nowissenschaftlichen Ausbildungsnetzwerk NISE Net.

4.3.4
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Das NISE Net wird in Kooperation von fünf US-amerikanischen Wis-
senschaftsmuseen und Universitäten unterhalten. An diesen Museen fin-
den wechselseitig Forumsveranstaltungen, sogenannte Nanotage (Nan-
odays)146 statt, an welchen durchschnittlich 30 bis 50 Personen, meist Be-
sucher der Wissenschaftsmuseen teilnehmen. Diese Forumsveranstaltun-
gen dauern zwischen zwei und drei Stunden und umfassen Vorträge von
wissenschaftlichen Experten und Kleingruppendiskussionen. NISE als
Projekt wird in den Vereinigten Staaten, wie Guston (2014) zeigt, oftmals
als partizipatives Projekt der Einbindung der Zivilgesellschaft aufgefasst.
Die Analyse dieses Netzwerkes hat jedoch gezeigt, dass der methodische
Schwerpunkt trotz der Diskussionsmöglichkeiten auf der Tradition von
PUS-basierter Ein-Weg-Kommunikation, Information und Aufklärung und
weniger auf gegenseitiges Lernen ausgerichtet ist (vgl. Kurath 2009).

Neben solchen nationalen Partizipationsveranstaltungen sind auch ver-
schiedene lokale Initiativen ergriffen worden, wie beispielsweise die Kon-
sensuskonferenz zur Nanotechnologie. Diese ist im Rahmen einer Lehr-
veranstaltung des von der NSF finanzierten Nanoscale Science and Engi-
neering Center an der Universität Wisconsin–Madison organisiert worden
(vgl. Kleinman, et al. 2011). Zudem sind aus den Kooperationen des CNS-
ASU mit internationalen Organisationen wie dem Dänischen Technologie-
ausschuss, Partizipationsnetzwerke wie die ‚World Wide Views’ und das
Netzwerk der Experten und Bürgerabschätzung von Wissenschaft und
Technologie (ECAST) aufgebaut worden (vgl. Guston 2014).

Das den Einwegskommunikationsansätzen von PUS zugrunde liegende
traditionelle Verständnis von Partizipation als Wissenschaftskommunikati-
on scheint insbesondere in den Vereinigten Staaten nicht nur in der Politik
(siehe Kapitel 4.3.5), sondern auch in der Wissenschaft und in der Wirt-
schaft nach wie vor verbreitet zu sein. Dies betrifft auch die mit PUS-An-
sätzen verknüpfte Vorstellung, dass das öffentliche Vertrauen in die Poli-
tik, die Wissenschaft und die Industrie und deren Erzeugnisse mittels In-
formation gestärkt werden kann. Diese Haltung wird trotz der weitreichen-
den sozialwissenschaftlichen Kritik am ‚Defizitmodell’ immer wieder ge-
äußert. Dazu illustriert ein im Rahmen des Nanotechnologieprojekts am
Wilson-Zentrum verfasster Bericht genau diese Logik:

146 Siehe http://www.nisenet.org. Ausstellungen und Informationen zu Nanotechno-
logie werden auch in Wissenschafaftsmuseen anderer Länder aufgegriffen wie
z.B. http://www.sciencemuseum.org.uk/antenna/nano/ (17.12.13).
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„Eine spezifische Empfehlung, wie die Regierung und die Industrie das öf-
fentliche Vertrauen stärken können, liegt in der Bereitstellung von mehr Infor-
mationen.“ (Macoubrie 2005, p. 4, Übersetzung der Autorin).

Demgegenüber plädiert ein im Jahr 2010 veröffentlichter Bericht des Wil-
son-Zentrums für eine ‚partizipative Wende’, also die Einführung partizi-
pativer Ansätze im wissenschafts- und technikpolitischen Diskurs der Ver-
einigten Staaten (Sclove 2010). Dieser propagiert die Übernahme von
europäischen Ansätzen der partizipativen Technikfolgenabschätzung
(pTA) in den Vereinigten Staaten. Die Beteiligung von Bürgerinnen und
Bürger an komplexen technik- und wissenschaftspolitischen Fragen, die in
den Vereinigten Staaten traditionellerweise hauptsächlich von wissen-
schaftlichen Experten diskutiert werden, soll gefördert werden. Zudem
sollen Bürgerdialoge die ethische, rechtliche und soziale Begleitforschung
(ELSI) ergänzen (Sclove 2010):

„Zwischen 1972 bis 1995 waren die Vereinigten Staaten in der Institutionali-
sierung der TA-Praxis weltweit führend. Im Jahr 1995 hat der US-amerikani-
sche Kongress den Kurs gewendet und hat das damals 23-jährige Büro für
Technikfolgenabschätzung (OTA) geschlossen. Inzwischen existieren rund
ein Dutzend parlamentarische TA-Ämter in Europa. Sie haben vielverspre-
chende TA-Praktiken entwickelt wie die hoch effektiven Methoden, Bürgerin-
nen und Bürger partizipativ einzubinden. Partizipative Technikfolgenabschät-
zung (pTA) ermöglicht es den Laien, fundierte Bewertungen zu komplexen
Themen abzugeben. Durch diesen Prozess ermöglicht die pTA, die Vertiefung
sozialer und ethischer Technikanalysen und ergänzt die TA-Ansätze des frü-
heren OTA, die hauptsächlich auf Expertenanalysen und Anspruchsgruppen-
beratung basierten.“ (Sclove 2010, vii, Übersetzung der Autorin).

In diesem Bericht wird weiter argumentiert, dass die Übernahme der
europäischen pTA-Ansätze in einer hochvernetzten globalen Wissensöko-
nomie wie derjenigen der Vereinigten Staaten zwingend erforderlich ist.
Dies wird insbesondere als notwendig erachtet, da die Schnittstellen zwi-
schen Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Zivilbevölkerung intensiven
Veränderungen unterworfen ist. Fähigkeiten, wie neuartige biologische
Organismen herzustellen, Materie auf atomarer Größe zu verändern oder
das globale Klimasystem nachhaltig, wenn nicht irreversibel, zu verän-
dern, wirft — so die Autoren des Berichtes — eine Reihe ethischer, sozia-
ler, rechtlicher und umweltrelevanter Fragen auf, die eine breite Diskussi-
on in der Öffentlichkeit erfordern. Mit Hinweis auf das vom US-amerika-
nischen Kongress im Jahr 1995 geschlossene Büro für Technikfolgenab-
schätzung (OTA), plädiert die Studie für eine Wiedereinsetzung einer na-
tionalen Technologieabschätzungsorganisation (vgl. Sclove 2010).
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Zusammenfassung Vereinigte Staaten: Ein Partizipationsdefizit und
Nichtregierungsinitiativen

Die vorliegende Analyse des US-amerikanischen Diskurses hat gezeigt,
dass die Partizipation im Vergleich zu den untersuchten europäischen Län-
dern in staatlichen Organisationen der Vereinigten Staaten als wissen-
schaftspolitische Strategie kaum eine Rolle spielt. Akteure aus Regierung
oder Politik verfolgen kaum Ansätze, die Zivilgesellschaft und Anspruchs-
gruppen, die über wissenschaftliche, wirtschaftliche und politische Akteu-
re hinausgehen, in den Diskurs einzubinden. Bei den wenigen von Regie-
rungsorganisationen durchgeführten partizipativen Ansätzen werden
hauptsächlich wissenschaftliche, politische und privatwirtschaftliche Ex-
perten und kaum dissidente Gruppen und Organisationen einbezogen. In
den Vereinigten Staaten findet also eine weitgehende Ausklammerung von
außerhalb der Wissenschaft und der Politik agierenden Anspruchsgruppen
statt. Diese als Partizipationsdefizit bezeichnete Situation wird hauptsäch-
lich von regierungsexternen Organisationen und Akteuren angegangen.
Private Stiftungen und Organisationen wie das Meridianinstitut, Denkfa-
briken wie das Wilson-Zentrum sowie aus der Wissenschaft entstandene
Initiativen wie das CBEN und das CNS-ASU spielen eine vergleichsweise
zentrale Rolle als Katalysatoren von partizipativen Ansätzen.

Die im Partizipationsdiskurs verhandelten Themen umfassen haupt-
sächlich Forschung, Entwicklung und wünschenswerte Implikationen. Auf
Regierungsebene lässt sich eine weitgehende thematische Ausklammerung
von nachteiligen Implikationen beobachten. Selbst soziale Implikationen
der Nanotechnologie werden in potenziell nützliche Anwendungen umge-
deutet. Nachteilige Implikationen werden hauptsächlich in von regierungs-
externen Organisationen durchgeführten Dialogen thematisiert. Die Meri-
dian-Wilson-Dialoge haben ihren Fokus zudem auf Regulierungsfragen,
übergreifende Fragen nach Produkten, Nutzen und Risiken sowie nach
Anwendungen in der Entwicklungszusammenarbeit gelegt. Themen des
CBEN-Dialogs umfassen hauptsächlich Umwelt- und Gesundheitsimpli-
kationen und der Vergleich mit der Gentechnik. In den zivilgesellschaftli-
chen Partizipationsveranstaltungen des CNS-ASU werden hauptsächlich
Fragen nach der Verbesserung der menschlichen Leistungsfähigkeit sowie
grundsätzliche Themen der Nanotechnologie und ihre zivilgesellschaftli-
che Vermittlung thematisiert.

Praktiken umfassen neben vereinzelten Regierungsinitiativen zum Ein-
setzen von Expertengruppen, insbesondere private Initiativen wie die eines
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universitären Zentrums und einer regierungsnahen Organisation in Koope-
ration mit einer Dialogberatungsorganisation und der sie finanzierenden
Stiftungen. Darin sind aus der Wahrnehmung eines einseitigen Fokus der
zuständigen staatlichen Institutionen eigene partizipative Ansätze entstan-
den. Während die Meridian-Wilson-Dialoge eine aktive Rolle in der Be-
hördenberatung eingenommen und zu konkreten Fragen Stellung bezogen
haben, wird dies in den von der RICE Universität organisierten ICON-
Dialogen als schwieriger bezeichnet. Bei diesen Dialogen fällt auf, dass
sie verstärkt aus einer auch in den europäischen Ländern beobachteten Lo-
gik argumentieren, nämlich Kontroversen vermeiden zu wollen und Oppo-
nenten gezielt einzubinden. In anderen Worten: Während die Meridian-
Wilson-Dialoge der Politik Ratschläge erteilt haben, leiden die ICON-Dia-
loge unter den auch in Europa beobachteten Schwierigkeiten der Konsens-
findung.

Die in den untersuchten europäischen Ländern, wie beispielsweise in
Großbritannien beobachtbare prominent propagierte Praxis nach zivilge-
sellschaftlicher Partizipation, fehlt in den Vereinigten Staaten nahezu voll-
ständig. Eine der wenigen Ausnahmen stellt die Universität Arizona mit
ihren an europäischen Vorbildern orientierten partizipativen Veranstaltun-
gen dar. Auch hier zeigen sich die grundsätzlich mit der zivilgesellschaftli-
chen Partizipation diskutierten Schwierigkeiten: Diese umfassen die feh-
lende politische Umsetzung der Ergebnisse und damit der unbestimmte
politische Einfluss dieser Ansätze. Der vom Wilson-Zentrum angestoßene
Diskurs, pTA auf nationaler politischer Ebene zu re-institutionalisieren, ar-
gumentiert in der Rhetorik des britischen ‚upstream engagement’. Das
selbstkritische Fazit, das in Großbritannien im Bereich ‚upstream engage-
ment’ inzwischen gezogen wird, wird in diesem Diskurs jedoch ausge-
klammert.

Neben den genannten partizipatorischen Praktiken werden in den Verei-
nigten Staaten insbesondere traditionelle Ansätze der Wissenschaftskom-
munikation und der Meinungsumfragen gezielt gefördert. Solche Ansätze,
die hauptsächlich Veranstaltungen und Ausstellungen in Wissenschaftsmu-
seen umfassen — auch wenn sie unter der Klammer der zivilgesellschaft-
lichen Einbindung genannt werden — scheinen jedoch hauptsächlich auf
einer durch das Defizitmodell geprägten wissenschaftspolitischen Haltung
der Laienaufklärung und der bildungsbürgerlichen Unterhaltung zu basie-
ren.
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Europäische Union: Partizipation als Strategie

In ihrer Mitteilung zur Nanotechnologie erwähnt die Europäische Kom-
mission unter Punkt 5 ‚soziale Aspekte’ explizit die Partizipation. Dabei
vertritt sie die Auffassung, dass die Einbindung von Anspruchsgruppen
und der Zivilgesellschaft in einen ‚echten Dialog’ als Voraussetzung für
eine sichere und verantwortungsvolle Nanotechnologieentwicklung unab-
dingbar ist (COM 2005a, 7, sowie Kapitel 2.4.1). Demgegenüber deuten
die Erkenntnisse der vorliegenden Analyse darauf hin, dass diese Auffas-
sung in der Europäischen Kommission kaum verbreitet ist. Vielmehr be-
gegnen die befragten Kommissionsvertreter der Partizipation mit Skepsis.
Neben sporadisch auftretenden Dialogen stellen sich die Kommissionsver-
treter unter der Partizipation hauptsächlich das Informieren der Bevölke-
rung und die Meinungserhebung vor. Dies deutet darauf hin, dass trotz
vielfältiger Kritiken, vergleichbar zu der Situation in den Vereinigten Staa-
ten, auch auf Unionsebene in Politik und Behörden nach wie vor PUS-ba-
sierte Ansätze verbreitet sind.

Anders als im Rahmen des ursprünglich autoritär angelegten PUS-Kon-
zeptes, das der Bevölkerung lediglich eine von Wissenschaft und Politik
als tauglich selektionierte Auswahl an Information zugesteht, sprechen die
meisten Interviewpartner nun von ‚transparenter’ Information, was auf
eine egalitärere Auffassung hindeutet. Im Unterschied zum Abschätzungs-
und zum Regulierungsdiskurs, die sich auf Unionsebene durch die Integra-
tion der Nanotechnologie in die bestehenden Strukturen auszeichnen, sind
für die Partizipation neue Konzepte und Plattformen geschaffen worden.
Diese neuen Partizipations-Foren umfassen auf Unionsebene hauptsäch-
lich wissenschaftliche Forschungsprojekte im Europäischen Rahmenpro-
gramm, Technologieplattformen und an wissenschaftliche Kongresse an-
gelehnte Foren. Diese deuten auf eine wissenschaftliche Rahmung der
Partizipation auf Unionsebene hin.

Anspruchsgruppenpartizipation in Strategie und Aktionsplan

Den Ausgangspunkt der Anspruchsgruppenpartizipation und der Dialoge
auf der Unionsebene stellt die im Jahr 2004 veröffentlichte Nanotechnolo-
giestrategie der Europäischen Kommission dar (COM 2004a). Diese ver-
weist auf neu eingeführte Konzepte wie die europäischen Technologie-
plattformen, welche die interessierten Anspruchsgruppen zusammenbrin-
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gen sollen, um eine langfristige gemeinsame Vision zu entwickeln. Zudem
sollen im Rahmen dieser Technologieplattformen gemeinsame Vorgehens-
weisen vereinbart und ein kohärenter Regulierungsansatz zur langfristigen
Finanzierung und Umsetzung gefunden werden. Damit wird dem Bedarf
nach der Nutzung von Synergien und der Koordination zwischen den ver-
schiedenen Anspruchsgruppen nachgekommen (COM 2004a, 11). Insbe-
sondere wird auf die zentrale Bedeutung des Anspruchsgruppendialogs
verwiesen, um Implikationen wie potenzielle Umwelt-, Gesundheits- und
Sicherheitsaspekte zu diskutieren, und um nachteilige soziale Auswirkun-
gen zu vermeiden:

„Eine wesentliche Komponente des integrierten, sicheren und verantwor-
tungsvollen Ansatzes besteht darin, Gesundheits-, Sicherheits- und Umwelt-
aspekte in die Entwicklung der Nanotechnologie einzubeziehen und einen
echten Dialog mit allen Beteiligten herzustellen.“ (COM 2005a, 7).

Demgegenüber deuten die nachfolgenden Seiten der Mitteilung auf eine
eher die quantitative Datenerhebung betreffende Auffassung von Partizi-
pation hin. Diese stützt sich vergleichbar mit vorangegangenen potenziell
kontroversen Spitzentechnologien, wie der Gentechnik (vgl. Jasanoff
2005), stark auf das Medium der Meinungsumfragen ab. Beispielsweise
schlägt die Europäische Kommission zur Unterstützung des Anspruchs-
gruppendialogs vor, mittels des Meinungserhebungsinstruments Eurobaro-
meter die Wahrnehmungen und Einschätzungen der Nanotechnologie in
den verschiedenen Mitgliedsstaaten zu erheben. Davon erhofft sich die
Kommission eine frühzeitige Warnung der Anspruchsgruppen vor be-
stimmten öffentlichen Bedenken:

„Für einen echten Dialog mit den interessierten Kreisen bezüglich der N&N
[auf Unionsebene verwendete Abkürzung für Nanowissenschaften und Nano-
technologien] soll die Kommission die Voraussetzungen schaffen und ihn füh-
ren. Zur Unterstützung dieses Dialogs sollten spezielle Eurobarometer-Erhe-
bungen über das Bewusstsein und die Einstellungen gegenüber den N&N in
den verschiedenen Mitgliedsstaaten durchgeführt werden. Damit lässt sich die
Wirksamkeit verschiedener Ansätze in Europa bewerten und gleichzeitig ein
‚Frühwarnsystem’ für spezielle Problemfelder einrichten“ (COM 2005b, 10).

Im Unterschied zum britischen Nanotechnologie Anspruchsgruppen Fo-
rum (NFS) und zur deutschen NanoKommission fehlt auf Unionsebene ein
spezifisch für die Nanotechnologie institutionalisiertes Anspruchsgruppen-
dialog-Forum. Die Kommission setzt die Anspruchsgruppenpartizipation
jedoch für ausgewählte Fragestellungen ein. Beispielsweise ließ die Kom-
mission den Verhaltenskodex für die verantwortungsvolle nanowissen-
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schaftliche und nanotechnologische Forschung mittels eines Anspruchs-
gruppendialogs und eines öffentlichen Vernehmlassungsverfahrens erar-
beiten, wie ein Interviewpartner der Kommission erläutert:

„Wir haben den Code mittels einer öffentlichen und einer Expertenberatung
ausgearbeitet.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, Europäische Kommission,
DG Research, 7. Oktober 2008).

Die für die Nanotechnologie zuständigen Generaldirektionen (DG) Um-
welt (DG-ENV), Forschung & Innovation (DG-RTD), Unternehmen & In-
dustrie (DG-ENTR) und Gesundheit & Verbraucher (DG-Sanco) haben al-
so keine nanotechnologiespezifischen Kommissionen oder Arbeitsgruppen
mit Anspruchsgruppen institutionalisiert. Vielmehr wird die Anspruchs-
gruppen-Partizipation situativ eingesetzt. Wie im nächsten Kapitel gezeigt
wird, findet eine Institutionalisierung nicht in Form von Gremien, sondern
im Format eines wissenschaftsnahen Kongresses statt.

Anspruchsgruppenpartizipation als wissenschaftlicher Kongress und
Forschungsprojekt

Weitere Anspruchsgruppendialogprojekte auf Unionsebene umfassen den
von der Generaldirektion Sanco organisierten, seit dem Jahr 2007 jährlich
durchgeführten und in Form einer Konferenz aufgebauten Dialog zur Na-
nosicherheit (Nano Safety for Success; hier als Sicherheits-Dialoge be-
zeichnet). Diese Dialog-Konferenz, die in ihrem Untertitel für Vertrauens-
bildung in der Nanotechnologie wirbt, bringt Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler, Risikoanalytiker, Vertreterinnen und Vertreter aus Behör-
den, Industrie, Konsumenten- und Umweltschutzorganisationen zusam-
men. Ziel ist es, Fragen der Anwendung der Nanotechnologie zu diskutie-
ren und Mittel zu identifizieren, um eine sichere, integrierte und verant-
wortungsvolle Entwicklung der Nanotechnologie sicherzustellen. Die Si-
cherheits-Dialoge stehen jährlich unter einem anderen Schwerpunkt, wie
z.B. im Jahr 2014 unter dem Thema Vertrauensaufbau in die Nanotechno-
logie und der Identifikation von spezifischen, sich bereits auf dem Markt
befindenden Anwendungen. Zudem hat der Branchenverband der Herstel-
lerindustrie, der Europäische Chemieindustrierat (Cefic), als regierungsex-
terne Initiative auf europäischer Ebene im Jahr 2012 einen runden Tisch
zu Nutzen und Risiken der Nanotechnologie für die Umwelt durchgeführt.

Im 6. Forschungsrahmenprogramm (FP6) finanziert die Europäische
Kommission spezifische Dialogprojekte, wie das unter deutschem Vorsitz

4.4.2

4.4 Europäische Union

305

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


durchgeführte Nanologue Projekt (siehe Kapitel 4.4.3) oder das Nano
Code Projekt. Beide Projekte haben Anspruchsgruppendialoge durchge-
führt.147 Wie ein Interviewpartner der Generaldirektion Forschung erläu-
tert, legt die Kommission Wert auf Forschungsprojekte, welche die An-
spruchsgruppen- und die zivilgesellschaftliche Partizipation untersuchten:

„Wir organisieren Seminare und haben im Moment auch eine Ausschreibung
zu Nanotechnologie offen, die sich vor allem auf deliberative Ansätze be-
zieht, also auf die aktive Beteiligung von Anspruchsgruppen und auf eine öf-
fentliche Debatte.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, Europäische Kommis-
sion, DG Forschung, 7. Oktober 2008).

Verschiedene Interviewpartner sprechen auch Grenzen und Problematiken
der Anspruchsgruppenpartizipation an. So vertritt ein Interviewpartner der
Generaldirektion Unternehmen die Meinung, dass Anspruchsgruppendia-
loge aufgrund von vorgefassten Meinungen wenig effizient sind. Seiner
Ansicht nach vertreten an den jeweiligen Dialogveranstaltungen häufig
dieselben Personen jeweils vorhersehbare Meinungen:

„Es bedarf nicht unbedingt eines Dialogs mit den Nanofachleuten. Die NGOs
sind dafür bezahlt, Bedenken zu äußern und der andere Teil im Raum ist dafür
bezahlt, diese zu lösen oder zu zerstreuen. Wenn wir zu Sitzungen gehen, tref-
fen wir immer die gleichen Leute und wir könnten die gegenseitigen Aussa-
gen voneinander vorhersagen, weil wir wissen, was sie sagen werden.“ (Na-
notechnologieverantwortlicher, Europäische Kommission, DG Unternehmen
und Industrie, 3. Dezember 2008, Übersetzung der Autorin).

Ein Vertreter einer europäischen Nichtregierungsorganisation spricht eine
weitere problematische Seite der Anspruchsgruppenpartizipation an, in-
dem er auf die unterschiedlichen Ressourcen hinweist, welche die einzel-
nen Anspruchsgruppen für den Dialog aufwerfen können. Am Beispiel des
europäischen Normungsprozesses schildert er seine Wahrnehmung, dass
ein Ungleichgewicht in der Einflussnahme zwischen den zivilgesellschaft-
lichen Organisationen und der Industrie besteht. Zwar sei der Prozess so
organisiert, dass alle Interessierten teilnehmen können. Allerdings verfügt
die Industrie seiner Ansicht nach über signifikant höhere Mittel, ihre Inter-
essen in den Anspruchsgruppendialog einzubringen:

„Am Normungsprozess kann im Prinzip jeder teilnehmen, der Interesse und
Ressourcen hat. Das bedeutet natürlich eine wesentlich geringere Einfluss-
nahme für uns als Umweltverbände als für andere interessierte Kreise vor al-
lem die Industrie, weil sie ein kommerzielles Interesse an der Normung hat.

147 Siehe http://www.nanocode.eu/content/view/247/1/ (17.01.2014).
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Dementsprechend kann sie einen ganz anderen Einsatz fahren. Wenn ein Un-
ternehmen an einer Produktnorm sehr interessiert ist, dann kann man sich
selbst multiplizieren, indem man Vertreter auf nationaler, europäischer und in-
ternationaler Ebene schickt und vielleicht noch versucht, über seinen Dach-
verband etwas zu machen. Das ist für uns aufgrund unserer begrenzten Mittel
nicht möglich.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, European Environmental
Citizens’ Organisation for Standardisation, ECOS, 6. Oktober 2008).

Derselbe Interviewpartner erwähnt weiter, dass seine Organisation mit
einem einzelnen Verantwortlichen im Normierungsdiskurs vertreten ist.
Da in solchen Gremien nach Merheiten abgestimmt wird, verfügt sie im
Vergleich zur finanzkräftigen Industrie, die ein hohes Interesse an der Nor-
mierung hat, lediglich über geringen Einfluss:

„Wenn es ECOS nicht gäbe, dann wären wahrscheinlich gar keine Vertreter in
der Normung unterwegs, auch auf europäischer Ebene. Konsens wird häufig
aufgrund der Anzahl der Vertreter beurteilt, statt nach Kreisen, die anwesend
sind. Wenn der eine Kreis zehn Vertreter hat und der andere nur einen, wie
wir, sind die Einflussmöglichkeiten entsprechend gering. Wenn wir wirklich
etwas erreichen wollen, dann müssen wir uns mit anderen Kreisen zusam-
mentun, mit Verbrauchern oder mit behördlichen Vertretern. Das Beste ist na-
türlich, wenn man mit einer bestimmten Industrie ein gemeinsames Interesse
hat. Wenn man solche Allianzen schmieden kann, hat man die besten Aus-
sichten, etwas zu bewirken.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, European
Environmental Citizens’ Organisation for Standardisation, ECOS, 6. Oktober
2008).

Dieses Zitat deutet auf eine grundsätzliche Problematik hin, der sich klei-
ne, nicht profitorientierte Organisationen in Dialogen häufig gegenüberse-
hen. Eine einzelne zivilgesellschaftliche Organisation kann im Unter-
schied zur Industrie wenig Einfluss nehmen. Falls die Industrie über ein
kommerzielles Interesse an einer bestimmten Thematik verfügt, kann sie
umfangreiche Ressourcen zur Entsendung von Vertreterinnen und Vertre-
tern einsetzen. Aus diesem Grund sind zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen darauf angewiesen, Kooperationen einzugehen.

Zivilgesellschaftliche Partizipation: ‚Laborpartizipation’ und
Einweg-Kommunikation

Wie die Anspruchsgruppenpartizipation wird auch die zivilgesellschaftli-
che Partizipation auf Unionsebene in der Nanotechnologiestrategie expli-
zit erwähnt (COM 2004a):
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„Dem Dialog mit der Öffentlichkeit kommt maßgebende Bedeutung zu.“
(COM 2004b, 3).

Die zivilgesellschaftliche Partizipation soll dazu genutzt werden, mögliche
Bedenken in der Bevölkerung zu verstehen. Diese sollen von der Wissen-
schaft und der Politik thematisiert werden:

„Ein besserer Dialog zwischen Forschern, Entscheidungsträgern in öffentli-
chen Stellen und Unternehmen, anderen interessierten Kreisen und der Öf-
fentlichkeit hilft beim Verständnis möglicher Ängste und ihrem Abbau von-
seiten der Wissenschaft und Verwaltung und fördert informierte Beurteilung
und Beteiligung.“ (COM 2005b, 2).

In Rechtssetzungsprozessen auf der Unionsebene ist die Partizipation im
Sinne von Anhörungen betroffener Bürger und Organisationen formal vor-
gegeben. Anhörungen werden auch im Bereich der Nanotechnologie
durchgeführt. Ebenfalls werden Forschungsprojekte zur partizipativen
Einbindung der Zivilgesellschaft im Rahmen des 6. Europäischen For-
schungsrahmenprogramms (FP6) gefördert. Ein Beispiel ist das im Kapitel
4.4.2 erwähnte unter deutschem Vorsitz durchgeführte Nanologue Projekt.
Dieses zielt darauf ab, einen Dialog zwischen der Forschung, der Industrie
und der Zivilgesellschaft über die Nanotechnologie durchzuführen, um
den Wohlstand zu fördern und nachteilige Implikationen zu verhindern.148

Das Projekt ist in Kooperation mit dem deutschen Wuppertal Institut,
der EMPA Schweiz, dem britischen ‚Forum for the Future’ und der pan-
europäischen Organisation ‚triple inova GmbH’ durchgeführt worden. Im
Dialogteil von Nanologue sind Methoden wie die Konsultation der Zivil-
gesellschaft und Anspruchsgruppendialoge unter Beteiligung von Vertrete-
rinnen und Vertretern aus Wirtschaft, Wissenschaft und zivilgesellschaftli-
chen Organisationen angewendet worden. Ergebnisse des Projektes umfas-
sen beispielsweise ein internet-basiertes Werkzeug, den NanoMeter, ein
Szenariobericht, Präsentationen und Artikel. Das Projekt zeichnet sich da-
durch aus, dass Exponenten aus Wissenschaft und Öffentlichkeit gleicher-
maßen als Experten aufgefasst werden. Diese Bevölkerungsvertreterinnen
und -verteter haben beispielsweise die Aufgabe erhalten, die Nanotechno-
logie einer zufällig anwesenden Zuhörerschaft und Museumsbesuchern
vorzustellen. Befragungen von Vertreterinnen und Vertretern der Zivilge-
sellschaft sind direkt in das Projekt und in seine Ergebnisse eingeflossen.
Dennoch zeigt die Analyse des Projekts eher eine konsultative Methodik.

148 Siehe http://wupperinst.org/en/projects/details/wi/p/s/pd/70/ (31.01.2014).
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Die Idee, mit der Bevölkerung in einen gleichberechtigten Dialog zu tre-
ten, erscheint als kaum umgesetzt (vgl. Kurath 2009).

Wie die nachfolgenden Interviewzitate zeigen, sind die Auffassungen
zur zivilgesellschaftlichen Partizipation auf der europäischen Ebene eher
durch ein traditionelles Verständnis von Partizipation im Sinne von Wis-
senschaftskommunikation und der im Rahmen von PUS geprägten Hal-
tung der Einwegkommunikation beeinflusst als durch die Idee eines
gleichberechtigten Dialogs. Im Unterschied zu PUS steht jedoch weniger
die Aufklärung von Laien im Zentrum, als vielmehr die transparente Infor-
mation der Bevölkerung. Partizipation wird hauptsächlich als Mittel dafür
gesehen, Einstellungen, Haltungen und Bedenken zu eruieren und mittels
transparenter Information das Vertrauen in die verantwortlichen Akteure
und die Akzeptanz der Nanotechnologie in der Bevölkerung zu stärken.
Dazu erläutert ein Interviewpartner der Generaldirektion Industrie, dass
die Kommission Dialoge im Rahmen ihres Forschungsprogramms finan-
ziert, da sie die Auffassung vertritt, dass sich in Dialogen die öffentliche
Meinung erfahren lässt und die Bevölkerung dadurch Vertrauen gewinnt
und sich ihre Technikakzeptanz erhöht:

„Die eigentliche Frage; das Interesse der Kommission liegt darin zu erfahren,
was die Sorgen der europäischen Bevölkerung sind. Wir versuchen derzeit
herauszufinden, wie wir einen Bürgerdialog verwirklichen können. Dabei
muss möglicherweise betont werden, dass die Vertrauens- und Akzeptanzfra-
ge wichtig ist. Dashalb ist die Rolle des Dialogs wichtig und wir investieren
viel dafür in den Forschungsprogrammen.“ (Nanotechnologieverantwortli-
cher, Europäische Kommission, DG Unternehmen und Industrie, 3. Dezem-
ber 2008, Übersetzung der Autorin).

Ein Interviewpartner der Generaldirektion Forschung stellt einen Zusam-
menhang zwischen einer transparenten Produktinformation und der Ak-
zeptanz der Konsumenten her. Deshalb muss seiner Meinung nach die In-
formation über die auf dem Markt verfügbaren Produkte verbessert wer-
den:

„Das wichtigste ist das Bewusstsein der Konsumenten. Deshalb glaube ich,
dass unabhängig von den Risiken, die Transparenz darin, welche Produkte auf
den Markt kommen, verbessert werden müsste.“ (Nanotechnologieverant-
wortlicher, Europäische Kommission, DG Forschung, 7. Oktober 2008).

Ein Interviewpartner der Generaldirektion Industrie stellt den Zusammen-
hang zwischen Dialogen und Akzeptanz her. Seiner Ansicht nach korre-
liert die zivilgesellschaftliche Akzeptanz der Nanotechnologie mit Konsul-
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tationen, Dialogen, einer vertrauensvollen Regulierung und der eindeuti-
gen Information über potenzielle Chancen und Risiken:

„Schlüsselelemente für die Akzeptanz sind eine angemessene Anhörung und
der Dialog mit der Öffentlichkeit, rechtliche Rahmenbedingungen, denen die
Menschen vertrauen, echte Informationen, Hinweise auf die Risiken und Nut-
zen für die Konsumenten.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, Europäische
Kommission, DG Unternehmen und Industrie, 3. Dezember 2008, Über-
setzung der Autorin).

Das Vertrauen stellt seiner Meinung nach die zentrale Voraussetzung für
die Technikakzeptanz in der Bevölkerung dar. Dieses muss über Dialoge
mit der Bevölkerung geschaffen werden:

„Die Kommission ist sich bewusst, dass Vertrauen wichtig ist. Es reicht nicht
aus, zu sagen, dass wir ein Regulierungssystem haben. Es braucht Mechanis-
men, um das Vertrauen zu gewinnen; das öffentliche Vertrauen aufzubauen.
Die Kommission ist sich bewusst, dass es für die öffentliche Akzeptanz mehr
braucht als lediglich gute Beziehungen. Es braucht einen Dialog mit der Öf-
fentlichkeit.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, Europäische Kommission,
DG Unternehmen und Industrie, 3. Dezember 2008, Übersetzung der Auto-
rin).

Ein generelles Defizit sieht er in den unterschiedlichen Kommunikations-
strategien, die Nanotechnologiefachleute aus der Industrie und den Nicht-
regierungsorganisationen vertreten. Dabei sollte seiner Meinung nach die
normative Rahmung der Nanotechnologie festgelegt werden. So äußert er
die Überzeugung, dass die Bevölkerung einer spezifischen technologi-
schen Anwendung nur dann zustimmt, wenn sie einen Nutzen darin sieht:

„Nanofachleute sollten ihre Kommunikation verbessern; die Industrie, Nicht-
regierungsorganisationen etc. Wir müssen festlegen, ob wir es auf eine negati-
ve oder eine positive Weise formulieren und ob wir das Wissen und das
Nichtwissen betonen, die Risiken oder den Nutzen. Die Darlegung des Gan-
zen ist ein Schlüsselelement. Wenn die Bevölkerung den Nutzen sieht, kann
sie auch beurteilen, ob es für die Gesellschaft nützlich ist. Wenn man nicht in
der Lage ist, den Nutzen erkennbar zu machen, dann werden die Leute es ab-
lehnen. Aber es muss ausgewogen und fair sein.“ (Nanotechnologieverant-
wortlicher, Europäische Kommission, DG Unternehmen und Industrie, 3. De-
zember 2008, Übersetzung der Autorin).

Eine neuere Studie betont die Bedeutung der dialogischen Risikokommu-
nikation. Sie identifiziert auf Unionsebene Handlungsbedarf, die verschie-
denen Anspruchgruppen und die Zivilgesellschaft verstärkt in die politi-
sche Behandlung potenzieller Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsrisi-
ken der Nanotechnologie einzubeziehen:
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„Im Prozess der vorausschauenden Steuerung potenzieller Umwelt-, Gesund-
heits- und Sicherheitsrisiken spielt die Kommunikation die dominante Rolle.
Sie trägt dazu bei, dass Menschen, die besorgt über bestimmte Gefahren und
Risken sind, darin bestärkt werden, ihre Einschätzung zu revidieren. Zudem
wird die Bevölkerung zu einer sachkundigen Risikoabschätzung befähigt, in-
dem ihr durch die Kommunikation geeignete Angebote zur Information, zum
Dialog und zur Partizipation zur Verfügung gestellt werden.“ (Fleischer, et al.
2012, 13, Übersetzung der Autorin).

Zudem empfiehlt die Studie dem Parlament, freiwillige Ansätze der Parti-
zipation zu unterstützen und insbesondere die Einbindung von betroffenen
Anspruchsgruppen gegebenenfalls auch gesetzlich vorzuschreiben.149

Die Interviews und Textzitate verdeutlichen, dass das strategische Ziel
der Europäischen Kommission, Anspruchsgruppen und die Bevölkerung
mittels Partizipation in die Entscheidungsfindung über die Nanotechnolo-
gie einzubinden, nur teilweise erfüllt wird. Bezüglich der zivilgesellschaft-
lichen Partizipation wird das Ziel eher im Sinne von Meinungserhebung,
Information und Akzeptanzbeschaffung umgesetzt und weniger, wie es im
britischen ‚upstream engagement’ (siehe nächstes Kapitel) verstanden
wird; als gleichberechtigte Einbindung der Zivilgesellschaft in die wissen-
schafts- und technikpolitische Entscheidungsfindung.

Zusammenfassung Europäische Union: Partizipation als Forschung
und Strategie

Der zentrale Akteur im Partizipationsdiskurs der Europäischen Union ist
die Kommission und hierin hauptsächlich die Generaldirektionen Umwelt
(ENV), Forschung und Innovation (RTD), Unternehmen und Industrie
(ENTER) und Gesundheit und Verbraucher (sanco). Als regierungsexter-
ner Akteur ist der europäische Chemie-Industrierat in den Partzipations-
diskurs involviert.

4.4.4

149 Insbesondere betonen die Autoren, dass das zentrale Ziel von partizipativen An-
sätzen in der Vertrauensbildung liegt. Diese lässt sich nur durch transparente und
glaubwürdige Information über Nanoprodukte herstellen, in welcher die Wahl-
freiheit der Konsumenten gewährleistet ist. Eine solche Information muss nicht
nur individuellen Bedenken Rechnung tragen, sondern auch Inhaltsstoffe, Funk-
tionen, Effekte und die Sicherheit von Nanomaterialien in Konsumentenproduk-
ten in einer verständlichen Sprache vermitteln (Fleischer, et al. 2012, 13).
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Themen des Partizipationsdiskurses umfassen wie auch in den anderen
untersuchten Ländern und im Abschätzungs- und Regulierungsdiskurs
Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsaspekte, sowie ethische Aspekte im
Rahmen der Entwicklung des Ethikkodex. Zudem wird insbesondere bei
der Verhandlung der zivilgesellschaftlichen Partizipation ein Dispositiv
abgeleitet, welches mit Ideen wie Kommunikation, Information, Transpa-
renz, Vertrauensbildung und öffentliche Wahrnehmung untermauert wird.

Eine wichtige Praxis auf Unionsebene ist die Verankerung der Partizi-
pation sowohl in der Nanotechnologiestrategie als auch im Aktionsplan als
wissenschaftspolitische Haltung der Kommission. Dennoch wird die Ein-
bindung der Anspruchsgruppen auf Kommissionsebene weniger als in
Deutschland und in Großbritannien in Form von durch die Behörden neu
institutionalisierte nanotechnologiespezifische Kommissionen und Gremi-
en praktiziert. Vielmehr erfolgt deren Einbindung im Rahmen eines jähr-
lich stattfindenden, formal als wissenschaftlicher Kongress aufgebautes
Dialogforum und in Projekten des Forschungsrahmenprogramms. Entge-
gen der Bedeutung, die der Partizipation in den Strategie- und Aktions-
plandokumenten zugemessen wird, zeigt sich in den Interviews eine
grundsätzliche Skepsis gegenüber der Anspruchsgruppenpartizipation. Die
Kommissionsverantwortlichen setzen die Einbindung der Anspruchsgrup-
pen häufig mit politischem Lobbying gleich. Sie gehen davon aus, dass die
Meinungen vorgefertigt sind und eine Abweichung zur Konsensfindung
kaum möglich ist. Ein weiteres Problem von Anspruchsgruppenpartizipa-
tion wird darin gesehen, dass einige Akteure umfangreichere Mittel haben,
sich zu engagieren als andere. Dies macht es insbesondere für kleine und
nicht profitorientierte Organisationen schwierig, ihre Interessen gleichbe-
rechtigt in den Diskurs einzubringen.

Bei der zivilgesellschaftlichen Partizipation fällt auf, dass diese auf
Unionsebene hauptsächlich als Praxis verstanden wird, die öffentliche
Wahrnehmung zu erheben und mittels Kommunikation, die Akzeptanz der
Bevölkerung zu erhöhen. Die im britischen Dialog unter dem Konzept des
‚upstream engagement’ propagierte Idee, der gleichberechtigten zivilge-
sellschaftlichen Einbindung in die wissenschafts- und technikbezogene
Entscheidungsfindung, findet sich auf der Unionsebene ebenso wenig wie
in den Vereinigten Staaten.
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Großbritannien: Anspruchsgruppenkommissionen und ‚upstream
engagement’

Im nächsten Abschnitt wird gezeigt, dass in Großbritannien spezifische
Gremien zur Anspruchsgruppenpartizipation institutionalisiert worden
sind. Dabei handelt es sich insbesondere um behördenübergreifende Ex-
pertenkommissionen, die auch externe Akteure miteinbeziehen. Auch hier
finden sich private Initiativen, wie diejenige der in Kapitel 3.1.2 diskutier-
te Kooperation der Wissenschaftsakademie Royal Society mit der Investi-
tionsberatungsfirma Insight Investment. Insbesondere aber dominiert in
Großbritannien im Unterschied zu den anderen untersuchten Ländern und
der Unionsebene die Strategie, mittels des breit propagierten Ansatzes des
‚upstream engagements’ die gleichberechtigte zivilgesellschaftliche Parti-
zipation im politischen Diskurs zentral voranzutreiben.

Die Royal Society als Strategiebereiterin

Vergleichbar zum Abschätzungsdiskurs nimmt auch im Partizipationsdis-
kurs Großbritanniens die Royal Society eine prägende Stellung ein. Die
wissenschaftliche Akademie, bestehend aus einer Kommission hochrangi-
ger Experten, spielt traditionellerweise eine zentrale Rolle in der Prägung
der wissenschaftspolitischen Strategien Großbritanniens (siehe Kapitel
4.1). In ihrem im Jahr 2005 veröffentlichten Bericht zur Nanotechnologie
(RS&RAE 2004) empfehlen die beiden Akademien sowohl die An-
spruchsgruppenpartizipation als auch die Einbindung der Zivilgesellschaft
in den politischen Diskurs der Nanotechnologie (siehe Kapitel 2.1.2). Ins-
besondere bei der zivilgesellschaftlichen Partizipation prägt sie den Be-
griff des ‚upstram engegement’, das die gleichberechtigte Einbindung der
Bevölkerung in die wissenschafts- und technikpolitische Entscheidungs-
findung propagiert. Dieser Fokus hin zu einer deliberativen Wissen-
schaftspolitik und zur Einbindung der Zivilgesellschaft in die wissen-
schafts- und technikpolitische Entscheidungsfindung gilt als neu in Groß-
britannien, dessen wissenschaftspolitische Haltung lange Jahre von PUS-
Ansätzen geprägt worden ist (vgl. Hagendijk & Irwin 2006; Rogers-Hay-
den & Pidgeon 2007).

Demgegenüber wird im Kontext der Anspruchsgruppenpartizipation
von einer genuin kooperativen politischen Kultur Großbritanniens gespro-
chen (vgl. z.B. Jasanoff 1995). Dazu passt auch die nachfolgende Aussage
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einer Industrieverbandsvertreterin mit deutschen Wurzeln. Diese stellt
fest, dass in Großbritannien unterschiedlichste Anspruchsgruppen zu
einem vergleichsweise frühen Zeitpunkt und auf eine umfassende Weise in
politische Entscheidungsfindungsprozesse einbezogen werden. Dies erläu-
tert sie an der verbreiteten Praxis, sämtliche betroffenen Parteien bereits
im Entwurfsprozess von Regulierungsdokumenten miteinzubeziehen:

“Es gibt einen großen Unterschied zwischen der Art und Weise, wie beispiels-
weise in Deutschland die Nanokommission ihre Schriftstücke aufsetzt und
wie in England entsprechende Schriftstücke aufgesetzt werden. Der Unter-
schied liegt darin, zu welchem Zeitpunkt und in welchem Umfang man ver-
schiedene Parteien an der Mitwirkung, am Entwurf von solchen Dokumenten
beteiligt. Das erfolgt in England inklusiver und zu einem früheren Zeitpunkt.
(Steffi Friedrichs, NIA, 5.11.2008).

In der kooperationsbasierten politischen Kultur Großbritanniens stoßen die
von der Royal Society abgegebenen Empfehlungen nach einer verstärkten
Partizipationsorientierung in der wissenschaftspolitischen Behandlung der
Nanotechnologie auf breiten Zuspruch, sowohl bei regierungsinternen als
auch bei -externen Organisationen, Gremien und Akteuren.

Experten- und Steuerungsgremien für
Anspruchsgruppenpartizipation

Als Reaktion auf den Royal Society Bericht von 2005 setzt die britische
Regierung ein interdepartementales Steuerungsgremium ein, die Nano-
technologiethemengruppe (NIDG), in welcher Regierung, Behörden, Ver-
waltung und forschungspolitische Gremien zusammenarbeiteten und die
unter der Leitung der Fachstelle für Wissenschaft und Innovation (OSI)
steht (siehe Kapitel 2.5.4). Die Aufgabe der NIDG wird unter dem im
Kontext der Nanotechnologie breit verwendeten Begriff der ‚verantwor-
tungsvollen’ Entwicklung gesehen. Ebenso liegt ihre Aufgabe in der Ko-
ordination der Regierungsaktivitäten hinsichtlich der in der RS&RAE-Stu-
die abgegebenen Empfehlungen. Die NIDG setzt ihrerseits weitere Exper-
ten- und Anspruchsgruppengruppen wie die Nanotechnologiepartizipati-
onsgruppe (NEG), die Nanotechnologieforschungskoordinationsgruppe
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(NRCG) und das Anspruchsgruppenforum für Nanotechnologie (NSF) ein
(siehe Kapitel 2.5.4).150

Die vom Wissenschaftsprogramm des OSI finanzierte NEG soll neues
Denken und neue Praktiken der Einbindung der Zivilbevölkerung in die
Nanotechnologie fördern. Basierend auf den Erfahrungen aus den bisheri-
gen partizipativen Nanotechnologieprojekten hat die NEG zudem Empfeh-
lungen für Forschung und Praxis im Bereich Partizipation entwickelt.151

Die unter dem Vorsitz der DEFRA stehende NRCG wird im Jahr 2009 re-
organisiert und in Nanotechnologieforschungsstrategiegruppe (NRSG)
umbenannt. Ihre Aufgabe liegt in der Überwachung von der mit öffentli-
chen Geldern finanzierten Forschung über potenzielle Risiken durch Pro-
dukte und Anwendungen der Nanotechnologie. Ihre Mitglieder stammen
aus der Regierung, der Verwaltung und aus forschungspolitischen Gremi-
en.152 Das NSF wird ebenfalls von der DEFRA geleitet und koordiniert
die Einbindung der Anspruchsgruppen in die NRSG-Aktivitäten.153 Dazu
befragt, erwähnt ein Vertreter einer Umweltorganisation die unterschiedli-
chen Foren, in welchen Anspruchsgruppen im britischen Nanotechnolo-
giediskurs eingebunden sind:

„Wir sind bei Bedarf in verschiedene Prozesse auf der Europäische Unions-
und auf der nationalen Ebene eingebunden. Ich bin ins Nanoforum der DE-
FRA eingebunden, das eine Art Anspruchsgruppendiskussionsgruppe ist.“
(Nanotechnologiespezialist, Greenpeace, 27.11.2008, Übersetzung der Auto-
rin).

Dieses Zitat weist auch auf die unterschiedlichen Gremien und Kommis-
sionen hin, die im Kontext des britischen Nanotechnologiediskurses einge-
setzt worden sind (vgl. auch Kapitel 2.5.5).

Im Unterschied zu den Vereinigten Staaten fokussieren diese Gruppen
in Großbritannien — in Übereinstimmung mit der hauptsächlich auf Im-
plikationen ausgerichteten Nanotechnologiepolitik (vgl. Kearnes & Dou-
bleday 2010) — auf potenzielle nachteilige Effekte und sie schließen ein

150 Siehe: http://webarchive.nationalarchives.gov.uk/+/http://www.dti.gov.uk/science
/science-in-govt/st_policy_issues/nanotechnology/nano_issues/page20563.html
(5.7.2011).

151 Siehe: http://upstreamnano.wordpress.com/2008/02/01/nanotechnology-engagem
ent-group/ (5.7.2011).

152 Siehe: http://archive.defra.gov.uk/environment/quality/nanotech/research.htm
(4.7.2011).

153 Siehe: http://archive.defra.gov.uk/environment/quality/nanotech/research.htm
(6.7.2011).
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breites Spektrum an Akteuren mit ein. Ebenfalls im Unterschied zu den
Vereinigten Staaten und als neu in der britischen Nanotechnologiepolitik
gilt die Tendenz, diese bislang auf Expertenkollaboration ausgerichtete
Haltung auf weitere, vielfältige Anspruchsgruppen auch außerhalb der Po-
litik, der Industrie und der Wissenschaft auszuweiten (vgl. z.B. Kurath &
Gisler 2009).

Regierungsexterne Initiativen der Anspruchsgruppenpartizipation

Die Royal Society gilt nicht nur als die strategische Wegbereiterin der An-
spruchsgruppen- und der zivilgesellschaftlichen Partizipation. Sie enga-
giert sich auch direkt in die Organisation von partizipativen Veranstaltun-
gen. Gemeinsam mit der Investitionsfirma Insight Investment hat sie im
Jahr 2007 ein Arbeitstreffen zu wirtschaftlichen Aspekten der Nanotech-
nologie durchgeführt. Dieses Arbeitstreffen hat insbesondere auch Fragen
der Unternehmensverantwortung und des Produktlebenszyklus behandelt.
Dazu haben die Organisatoren eine Reihe von privatwirtschaftlichen
Schlüsselakteuren eingeladen (siehe Kapitel 2.1.2). Wie ein in wissen-
schaftspolitische und partizipative Projekte involvierter Interviewpartner
aus der Nanotechnologieforschung erläutert, ist innerhalb der Royal Socie-
ty die Idee zu diesem Arbeitstreffen aus einer Wahrnehmung heraus ent-
standen, dass die Empfehlung nach upstream-orientierten Dialogen von
forschungspolitischen Gremien und der Regierung zwar gut aufgenommen
worden ist, der private Sektor jedoch zurückhaltend geblieben ist:

„Nachdem die Royal Society ihren Bericht 2004 abgeschlossen hatte, dachte
sie, was sie als Nächstes tun oder wie sie fortfahren sollte. Und ich denke,
dass einer der Bereiche, den sie als nicht ausreichend abgedeckt einschätzte,
die Rolle des privaten Sektors war. Im öffentlichen Sektor gab es ein umfang-
reiches Verständnis für die Notwendigkeit von Dialogen und Partizipation
und es schien, dass ernstgemeinte Reaktionen von der Regierung und von
Forschungsräten in dieser Richtung erfolgten. Es entstand aber das Gefühl,
dass der private Sektor effektiv sehr niederschwellig blieb und versuchte,
überhaupt nicht in diese Diskussionen eingebunden zu werden. Deshalb orga-
nisierte die Royal Society ein Arbeitstreffen, um eine Reihe von Akteuren des
privaten Sektors zusammenzubringen.“ (Nanotechnologiespezialist, Universi-
ty of Sheffield, 2.12.2008, Übersetzung der Autorin).

Ergebnis dieses Arbeitstreffens ist die Gründung eines unabhängigen Fo-
rums zur Information der Zivilbevölkerung über die Nanotechnologie, das
‚Responsible Nanoforum’ (RNF/vgl. Kapitel 3.5.2). Zudem ist dort die
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Idee zur Entwicklung eines freiwilligen Verhaltenskodexes für Nanotech-
nologiefirmen entstanden. Im Jahr 2008 lancieren die Royal Society, In-
sight Investment, der Industrieverband NIA154 und die vom DTI finanzier-
ten Initiative Nanotechnology KTN den Kodex zur verantwortungsvollen
Nanotechnologie RNC (vgl. Kapitel 3.5.2).

Zivilgesellschaftliche Partizipation als ‚upstream engagement’

Neben der Anspruchsgruppenpartizipation zeichnet sich der politische
Diskurs der Nanotechnologie in Großbritannien insbesondere auch durch
das prominent vertretene Dispositiv aus, die Zivilbevölkerung in dieser
frühen Phase der Technikentwicklung gleichberechtigt in die wissen-
schafts- und technikpolitische Entscheidungsfindung miteinzubeziehen.
Wegbereiterin für diese als ‚upstream engagement’ bezeichnete wissen-
schaftspolitische Haltung ist einmal mehr die Royal Society, die in ihrem
Bericht zur Nanotechnologie die Empfehlung abgibt, die Bevölkerung
frühzeitig und gleichberechtigt in die wissenschafts- und technikpolitische
Entscheidungsfindung einzubinden (RS&RAE 2004). Wie eine Interview-
partnerin der britischen Partizipationsberatungsorganisation Involve erläu-
tert, stellt die Durchführung partizipativer Dialogprojekte in der politi-
schen Kultur Großbritanniens ein Novum dar. Sie beobachtet einen eigent-
lichen Dialogboom, den sie durch den Royal Society Bericht ausgelöst
sieht:

„Die Idee der zivilgesellschaftlichen Partizipation entstand in den lezten fünf
bis zehn Jahren. In der britischen Wissenschaft gab es definitv ein bisschen
einen Boom um die zivilgesellschaftliche Partizipation. Dies hat möglicher-
weise viel mit der Royal Society und ihrem Bericht zu tun.“ (Dialogspezialis-
tin, Involve, 12.11.2008, Übersetzung der Autorin).

Nach seiner prominenten Propagierung durch die Royal Society und in
einem Editorial im Wissenschaftsmagazin Nature (2004) wird ‚upstream
engagement’ zu einem Kernkonzept der britischen Wissenschaftskommu-
nikation. Davon ausgehend wird eine Vielfalt partizipativer Projekte und
kommunikativer Aktivitäten initiiert und ‚upstream engagement’ wird als

4.5.4

154 Die NIA wird im Jahr 2005 mit Geldern der britischen Regierung als angeblich
erster Branchenverband im NT Bereich gegründet. Sie vertritt produzierende-,
Forschungs- und Entwicklungsfirmen sowie den Handel (Quelle Interview mit
Steffi Friedrichs, NIA, 31.10.2008).
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neue demokratische Wende im technikpolitischen Diskurs gepriesen (vgl.
Kearnes, et al. 2006b; Wilsdon 2005, p. 1, sowie Kapitel 4.2). Die unter
der Klammer von ‚upstream engagement’ durchgeführten Projekte werden
mit hohen Erwartungen verknüpft. Beispielsweise vertreten zwei Mitar-
beiter der britischen Denkfabrik DEMOS in einer wissenschaftspolitischen
Schrift die Überzeugung, dass ‚upstream engagement’ zu einer ‚ehrliche-
ren’ Kommunikation zwischen der Wissenschaft und der Gesellschaft
führt (siehe auch Zitat S. 2):

„Der Stil der Wissenschaftsgemeinschaft in ihrer Kommunikation mit der Ge-
sellschaft verändert sich hin zu einer ehrlicheren und reflektierenderen Weise
des Zuhörens und des Austauschs.“ (Wilsdon & Willis 2004, 56, Übersetzung
der Autorin).

Zudem wird Partizipation im Kontext von ‚upstream engagement’ häufig
mit einer Demokratisierung von Entscheidungsfindungsprozessen in Ver-
bindung gebracht (vgl. Abels & Bora 2004, 6). Beispielsweise äußert Ja-
mes Wilsdon (2005) die Überzeugung, dass die Einbindung der Zivilge-
sellschaft zu einer verantwortungsbewussteren Wissenschaft führt und die
Demokratie stärkt:

„Experimente und Innovationen der zivilgesellschaftlichen Partizipation in
der Wissenschaft können zu einer verantwortungsvolleren Wissenschaft und
zu einer gesünderen Demokratie beitragen.“ (Wilsdon 2005, p. 1, Über-
setzung der Autorin).

In den Jahren nach der RS&RAE-Studie haben im politischen Diskurs ne-
ben den Umwelt-, Gesundheits- und Arbeitssicherheitsbehörden auch Um-
weltorganisationen und Denkfabriken das Konzept des ‚upstream engage-
ments’ aufgenommen und Projekte zur Bürgerpartizipation entwickelt:
Beispielsweise haben Greenpeace UK, die Zeitung The Guardian, die in-
terdisziplinäre Nanotechnologieforschungskollaboration (IRC) der Uni-
versität Cambridge und das Forschungszentrum für Politik, Ethik und Le-
benswissenschaften (PEALS) der Universität Newcastle im Jahr 2005 die
Nanojury entwickelt. Zudem hat die britische Denkfabrik DEMOS zusam-
men mit der Universität Lancaster im Jahr 2006 die Nanodialogues (Nan-
odialoge) durchgeführt.

Die Nanojury wird als Zwei-Weg-Bürgerforum durchgeführt, in wel-
chem die traditionelle Methode der Bürgerjury mit einer Veranstaltung an-
gereichert wird, an welcher verschiedene Anspruchsgruppen aus ihrer Per-
spektive eine Übersicht über die Nanotechnologie abgeben. Zudem wird
die Nanojury von einem wissenschaftlichen Beirat begleitet und es werden
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verschiedene Kontrollmechanismen eingebaut, die es beispielsweise den
Geschworenen ermöglichen, vor den Diskussionen um Nanotechnologie
ein Thema ihrer Wahl zu verhandeln.

Die Nanodialoge werden im Jahr 2006 von der britischen Denkfabrik
DEMOS zusammen mit der Universität Lancaster durchgeführt. Sie um-
fassen vier Experimente, die Ansätze, wie Bürgerbefragung, Dialog, Bera-
tungsseminare mit Einwohnern Ost-Londons, Fokusgruppen und Erläute-
rungen von Wissenschaftlern, Vertreterinnen und Vertretern der Umwelt-,
Lebensmittel und Landwirtschaftsbehörde (DEFRA), Politikern und In-
dustrie beinhalten. Zudem werden Dialoge mit Wissenschaftlern, For-
schungsräten und Zivilpersonen, ein Arbeitstreffen mit Politikern, Behör-
den und Bürgerinnen und Bürger zweier Gemeinden und eine Serie von
Fokusgruppentreffen durchgeführt, worin von DEMOS und einer Herstel-
lerfirma entwickelte Szenarien diskutiert werden.

Das Ziel der Nanojury liegt darin, die Haltung von Laien gegenüber der
Nanotechnologie, der Wissenschaftspolitik und in Umwelt- und Gesund-
heitsfragen zu erheben. Zudem hat sie Empfehlungen für die zukünftige
Entwicklung der Nanotechnologie in Großbritannien formuliert. Demge-
genüber zielen die britischen Nanodialoge darauf ab, die Bevölkerung in
die forschungspolitische Entscheidungsfindung miteinzubeziehen. Im
Rahmen der Nanojury verfassen die Geschworenen Empfehlungen für die
zukünftige Entwicklung der Nanotechnologie in Großbritannien zuhanden
des damaligen Handels- und Industrieministeriums (DTI)155. Dieses hat in
der Folge eine bislang nicht eingelöste Zusage abgegeben, die Empfehlun-
gen zu beantworten. Im Rahmen der Nanodialoge haben die Organisato-
ren eine Reihe an Empfehlungen für die Politik verfasst und diese der Um-
weltbehörde DEFRA und forschungspolitischen Gremien überreicht (vgl.
Stilgoe 2007).

Im Rahmen der Nanojury und der Nanodialoge sind unterschiedliche
Akteure und Anspruchstruppen eingebunden und die zivilgesellschaftliche
Partizipation ist in neuen Kontexten angewendet worden (vgl. Kearnes, et
al. 2006b). Das Nanojury-Projekt wird in einem Schlussbericht kritisch re-
flektiert und die Ergebnisse werden darin inhaltlich diskutiert (vgl. Stilgoe
2007). Die Autoren beschreiben die Methode der Nanojury als geeignet,
um traditionelle Rollenverständnisse der Wissenschaftskommunikation

155 Das DTI wird im Jahr 2007 in das heutige Department for Business, Enterprise
and Regulatory Reform überführt.
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aufzubrechen. Das gegenseitige Lernen in einem Zwei-Weg-Kommunika-
tionsansatz wird dadurch begünstigt, dass die Bevölkerungsvertreter die
Rollen von Geschworenen und die Wissenschaftsvertreter diejenigen von
Zeugen oder Zuhörern erhalten (vgl. Doubleday & Welland 2005; Singh
2007). Die Evaluation des Nanojury-Prozesses hat jedoch auch Schwä-
chen des Verfahrens gezeigt. Solche umfassen beispielsweise Machtunter-
schiede zwischen den Organisatoren und den Teilnehmern, die häufig feh-
lende Übersetzung der Ergebnisse in die politische Entscheidungsfindung
und der mehrheitlich fehlende Bezug der diskutierten Themen zur Lebens-
welt der teilnehmenden Bürger (Singh 2007).

Die Wirkung der zivilgesellschaftlichen Partizipation und die Frage, ob
die Projekte tatsächlich ihre Ziele erreicht haben, wie der von der RS/RAE
(2004) geforderte gleichberechtigte Miteinbezug der Bevölkerung in die
forschungs- und technikpolitische Entscheidungsfindung, wird von den In-
terviewpartnern unterschiedlich bewertet. Eine Vertreterin einer Konsu-
mentenschutzorganisation kritisiert die Einbindung der Zivilgesellschaft
als oberflächlich und wenig aussagekräftig:

„Wir denken nach wie vor nicht, dass etwas wirklich Sinnvolles im Rahmen
von zivilgesellschaftlicher Partizipation passiert ist. Da ist viel Geld in den
Versuch gesteckt worden, die Konsumenten einzubinden aber es wurde auf
einer sehr allgemeinen Ebene gehalten und es beschränkt sich auf Fragen wie,
was sich bereits auf dem Markt befindet und was sehr wahrscheinlich in der
Zukunft passieren wird.“ (Nanotechnologieverantwortliche, WHICH,
12.1.2009, Übersetzung der Autorin).

Demgegenüber zeigt sich eine Interviewpartnerin der Dialogberatungsor-
ganisation Involve überzeugt davon, dass die Zivilgesellschaft zwar nach
wie vor nicht die Entscheidungskompetenzen hat, die ihr zustehen. Den-
noch wird ihre Stimme häufiger und umfangreicher angehört als in der
Vergangenheit. Zudem haben die beteiligten Wissenschafter in solchen
Verfahren die Einsicht gewonnen, dass die Bevölkerung weniger technika-
vers ist, als sie es erwartet haben:

„Ich würde nicht sagen, dass die Vertreter der Öffentlichkeit in diesen Fällen
über eine Entscheidungsmacht verfügen. Aber ich würde sagen, dass es inter-
essant ist, zu sehen, dass diese Außenperspektiven nun viel stärker angehört
werden, als das früher der Fall gewesen ist. Und die andere Seite der Sache ist
die, dass Wissenschaftler lernen, dass Vertreter der Öffentlichkeit nicht not-
wendigerweise derart antiwissenschaftlich eingestellt sind, wie sie es vermu-
tet haben.“ (Dialogspezialistin, Involve, 12.11.2008, Übersetzung der Auto-
rin).
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Ein in Dialogprozesse involvierter Interviewpartner eines nanowissen-
schaftlichen Forschungsrates sieht das Potenzial von partizipativen Ansät-
zen insbesondere bei konkreten und spezifischen Fragestellungen, wie
denjenigen nach der Forschungsförderung. Dazu hat der Forschungsrat für
Ingenieurs- und Physikwissenschaften (EPSRC) im Kontext der Nanosci-
ence Grand Challenge Ausschreibung der UK Forschungsräte (RCUK)
über die Finanzierung von nanotechnologischer Forschung im Gesund-
heitsbereich, ein partizipatives Verfahren durchgeführt. Ergebnisse dieses
Verfahrens zeigen, dass die Bevölkerung nanotechnologische Gesund-
heitsforschung insbesondere dann befürwortet, wenn diese einen kurz- bis
mittelfristigen Nutzen zeigt. Ebenfalls befürwortet wird die Forschung,
wenn sie Prävention statt Therapien unterstützt und wenn die erforschten
Behandlungen als vertrauenswürdig und bezahlbar bewertet werden.

Der Interviewpartner bewertet diese Ergebnisse als höchst relevant, da
sie direkt in die Entscheidungsfindung über die Forschungsförderung ein-
geflossen sind und den Forschungsrat so beeinflusst haben, dass er seinen
Förderungsfokus aufgrund der Empfehlungen verändert hat (vgl. Jones
2008; Jones 2014). Dabei schildert er seine Erfahrung mit der Einbindung
der Zivilgesellschaft in die Entscheidung darüber, wie die Gelder für Na-
notechnologie und Gesundheitsschutz ausgegeben werden sollen:

„In Verbindung dazu, haben wir eine zivilgesellschaftliche Partizipations-
übung durchgeführt, die durch die sehr spezifische Frage geleitet wurde, auf
welche Bereiche wir uns konzentrieren sollten. Der Prozess war sehr auf-
schlussreich. Die Entscheidung, die wir als Ergebnis der öffentlichen Mitwir-
kung darüber getroffen haben, wohin wir die Finanzierung lenken wollen, war
tatsächlich sehr viel robuster.“ (Nanotechnologiespezialist, University of Sh-
effield, 2.12.2008, Übersetzung der Autorin).

Seiner Ansicht nach trägt die zivilgesellschaftliche Partizipation nicht nur
zu sozial robusteren Entscheidungen, sondern allgemein auch zu einer
besseren Wissenschaftspolitik bei:

„Das Mitberücksichtigen der Zivilgesellschaft scheint zu einer besseren Wis-
senschaftspolitik zu führen, zu besseren Entscheidungen, einer besseren Mit-
telzuweisung, wenn man so will; aber ich sage nicht, dass das eine bewiesene
Tatsache ist.“ (Nanotechnologiespezialist, University of Sheffield, 2.12.2008,
Übersetzung der Autorin).

Ein Behördenvertreter vertritt ebenfalls die Ansicht, dass die zivilgesell-
schaftliche Partizipation insbesondere bei ausgewählten und klar einge-
grenzten Themen und Anwendungen erfolgreich ist. Im Gegensatz zu all-
gemeinen Fragestellungen haben die spezifischen Themen den Vorteil,
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dass diese für die Bürgerinnen und Bürger relevant sind und so aussage-
kräftige Ergebnisse generiert werden können:

„Eine der wichtigsten Lehren, die wir gezogen haben ist, dass man sich nicht
einfach so in ein Zimmer voller Leute setzen und sagen kann: ‚Genau, spre-
chen wir über Nanotechnologie im weiteren Sinne’. Wenn wir weitere öffent-
liche Mitwirkungsverfahren durchführen, müssen wir uns wirklich auf ganz
spezifische Fragen konzentrieren; spezifische Anwendungen der Nanotechno-
logien, die für einige Leute auch tatsächlich eine Bedeutung haben, um aussa-
gekräftige Ergebnisse aus dem Prozess zu generieren.“ (Nanotechnologiespe-
zialist, DEFRA, 7.11.2008, Übersetzung der Autorin).

Der Interviewpartner initiiert im Jahr 2010 in seiner Behörde die Evidence
and Analyses Series, welche die Diskussion zwischen Wissenschaft, Wirt-
schaft und Politik über neue Technologien wie Nanotechnologie fördern
soll.156 Weitere Verfahren umfassen den von der Konsumentenschutzorga-
nisation WHICH im Jahr 2008 durchgeführten Dialog mit unterschiedli-
chen Schlüsselakteuren aus Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und zivilge-
sellschaftlichen Organisationen,157 sowie das von der Universität Bristol
organisierte Citizen Science Bristol Projekt. Dieses Projekt umfasst ver-
schiedene Wissenschaftskommunikationsaktivitäten, wie eine chat show-
style debate, eine Website, Online-Spiele und Material für Lehrpersonen.
Sein Ziel liegt darin, insbesondere junge Leute in Diskussionen über die
gesellschaftliche Rolle von Wissenschaft und Technik einzubeziehen. Im
Rahmen des Projektes ist eine Abstimmung über die Finanzierung von
verschiedenen Forschungsfeldern der Nanotechnologie und über den ge-
botenen Umfang an Nanotechnologieregulierung durchgeführt worden
(Gavelin, et al. 2007).158

Zusammenfassung Großbritannien: Expertengremien und
zivilgesellschaftliche Partizipation als nationale Strategie

Im Vergleich zu den Vereinigten Staaten und der Unionsebene beteiligt
sich am britischen Partizipationsdiskurs ein breites Spektrum unterschied-
licher gesellschaftlicher Gruppierungen. Diese Akteure umfassen die stra-

4.5.5

156 Wobei Nanotechnologie bislang noch zu keiner Publikation geführt hat, siehe
http://www.defra.gov.uk/corporate/evidence/series/ (7.6.2011).

157 Interview mit der Geschäftsführerin von WHICH vom 12.01.2011.
158 Siehe http://www.at-bristol.org.uk/cz/ (30.6.2011).
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tegiebereitende Royal Society, sowie die für die Nanotechnologie zustän-
digen Behörden wie das OSI und die DEFRA und die von ihnen einge-
setzten spezifischen Dialoggremien wie die NIDG, die NEG und das NSF.
In die Anspruchsgruppenpartizipation eingebunden sind auch privatwirt-
schaftliche Akteure wie Insight Investment, die NIA und das Nanotechno-
logy KTN sowie das RNF. In den Diskurs um die zivilgesellschaftliche
Partizipation sind Behörden wie die DEFRA und die DTI eingebunden.
Zudem fällt in Großbritannien im Vergleich zu den anderen untersuchten
Ländern und der Europäischen Union die Präsenz von zahlreichen und
vielfältigen regierungsexternen Akteuren auf. Hier sind wissenschaftliche
Akteure involviert, wie der EPSRC und Forschungsgruppen der Universi-
täten Cambridge, Newcastle, Lancaster und Bristol sowie die Medien, wie
das Wissenschaftsmagazin Nature und die Zeitung The Guardian. Weiter
beteiligt sind die Denkfabrik DEMOS, die Umweltorganisation Green-
peace, die Konsumentenschutzorganisation Which und die Dialogberatung
Involve.

Themen umfassen übergreifende und grundsätzliche Aspekte der Na-
notechnologie, ihre zukünftige Entwicklung, potenzielle nachteilige Effek-
te in den Bereichen Gesundheit, Umwelt und Sicherheit sowie spezifische
Fragen wie solche nach der Forschungsförderung im Bereich der Nanome-
dizin. Im britischen Diskurs zeigt sich insbesondere das Dispositiv nach
der zivilgesellschaftlichen Einbindung in die Entscheidungsfindung als
zentrale Strategie im Umgang mit Nichtwissen. Die Entwicklung dieser
Forderung scheint durch die übergeordnete implikationsorientierte Politik
Großbritanniens in der Behandlung der Nanotechnologie mitgeprägt wor-
den zu sein.

Als neu in der britischen Nanotechnologiepolitik gilt die Praxis, die
bislang auf Expertenkollaboration ausgerichtete kooperative Haltung auch
auf Anspruchsgruppen und insbesondere auf die Zivilgesellschaft auszu-
dehnen (vgl. z.B. Kurath & Gisler 2009). Diese Haltung zeichnet sich
durch vielfältige Initiativen der zivilgesellschaftlichen Einbindung in na-
notechnologiespezifische Entscheidungsfindung und Politikentwicklung
aus. Die von Regierungsorganisationen initiierte Anspruchsgruppenparti-
zipation findet in Großbritannien häufig im Kontext von Expertengremien
statt, die im Unterschied zu denjenigen in den Vereinigten Staaten neben
wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Experten vielfältige
gesellschaftliche Akteure und Interessengruppen wie Umwelt- und Konsu-
mentenschutzorganisationen miteinbeziehen.
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Insbesondere in Großbritannien wird die Einbindung der Zivilbevölke-
rung insbesondere unter dem Begriff des ‘upstream engagement’ intensiv
propagiert. Damit soll die ‚Demokratisierung’ der Wissenschaftskommu-
nikation und die gleichberechtigte Einbindung der Zivilgesellschaft in die
technik- und wissenschaftspolitische Entscheidungsfindung ermöglicht
werden. Wie die vorliegende Analyse gezeigt hat, werden die Ergebnisse
der meisten zivilgesellschaftlichen Partizipationsveranstaltungen jedoch
als vergleichsweise ernüchternd bezeichnet. Die zentralen Defizite werden
in der Ausklammerung des ‚Politischen’, im hohen Abstraktionsgrad der
im Kontext von Nanotechnologie diskutierten Themen und in der Schwie-
rigkeit gesehen, diese mit der Alltags- und Lebenswelt der Zivilgesell-
schaft in Verbindung zu bringen (vgl. auch Kapitel 4.2.2). Dadurch wer-
den hauptsächlich übergreifende und allgemeine Erkenntnisse generiert,
deren Überführung in den politischen Diskurs jedoch mehrheitlich ge-
scheitert ist. Lediglich die Veranstaltung des EPSRC gilt als erfolgreich.
Hier ist mit Bevölkerungsvertretern eine klar eingegrenzte spezifische Fra-
ge über die Finanzierung von Nanotechnologieforschung diskutiert wor-
den und die Ergebnisse daraus sind direkt in die Entscheidungsfindung des
Forschungsrates eingeflossen.

Wie die Analyse insbesondere auch der britischen Ansätze der zivilge-
sellschaftlichen Einbindung gezeigt hat, wird die Partizipation in Nicht-
wissensfragen gerade durch das Nichtwissen erschwert. Diejenige Veran-
staltung ist als erfolgreich bewertet worden, die das Nichtwissen am deut-
lichsten ausgeklammert und der Zivilgesellschaft eine klar eingegrenzte
und eindeutige Fragestellung vorgegeben hat; nämlich diejenige des
EPSRC nach der Förderpräferenz im Bereich der Nanomedizin. Die ande-
ren beiden Veranstaltungen; die Nanojury und die Nanodialoge haben, so
sorgfältig die Dialoge auch vorbereitet worden sind, ihr Ziel, die Politik zu
beeinflussen, nicht erreicht. Die Vertreterinnen und Vertreter der Zivilge-
sellschaft sind in diesen spezifischen Veranstaltungen diskursiv jeweils
durchaus gleichberechtigt eingebunden worden. Jedoch wird die Über-
setzung der Erkenntnisse in den politischen Prozess als gescheitert angese-
hen, da für eine solche keine institutionalisierten Strukturen existieren und
auch keine solche aufgebaut worden sind.
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Deutschland: Nationaler Anspruchsgruppendialog und
Herstellerinitiativen

Vergleichbar mit der zentralen Rolle, welche die unter dem Begriff
des ‘upstream engagement’ subsumierte zivilgesellschaftliche Einbindung
im Nanotechnologiediskurs Großbritanniens spielt, lässt sich in Deutsch-
land ein Dispositiv zur Anspruchsgruppenpartizipation feststellen. In
Deutschand wird diese sowohl auf höchster politischer Ebene verankert
als auch von verschiedenen regierungsexternen Organisationen, insbeson-
dere Herstellerfirmen und -organisationen umgesetzt. Demgegenüber
bleibt jedoch die zivilgesellschaftliche Partizipation in Deutschland wenig
sichtbar. Da die zivilgesellschaftliche Partizipation im Nanotechnologie-
diskurs kein wissenschaftspolitischer Schwerpunkt der Bundesregierung
darstellt, erfolgt die Einbindung der Zivilgesellschaft hautpsächlich auf
der Ebene individueller von Behörden und regierungsexternen Organisa-
tionen durchgeführter Initiativen.

Anspruchsgruppenpartizipation als Regierungsaufgabe: die
NanoKommission der Bundesregierung

Die deutsche Bundesregierung hat im Jahr 2006 mit der NanoKommission
einen nationalen Anspruchsgruppendialog institutionalisiert (siehe Exkurs
zu Kapitel 4). Darin tauschen sich Vertreterinnen und Vertreter von Um-
welt- und Verbraucherorganisationen, Gewerkschaften, Wissenschaft,
Wirtschaft und der Politik laufend über ihre Einschätzungen und Haltun-
gen zu spezifischen Themen im Bereich der Nanotechnologie aus. Dieses
Kapitel fokussiert auf die Rezeption des NanoDialogs im Kontext von
Nichtwissen; ihrem Einsetzungskontext, ihrer Arbeit und ihrer Wirkung
im deutschen Nanotechnologiediskurs durch verschiedene involvierte An-
spruchsgruppenvertreter. Bezüglich der Frage nach dem wissenschaftspo-
litischen Kontext der zur Einsetzung der NanoKommission geführt hat,
verweisen verschiedene Interviewpartner und Dokumente auf eine ausge-
prägte Dialogtradition Deutschlands:

„Die Arbeit erfolgt vor dem Hintergrund eines starken wirtschaftlichen
und staatlichen Engagements in Deutschland, das die Forschung und Ent-
wicklung von nachhaltigen Anwendungen der Nanotechnologien fördert
und ausbaut. Deutschland verfügt über eine vergleichsweise umfangreiche
Dialogtradition, bei der gesellschaftliche Gruppen be- reits seit 2003 in
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verschiedenen Formen an der Debatte zu Nutzen und Risiken von Nano-
technologien beteiligt sind.“ (BMU 2008, 6).

Die Etablierung eines Anspruchsgruppendialogs auf höchster politi-
scher Ebene wird in den Interviews als Ausdruck einer spezifisch deut-
schen ‚Kultur’ im Umgang mit Technikfragen interpretiert. Deren Ur-
sprung wird in der seit den späten 1980er Jahren etablierten partizipativen
und kooperativen Tradition der Verhandlung von Umweltkonflikten gese-
hen (vgl. Köberle, et al. 1997; Wiedemann, et al. 1991). Vergleichbar zur
Situation in Großbritannien lässt sich auch in Deutschland eine kooperati-
ve Kultur im politischen Umgang mit Umwelt- und Technikdiskursen be-
obachten (vgl. Jasanoff 1995). Demzufolge geht die Idee des deutschen
Bundestags, diskursive Verfahren einzuführen, auf frühere umwelt- und
technikpolitische Diskurse zurück. Damals sind mit Ethikräten und En-
quête-Kommissionen eine Vielzahl neuer partizipativer Verfahren einge-
führt worden, die weniger auf die zivilgesellschaftliche Einbindung als
vielmehr auf die Expertenpartizipation abgezielt haben. Diese Räte und
Kommissionen haben sich hauptsächlich sich mit ethischen Problemen
und strittigen Risikobewertungen befasst. Zudem versuchen sie kontrover-
se Risikowahrnehmungen weniger an lokalen und konkreten Aspekten als
vielmehr auf übergreifender kognitiver und konzeptioneller Basis zu erör-
tern (vgl. Köberle, et al. 1997, 17).

Der deutsche Ansatz, einen Anspruchsgruppendialog einzusetzen, wird
als charakteristisch für eine deutschlandspezifische ‚Technikdiskurskultur’
gesehen. Diese verfügt über eine starke Verankerung von institutionellen
Interessensvertretungen (wie Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden)
und kooperativen Ansätzen, die darauf abzielen, Interessensgegensätze
durch Konsenspolitik zu lösen (vgl. Köberle, et al. 1997, 17). Ein in die
Leitung der deutschen NanoKommission involvierter Interviewpartner
stellt den Vergleich zum Gentechnikdiskurs her, in welchem die Regierung
die Anspruchsgruppenpartizipation in Form einer Enquête-Kommission
etabliert hat:

„In Deutschland gibt es eine etablierte Technikdiskurskultur. Wir sind ein
Land mit Sozialpartnerschaft, Verbänden und so weiter. Ich glaube, die Idee
des Anspruchsgruppendialogs ist in der deutschen Kultur stärker verankert.
Denken Sie an die Gentechnikdebatte. Meine Enquete-Kommission hat im
Jahr 1984 angefangen. Das ist ein typisch deutscher Schritt, so einen Schritt
haben andere Europäische Länder in der Frühphase nicht gemacht.“ (Lei-
tungsmitglied der Nanokommission der Bundesregierung 15.10.2008).

4 Partizipation

326

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Im Kontext dieser Konsenspolitik hat sich die Bundesregierung von der
Nanokommission einen Beitrag zu den Chancen und Risiken von Nano-
technologie versprochen, insbesondere auch zu der im politischen Diskurs
Deutschlands zeitlich früh mit der Nanotechnologie in Verbindung ge-
brachten Idee der ökologischen Modernisierung. Die NanoKommission
sollte zudem die in den Exzellenzinitiativen anfänglich erfolgte Trennung
der Verhandlung von Innovationen und Implikationen überbrücken (vgl.
Åm 2011). Eine Interviewpartnerin aus dem BMU erläutert, dass die Idee
zum NanoDialog aus einer internationalen Konferenz zur Nanotechnolo-
gie entstanden ist, in welcher unterschiedliche Anspruchsgruppen auch Ri-
sikofragen verhandelt haben:

„Das BMU hat 2005 eine internationale Konferenz zum Wissensstand bei Na-
notechnologie und Nanomaterialien organisiert, wo auch Sicherheitsaspekte
angesprochen worden sind. [...] Bei dieser Konferenz sind NGO-Vertreter,
Wissenschaft, Wirtschaft breit eingeladen und das BMU hat das Versprechen
gemacht, die Anspruchsgruppen in die weitere Wissensgenerierung einzube-
ziehen.“ (Nanotechnologieverantwortliche, Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit, 23.9.2008).

Im November 2008 publiziert die erste NanoKommission ihren Ab-
schlussbericht. Dieser enthält fünf Prinzipien zum verantwortungsvollen
Umgang mit Nanotechnologie, die auf Nanomaterialien, Gesundheits- und
Umweltaspekte fokussieren (siehe Exkurs zu Kapitel 4). Der Leiter der
Nanokommission erläutert, dass der Schlussbericht und insbesondere die
Prinzipien zum verantwortlichen Umgang für die beteiligten Anspruchs-
gruppen den Charakter einer Verhaltensanweisung einnehmen. Da sich der
deutsche Weg von demjenigen der Europäischen Union und vom briti-
schen RNC unterscheiden soll, haben sie sich darauf geeinigt, diesen Be-
griff nicht explizit zu verwenden:

„Wir sprechen von Prinzipien für den verantwortungsvollen Umgang, die auf
dem Wege der freiwilligen Selbstbindung praktiziert werden. Letztendlich ist
das ein Code of Conduct, aber es gibt Konsens bei den Anspruchsgruppen,
dass wir den Begriff nicht verwenden, weil er durch den europäischen Code
of Conduct etwas anders besetzt ist. Und wir wollen uns auch von den engli-
schen Erfahrungen unterscheiden, die nach unserer Einschätzung nicht beson-
ders ermutigend sind.“ (Leitungsmitglied der Nanokommission der Bundesre-
gierung 15.10.2008).

Die der Nanokommission zugrunde liegende Idee fokussiert auf die
gleichberechtigte Einbindung der verschiedenen Haltungen der durch die
Nanotechnologie betroffenen Anspruchsgruppen. Der proaktive Austausch
unter den zentralen Anspruchsgruppen soll öffentliche Kontroversen ver-
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hindern und die Wettbewerbsfähigkeit fördern. Dazu erläutert die Vertrete-
rin des BMU, dass die paritätische Anwesenheit der zentralen Anspruchs-
gruppen aus Wissenschaft, Wirtschaft und den zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen bei der Einsetzung der Nanokommission eine wichtige Rolle
gespielt hat:

„Die NanoKommission wurde ins Leben gerufen, als ein Gremium, das Chan-
cen und Risiken von Nanomaterialien bearbeitet und indem Experten sowohl
aus Wissenschaft und Wirtschaft als auch vonseiten der NGO sitzen.“ (Nano-
technologieverantwortliche, Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit, 23.9.2008).

Ein Kollege der Interviewpartnerin aus dem BMU erklärt, dass für ihn das
Ziel des Anspruchsgruppen-Dialoges darin liegt, mit den Herstellern Er-
fahrungen auszutauschen und Einschätzungen auch von Nichtregierungs-
organisationen zu erhalten, insbesondere zum Regulierungsbedarf:

„Wir benutzen dieses Anspruchsgruppen-Gremium, um Erfahrungen und Be-
wertungen zu bekommen. Da sitzen die Industrie und die NGOs drin und
wenn die sich einig sind, dass es läuft, dann ist die Notwendigkeit, regulativ
was zu tun, nicht so groß.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 25.9.2008).

Auch ein Interviewpartner des Umweltbundesamtes vertritt die Haltung,
dass mittels eines Anspruchsgruppendialogs öffentliche Kontroversen ver-
meiden lassen, da sich die unterschiedlichen Anspruchsgruppen kennen-
lernen und in einem geschützten Rahmen Haltungen austauschen. Zudem
liegt sein Ziel darin, die Anspruchsgruppen in eine gemeinsame Verant-
wortung für die Nanotechnologie einzubinden:

„Wichtig ist die Nanokommission, um verschiedene Anspruchsgruppen an
einen Tisch zu holen und in eine gemeinsame Verantwortung mit dem Thema
einzubinden. Da sind die Industrie, wissenschaftliche Institutionen und auch
der BUND eingebunden. Dies hat den Effekt, dass sie nicht öffentlich aufein-
ander eindreschen, sondern zu einer gemeinsamen Verantwortung gezwungen
sind.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, Umweldbundesamt/UBA, Dessau-
Rosslau, 16.9.2008).

Nach Ansicht eines Industrievertreters führt der Austausch in der Nano-
kommission zur Vernetzung und zum Aufbau einer Vertrauensbasis unter
den teilnehmenden Akteuren. Daher sieht er den Hauptverdienst des An-
spruchsgruppendialogs darin, dass bei einem möglichen Störfall auf diese
Grundlage zurückgegriffen werden kann:

„Der eigentliche Wert ist, dass man eine Kommunikationsbasis, ein Stück
weit auch eine Vertrauensbasis aufgebaut hat, die dann besonders wichtig
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wird, wenn man mal wirklich Probleme bekäme. (Nanotechnologieverant-
wortlicher, 10.9.2008, Evonik/Degussa, Hanau-Wolfgang).

Neben dem gleichberechtigten Austausch der involvierten Akteure wird
als ein weiteres Ziel des Anspruchsgruppendialogs die Innovations- und
Akzeptanzförderung genannt. Damit werden in Deutschland hohe Erwar-
tungen verknüpft, wie die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit des Lan-
des, eine höhere Technikakzeptanz, die Vertrauensbildung und eine auf
‚Rationalität’ begründete Haltung der Zivilgesellschaft. Anspruchsgrup-
pendialoge werden als politisches ‚Frühwarnsystem’ gesehen und als Mit-
tel, oppositionelle Gruppierungen in den Diskurs einzubinden und dadurch
öffentliche Kontroversen zu vermeiden. Anspruchsgruppendialoge sollen
durch die Diskussion des gesellschaftlichen Bedarfs und der potenziellen
Implikationen innovationsfördernd wirken. Dabei vertritt der Leiter der
Nanokommission die Haltung, dass die Anspruchsgruppenpartizipation
eine ‚Innovationskultur’ schafft, im Rahmen derer die Entwicklung neuer
Technologien begünstigt wird. Ebenfalls verweist er auf die im US-ameri-
kanischen Gentechnikdiskurs eingeführte Begleitforschung der ethischen,
rechtlichen und gesellschaftlichen Implikationen (ELSI). Das Ziel des An-
spruchsgruppendialogsgremiums liegt seiner Ansicht nach auch darin, die
Analyse dieser Implikationen anzugehen:

„Wir haben die Chance, auf dem Feld der Nanotechnologie eine neue Innova-
tionskultur zu entwickeln. Darunter verstehe ich die frühzeitige Ermittlung
gesellschaftlich sinnvoller Anwendungsbereiche und zeitgleich mit der Aufar-
beitung der gesellschaftlichen, rechtlichen und ethischen Implikationen zu
starten.“ (Leitungsmitglied der Nanokommission der Bundesregierung,
15.10.2008).

Grundsätzlich vertreten verschiedene Interviewpartner die Einschätzung,
dass die deutsche Dialogkultur zu differenzierteren Haltungen im politi-
schen Diskurs über neue Technologien führt und dass deren Akzeptanz in
der Bevölkerung gestiegen ist, wie der Leiter der NanoKommission am
Beispiel der Gentechnik weiter erläutert:

„Natürlich könnte man auch sagen, das Einsetzen eines Anspruchsgruppen-
dialogs erhöht die Akzeptanz, das ist aber nicht unbedingt das Ziel. Aber mitt-
lerweile ist die Akzeptanz der grünen Gentechnik159 in Deutschland höher als
in den meisten europäischen Ländern. In Deutschland haben wir es frühzeiti-

159 Der Begriff ‚grüne’ Gentechnik bezeichnet landwirtschaftliche Anwendungen der
Gentechnik, im Gegensatz zum weniger gebräuchlichen Begriff der ‚roten’ Gen-
technik. Dieser beschreibt medizinische Anwendungen (z.B. Kurath 2005).
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ger, zum Teil auch heftiger ausgetragen, aber die längerfristigen Folgen sind
meiner Meinung nach etwas mehr Differenzierung in der gesellschaftlichen
Debatte.“ (Leitungsmitglied der Nanokommission der Bundesregierung
15.10.2008).

Auch weitere Interviewpartner stellen den Bezug zu früheren Technikkon-
troversen her. Ein Interviewpartner aus einem Ökoinstitut beobachtet im
Nanotechnologiediskurs im Unterschied zur Gentechnikkontroverse ein
kooperativeres Klima zwischen den verschiedenen Anspruchsgruppen.
Dieses führt er auf deren frühzeitige Einbindung zurück:

„Beim Nano-Dialog oder demjenigen der BASF kann man sehen, dass das
nicht wie bei der Gentechnik ist. Statt einer Frontenstellung gibt es Aus-
tausch, dies zumindest beim Verständnis und der Klärung von Sichtweisen.
Abweichende Positionen werden nicht unter den Teppich gekehrt, man kennt
Themen und Leute und es besteht eine gute Arbeitsatmosphäre; ein Aus-
tauschforum auf gleicher Augenhöhe.“ (Nanotechnologiespezialist, Öko-In-
stitut e.V., Institut für angewandte Ökologie, Darmstadt, 19.9.2008).

Anspruchsgruppendialoge werden auch als Frühwarnsystem für politische
Entscheidungsträger gesehen. Die Zusammenarbeit in einem Anspruchs-
gruppendialog kann Konfliktfelder der zentralen, in den Regulierungsdis-
kurs involvierten Akteure frühzeitig aufdecken. Darin sieht der Leiter der
Nanokommission eine wichtige Funktion von Anspruchsgruppendialogen:

„In unserer Kommission sitzen wichtige Akteure, die an dem Regulierungs-
prozess selbst beteiligt sind und solche, die sich durch ihren Sitz im Regulie-
rungsprozess Gehör verschaffen. Dabei können wir für die deutsche Regie-
rung eine Art Frühwarnsystem darstellen, indem wir relevante Themen be-
stimmen, gesellschaftliche Akzeptanzfragen diskutieren oder Konfliktfelder
identifizieren.“ (Leitungsmitglied der Nanokommission der Bundesregierung,
15.10.2008).

Oftmals wird auch der Zusammenhang zur gesetzlichen Regulierung her-
gestellt. Dazu vertritt ein weiterer Interviewpartner und Mitverfasser einer
vom BmBF beauftragten Studie die Haltung, dass die den deutschen Re-
gulierungsdiskurs prägenden diskursiven Ansätze unter Anspruchsgruppen
einer gesetzlichen Regulierung überlegen sind, da eine solche meist zeit-
lich verzögert erfolgt und lediglich eine unvollständige Wirkung zeigt:

„Die Grundfrage ist, wie man mit unbekannten Gefahrenpotenzialen umgeht.
[...] Vorsorgeorientierte Anspruchsgruppen-Diskurse, in denen Leitbilder und
Lösungsansätze diskutiert werden, sind möglicherweise wichtiger als eine Re-
gulierung, die nur eine Minimumregulierung sein kann, zu spät kommt und
vielleicht eine begrenzte Wirkung hat.“ (Nanotechnologiespezialist, Institut
für Ökologische Wirtschaftsforschung, Berlin, 15.10.2008).
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Verschiedene Interviewpartner ziehen eine grundsätzlich positive Bilanz
über die Arbeit der Nanokommission. Der NanoDialog hat nach Ansicht
einer Vertreterin des BMU zu übergreifenden Lernprozessen beigetragen,
sowohl bezüglich des Fachwissens als auch im Verständnis der Haltung
anderer Parteien:

„Es ist ein gutes Vorgehen, weil gemeinsame Lernprozesse stattgefunden ha-
ben. Man weiß jetzt genauer, was der andere meint, wenn er über Risikobe-
wertung spricht. So kann eine differenzierte Risikodebatte geführt werden. Es
sind Nebenaspekte, die weniger konkret Regulierungsfragen beantworten,
aber trotzdem wichtig sind. (Nanotechnologieverantwortliche, Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 23.9.2008).

Der Leiter der Nanokommission sieht in dem von ihm als hoch einge-
schätzten Problembewusstsein der deutschen Verbraucherindustrie eine
wichtige Voraussetzung für den Erfolg der Nanokommission:

„Generell stelle ich fest, dass die Nanomaterialien produzierende Branche in
Deutschland recht problembewusst ist, und das ist eine entscheidende Voraus-
setzung, dass ein solcher Anspruchsgruppendialog fruchtbar sein kann.“ (Lei-
tungsmitglied der Nanokommission der Bundesregierung 15.10.2008).

Ein Interviewpartner der BAuA bewertet die Anknüpfung an die ministeri-
elle Ebene als wichtige Voraussetzung für die Implementierung der Er-
kenntnisse:

„Die Anknüpfung der Kommission an die ministerielle Ebene ist sehr gut. Die
Ergebnisse der Nanokommission haben in erster Instanz empfehlenden Cha-
rakter. Es werden jedoch Fragen geklärt, wie zum Beispiel die Umsetzung
von Nano in REACH. Diese Ergebnisse fließen in die entsprechenden
Europäischen Arbeitsgruppen und somit in die Regulierung ein.“ (Nanotech-
nologieverantwortlicher, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin/
BAuA, 18.9.2008).

Verschiedene Interviewpartner zeigen jedoch auch die Grenzen der An-
spruchsgruppenpartizipation auf. Diese werden insbesondere bei der Kon-
sensfindung zwischen den unterschiedlichen Anspruchsgruppen und in der
politischen Umsetzung der Arbeit gesehen. Zudem wird der Nutzen der
Anspruchsgruppenpartizipation insbesondere als temporäre Einrichtung
im Vorregulierungsdiskurs und in Übergangsphasen verortet. Wie der Lei-
ter der Nanokommission erläutert, sind Anspruchsgruppendialoge zur Be-
handlung von Regulierungsfragen oder als Dauereinrichtung ungeeignet:

„Sobald es sich um eine reale Regulierungsdebatte handelt, sind die Grenzen
eines Anspruchsgruppendialogs erreicht. In einer Übergangsphase kann ein
Anspruchsgruppendialog einen fruchtbaren Beitrag leisten, aber als Dauerein-

4.6 Deutschland

331

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


richtung ist er nicht geeignet.“ (Leitungsmitglied der Nanokommission der
Bundesregierung, 15.10.2008).

Ein Interviewpartner des BFR relativiert die Bedeutung von Anspruchs-
gruppendialogen in der Förderung der gesellschaftlichen Akzeptanz. Den
verbreiteten Willen, mittels Partizipation Fehler aus früheren Technikkon-
troversen zu vermeiden, sieht er als notwendig an. Dennoch vertritt er die
Überzeugung, dass der Dialog alleine nicht ausreicht und weitere Maßnah-
men notwendig sind:

„Das Thema Erfahrung mit anderen Risikotechnologien ist auch in der Nano-
kommission wichtig. Alle Experten aus den unterschiedlichsten Bereichen be-
tonen, dass sie nicht dieselben Fehler machen dürfen wie damals. Ein Dialog
ist eine notwendige Bedingung, die man ergreifen muss, um möglichen Ak-
zeptanzproblemen zu begegnen. Aber es ist nicht hinreichend.“ (Nanotechno-
logieverantwortlicher, Bundesinstitut für Risikobewertung/BFR, Berlin,
11.9.2008)

Zudem spricht der Leiter der Nanokommission eine generelle Problematik
der Anspruchsgruppenpartizipation an, nämlich das Finden eines gemein-
samen Nenners in einer heterogen zusammengesetzten Kommission, die
aus Anspruchsgruppen wie Herstellerfirmen, Behörden, Umwelt- und
Konsumentenschutzorganisationen besteht und der von sämtlichen betei-
ligten Akteuren mitgetragen wird:

„Ein Anspruchsgruppendialog funktioniert nie so, dass man sich wertig über-
stimmt, sondern der Wert besteht darin, einen Konsens zu finden. An dem
sind der VCI, Herstellerfirmen wie Bayer, BASF, Evonik, aber auch der
BUND beteiligt. Das Kunststück ist es, eine Aussage zu finden, die uns ver-
bindet.“ (Leitungsmitglied der Nanokommission der Bundesregierung
15.10.2008).

In der Konsensfindung sieht auch eine Vertreterin einer Umweltorganisati-
on die zentrale Schwierigkeit. Sie erläutert, dass für sie das Ziel der Bun-
desregierung unklar ist. Zudem erwähnt sie die Schwierigkeit, dass sie als
Vertreterin einer oppositionellen Organisation im Dialog eine mahnende
Rolle übernehmen soll:

„Dieser Dialog ist uns wichtig. Natürlich stellt sich die Frage ist, was am En-
de rauskommt und worum es der Bundesregierung geht. International sagen
zu können, wir haben jetzt hier ein Papier erarbeitet? Ich denke, das ist unsere
Rolle, aufzupassen, dass da nicht Papiere unterzeichnet werden, wo man am
Ende den Eindruck gewinnt, dass alles prima ist und die Kommunikation sehr
gut funktioniert. Weil die funktioniert natürlich nur in Teilen.“ (Nanotechno-
logiespezialistin, BUND, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland/
Friends of the Earth Germany, Berlin, 23.10.2008).
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Ein Industrievertreter sieht die Zielsetzung des Dialogs zwar als wertvoll
an, ist aber der Meinung, dass die Ziele angesichts der abweichenden In-
teressen zu hoch gesteckt sind:

„Das Erreichen der von uns gesteckten Ziele ist ein wertvoller Prozess. Hier
haben wir vielleicht die Messlatte ein bisschen zu hoch gehängt. Die Interes-
sen sind doch so divergent und das Verständnis für Nano immer noch so limi-
tiert [...]. So gefühlt glaube ich, hätte man noch etwas mehr erreichen können,
wenn bestimmte strukturelle Dinge besser gelöst worden wären. (Nanotech-
nologieverantwortlicher, 10.9.2008, Evonik/Degussa, Hanau-Wolfgang).

Die direkte Übersetzung der Ergebnisse der Anspruchsgruppenpartizipati-
on in den politischen Diskurs und deren Umsetzung in den Behörden wer-
den ebenfalls problematisiert. So bewertet ein Interviewpartner der BAuA
die Umsetzung der Erkenntnisse als Herausforderung:

„Ansonsten vermute ich, dass man noch sehen muss, was man mit den Ergeb-
nissen machen kann und wie das dann weiter verwertet werden kann.“ (Nano-
technologieverantwortlicher, Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin/BAuA, 18.9.2008).

Für ihn bleibt es unklar, wieweit die Empfehlungen der Nanokommission
für die Behörden verwertbar sind. Diese Sicht vertritt auch Åm (2011,
204), die den Einfluss der NanoKommission auf die deutsche Nanotech-
nologiepolitik als gering bezeichnet.

Nichtregierungsinitiativen der Anspruchsgruppenpartizipation

Neben den partizipativen Aktivitäten der Bundesregierung, der Behörden
wie dem BMBF-Nanocare Dialog (BMBF 2007a), dem BFR-Expertendel-
phi und den Aktivitäten von Länderregierungen wie denjenigen des hessi-
schen Wirtschaftsministeriums, haben auch privatwirtschaftliche Akteure
Anspruchsgruppendialoginitiativen ergriffen, wie beispielsweise der Bran-
chenverband VCI mit der VCI-Dialogstaffel Nanomaterialien am Arbeits-
platz (2004–2008)160 und verschiedene Herstellerunternehmen. Dabei sind
vergleichbar zu den selbstregulatorischen Ansätzen in Deutschland eben-
falls verschiedene von Herstellern und Branchenverbänden organisierte
Anspruchsgruppendialoginitiativen entstanden. Beispielsweise hat das Un-

4.6.2

160 Vgl. http://www.dialogbasis.de/de/projekte/projekt-teaser/teaser-nano/vci-dialogs
taffel-nanomaterialien-am-arbeitsplatz.html (12.12.13)
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ternehmen BASF in den Jahren 2006–2007 ein eigenes Dialogforum zu
Sicherheitsfragen von Nanomaterialien etabliert, in welchem es den Aus-
tausch mit Gewerkschaften, zivilgesellschaftlichen Organisationen, Wis-
senschaftlern und Vertretern anderer Firmen (Zulieferer und Kunden) ge-
fördert hat. Dieser Dialog ist bis zum Abschluss dieser Studie im Dezem-
ber 2014 zweimal durchgeführt worden. Jede Runde hat zu einem Positi-
onspapier geführt. Ein Interviewpartner aus einem Oekoinstitut, der als
NGO-Vertreter im BASF Nanodialog einsitzt, vertritt die Ansicht, dass
dieser durch den NanoDialog der Bundesregierung inspiriert worden ist:

„Der BASF-NanoDialog ist auf dem NanoDialog der Bundesregierung aufge-
baut. BASF betrachtet das als eine Art unternehmenseigenen Dialog, in dem
man Besichtigungen bei der Firma macht, innerhalb derer Beratungen und
Gespräche zu spezifischen Problemen stattfinden. Also quasi ein Zeigen: ‚wir
erkennen die Problematik, wir wollen uns damit auseinandersetzen und wir
haben auch keine Scheu, Leute einzuladen, die mit uns diskutieren oder sich
unsere Anlagen anzuschauen’.“ (Nanotechnologiespezialist, Öko-Institut e.V.,
Institut für angewandte Ökologie, Darmstadt 19.9.2008).

Auch bei den regierungsexternen Anspruchsgruppendialogen wird der
Vergleich zur gesetzlichen Regulierung gezogen. Ein Interviewpartner ei-
nes privaten Forschungsinstituts hat im BASF Nanodialog die Einsicht ge-
wonnen, dass die proaktive Anspruchsgruppenkooperationen unter Ein-
schluss der Industrie raschere Wirkung entfaltet haben als der traditionelle
Regulierungsweg:

„Beim BASF Nanodialog haben sie eine Übung gemacht, bei der einzelne
Gruppen durchspielten, wie in den Jahren 2015 oder 2020 sichere Nanotech-
nologien erzielt werden können. Erstens mittels Regulierung und zweitens
mittels Eigeninitiative der Industrie und Ähnlichem. Dabei kam bei allen das
Ergebnisse raus, dass eine proaktive Industrie in Kooperation mit Anspruchs-
gruppenn schneller etwas bewirken könnte als eine klassische Regulierung.“
(Nanotechnologiespezialist, Institut für Ökologische Wirtschaftsforschung,
Berlin, 15.10.2008).

Dieser Boom der Anspruchsgruppenpartizipation im deutschen Nanotech-
nologiediskurs führt auch zu Schwierigkeiten. Dialoge erfordern ein hohes
zeitliches und inhaltliches Engagement der beteiligten Anspruchsgruppen.
Eine Multiplikation solcher Dialogveranstaltungen führt daher, wie dies
auch schon ein Nichtregierungsorganisationsvertreter auf Unionsebene an-
gesprochen hat, für die über knappe personelle und finanzielle Ressourcen
verfügenden zivilgesellschaftlichen Organisationen zu Schwierigkeiten
(siehe Kapitel 4.4.2). Deshalb bewertet die Vertreterin einer Umweltorga-
nisation insbesondere die von der Industrie organisierten Dialoge kritisch:
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„Ich bin recht skeptisch, was diese Dialoge betrifft. Einerseits kostet es uns
sehr viele Ressourcen und was am Ende rauskommt, ist für uns begrenzt.“
(Nanotechnologiespezialistin, BUND, Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland/Friends of the Earth Germany, 23.10.2008).

Sie erachtet den Gewinn, den ihre eigene Organisation aus solchen Veran-
staltungen zieht, als gering. Sie vermisst in diesen Foren einen transparen-
ten Austausch relevanter Informationen, wie beispielsweise die Frage nach
den Produkten, die Nanomaterialien enthalten:

„So bin ich der Meinung, dass Industrieunternehmen in einem offenen Dialog
unter Beteiligung zahlreicher Verbände, die wirklich interessanten Punkte
nicht ansprechen. Ich habe das Gefühl, man lässt sich vonseiten der Umwelt-
verbände einwickeln, indem Dialoge geführt werden, aber andererseits gibt es
die Transparenz, die wir fordern, überhaupt nicht. Wir wollen wissen, wo das
Zeug drin ist, und diese grundlegende Information bekommen wir nicht.“
(Nanotechnologiespezialistin, BUND, Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland/Friends of the Earth Germany, 23.10.2008).

Gleichzeitig erwähnt die Interviewpartnerin auch nützliche Aspekte von
Dialogen, wie die Vernetzung der Anspruchsgruppen. Dennoch scheint bei
ihr die Skepsis insbesondere industriellen Dialogen gegenüber zu überwie-
gen, da diese ihrer Meinung nach für dissidente Organisationen die Gefahr
einer Instrumentalisierung bergen:

„Nichtsdestotrotz können natürlich die Dialoge und die persönlichen Kontak-
te auch etwas bringen. Sicher ist es sinnvoll, miteinander zu sprechen. Die
Frage ist die Intensität, ob man diese institutionalisierten Dialoge braucht, die
ja durchaus auch ein Werbeinstrument für Firmen sind, damit sie in der Öf-
fentlichkeit sagen können: Wir kommunizieren ja, wir machen Dialoge.“ (Na-
notechnologiespezialistin, BUND, Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland/Friends of the Earth Germany, 23.10.2008).

Auch ein Industrievertreter sieht den wichtigsten Beitrag der Anspruchs-
gruppendialoge in der Vernetzung unter den verschiedenen Anspruchs-
gruppen. Insbesondere in der Kooperation mit den zivilgesellschaftlichen
Organisationen und deren Unterstützung sieht er eine notwendige Voraus-
setzung für die gesellschaftliche Technikakzeptanz:

„Für uns ist der Dialog mit den NGOs wichtig, ein gemeinsames Verständnis
zu erarbeiten und im günstigsten Falle ihre Unterstützung zu bekommen, da
die Technologie nur dann erfolgreich ist, wenn sie auch von der Gesellschaft
akzeptiert wird.“ (Nanotechnologieverantwortlicher, Evonik/Degussa, Hanau-
Wolfgang, 10.9.2008).

Ein weiteres anspruchsgruppenübergreifendes Dialogprojekt in Deutsch-
land, das CONANO-Projekt ist zwischen den Jahren 2005 und 2007 in
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einer Kooperation der Hersteller Novartis International AG, Ciba Special-
ty Chemicals Inc. und der Umwelt- und Dialogberatungsorganisationen
Öko-Institut e.V., Freiburg, Österreichisches Ökologie Institut Wien und
Schweizer Stiftung Risiko-Dialog durchgeführt worden. Darin ist eine ver-
gleichende Nutzen-Risiko-Analyse von Nanoprodukten und ihren Mikro-
formen erstellt worden.161 Als Begründung für das Entstehen dieser viel-
fältigen Herstellerinitiativen wird die Einsicht aus vorangegangenen Tech-
nikkontroversen angeführt. In den Interviews wird die Haltung vertreten,
dass die Hersteller damals aus einer defensiven Position heraus reagiert
haben. Dies hat bei verschiedenen Herstellern zur Erkenntnis geführt, dass
sich solche Kontroversen mit frühzeitig etablierten Anspruchsgruppendia-
logen vermeiden lassen. Derselbe Industrievertreter betont die Wichtigkeit
eines proaktiven Vorgehens auch im Vergleich mit früheren Technikkon-
troversen. Seiner Ansicht nach agieren die deutschen Hersteller im Nano-
technologiediskurs aus Eigeninitiative und verfügen so über einen weite-
ren Spielraum als in früheren Technikkontroversen:

„Ich glaube, insgesamt ist es der Industrie beim Thema Nanotechnologie ge-
lungen, frühzeitig einen Dialog anzustoßen und uns den nicht von Dritten auf-
drängen zu lassen, wie das vielleicht bei anderen Technologiedebatten der
Fall ist. Das heißt, wir sind hier nicht Getriebene des Prozesses, sondern wir
gehen ganz bewusst auf gesellschaftliche Gruppen zu.“ (Nanotechnologiever-
antwortlicher, Evonik/Degussa, Hanau-Wolfgang, 10.9.2008).

Einen weiteren Lerneffekt aus früheren Technikkontroversen sieht der In-
dustrievertreter in einer frühzeitigen inhaltlichen Kooperation mit den Re-
gulierungsverantwortlichen. Dadurch wird eine Diskussion der gegenseiti-
gen Positionen ohne zeitlichen Druck möglich. Dies empfeindet er als
konstruktiv:

„Die in die Regulierung involvierten Behörden sind auch eine wichtige An-
spruchsgruppe, die genauso von Anfang an eng eingebunden sind. Das hat
insgesamt zu einer entspannten Gesprächssituation geführt, weil man nicht
morgen mit einem Moratorium zu rechnen hat und wir ohne Zeitdruck die kri-
tischen Punkte auch im Anwendungskontext diskutieren können. Wir erleben
diesen Prozess als konstruktiv und zielorientiert.“ (Nanotechnologieverant-
wortlicher, Evonik/Degussa, Hanau-Wolfgang, 10.9.2008).

Grundsätzlich scheint im deutschen Nanotechnologiediskurs bei den Her-
stellerfirmen die Haltung verbreitet zu sein, frühzeitig eine kooperative

161 Siehe http://www.dialogbasis.de/dialog-basis/team/antje/projekte.html/
(13.05.2014).
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und aktive Kommunikationsstrategie zu verfolgen, um so Technikkontro-
versen zu vermeiden. Wie eine weitere Industrievertreterin erläutert, um-
fasst eine solche neben Anspruchsgruppen wie Politik, Umwelt- und Kon-
sumentenschutzorganisationen auch die Information der Öffentlichkeit:

„Meine Aufgabe ist Forschungspolitik und Anspruchsgruppenkommunikati-
on, also Dialog mit der Öffentlichkeit, mit Umwelt- und Verbrauchergruppen
und der Politik. Kollegen aus Toxikologie und Arbeitsschutz speisen ihre Ex-
pertisen in entsprechende Gremien der OECD ein. Wir sind bei der Entwick-
lung des britischen [Responsible Nano] Code dabei. Dann bin ich im BMU-
Nanodialog. Es geht darum, seine Aktivitäten nach außen zu kommunizie-
ren.“ (Nanotechnologieverantwortliche, BASF Deutschland, 11.09.08).

Ein Interviewpartner eines Branchenverbandes begrüßt zwar die kommu-
nikativen Anstrengungen der deutschen Herstellerindustrie, kann ihnen je-
doch kaum einen weiterführenden Nutzen abgewinnen:

„Ich sehe Kommunikation als Goodwillmaßnahme der Industrie, was besser
ist, als wenn sie sich abschotten würde.“ (Nanotechnologieverantwortlicher,
VDI Technologiezentrum, Düsseldorf, 9.9.2008).

Im Unterschied zur institutionalisierten Anspruchsgruppenpartizipation
stellt die Einbindung der Zivilgesellschaft im Nanotechnologiediskurs
Deutschlands keine zentrale Strategie dar. Eine solche findet hier eher auf
der Ebene situativer spezifischer Aktivitäten statt, die von einzelnen Be-
hörden und regierungsexternen Organisationen durchgeführt werden.

Information der Zivilgesellschaft und Meinungserhebung statt
Einbindung

In Unterschied zu Großbritannien spielt die zivilgesellschaftliche Partizi-
pation keine zentrale Rolle im deutschen Nanotechnologiediskurs. Neben
den im politischen Diskurs Deutschlands als zentrale Strategie verfolgten
Anspruchsgruppendialogen lässt sich kein mit demjenigen Großbritanni-
ens vergleichbares Dispositiv zur zivilgesellschaftlichen Partizipation fin-
den. Obwohl die zivilgesellschaftliche Partizipation im deutschen Nano-
technologiediskurs keinen wissenschaftspolitischen Schwerpunkt darstellt,
lassen sich dennoch verschiedene situativ ergriffene spezifische Aktivitä-
ten einzelner Behörden und regierungsexterner Organisationen finden:

Neben dem im 6. Europäischen Forschungsrahmenprogramm geförder-
ten Nanologue Projekt (siehe Kapitel 4.2.2) führt das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) im Jahr 2006 eine Bürgerkonferenz zu den The-
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men Meinungsbildung bei Verbrauchern, Anwendungen der Nanotechno-
logie in Lebensmitteln, Kosmetika und Textilien durch. Der Abschlussbe-
richt zur Bürgerkonferenz enthält ein Verbrauchervotum, das sich an Ent-
scheidungsträger aus Verbraucherschutz, Politik, Industrie und Wissen-
schaft richtet (Zimmer, et al. 2008). Das BfR führt im Anschluss eine Ex-
perten-Delphi-Befragung zum Thema Lebensmittel durch und veröffent-
licht deren Ergebnisse (Zimmer, et al. 2009).162

Weitere partizipative Ansätze zu Einbindung der Zivilgesellschaft um-
fassen das im Jahr 2012 vom BMBF finanzierte und vom Unabhängigen
Institut für Umweltforschung e.V. (UfU) in Kooperation mit der Informati-
ons-Plattform DaNa durchgeführte Dialogprojekt „Experten in der Schule:
Nanotechnologien und Umweltschutz – Chancen und Risiken" und die im
Rahmen des Aktionsplans Nanotechnologie 2015 initiierte Wanderausstel-
lung ‚NanoTruck’, welche die deutsche Bevölkerung ‚frühzeitig über das
chancenreiche Technologiefeld informieren’ soll (vgl. Bogner 2012).

Bürgerdialoge werden auch im Rahmen des vom BMBF in den Jahren
2006–2009 geförderten und von verschiedenen Forschungs- und Industrie-
partnern durchgeführten NanoCare Projektes durchgeführt. Diese drei
Bürgerdialoge thematisieren gesundheitliche Risiken von Nanopartikeln.
Darin hat sich eine für Partizipationsprojekte zu neuen Technologien para-
digmatische Schwierigkeit gezeigt, für solche Dialoge zu übergreifenden
Themen und technikpolitischen Fragestellungen überhaupt interessierte
Bürgerinnen und Bürger zu finden (vgl. Bogner 2010, 89). Neben den Dia-
logen zeigt sich im Bereich der Nanotechnologie auch der Einsatz von der
im Internetzeitalter beliebten Form der elektronischen Plattformen, auf
welchen sich die Bevölkerung umfassend über die Nanotechnologie infor-
mieren kann. Beispielsweise hat das BMBF im Rahmen des NanoCare
Projektes eine Informationsplattform zu synthetischen Nanopartikeln auf-
gebaut, um die Öffentlichkeit in Umwelt- und Gesundheitsschutzfragen zu
informieren.163 Ein Interviewpartner der Arbeitssicherheitsbehörde er-

162 Weitere Anspruchsgruppendialoge werden organisiert durch das Forum Nachhal-
tige Entwicklung der Deutschen Wirtschaft econsense; durch Nanosolution, Köln
sowie durch Novartis International AG, Ciba Specialty Chemicals Inc., das Öko-
Institut e.V., Freiburg, das Österreichische Ökologie Institut, Wien, und die Stif-
tung Risiko-Dialog (CONANO-Dialogprojekt) (siehe http://www.dialogbasis.de/
dialog-basis/team/antje/projekte.html/ (13.05.2014).

163 Die Plattform ist inzwischen in die Wissensplattform Nanomaterialien DaNA
überführt worden. (http://www.nanopartikel.info/cms, 20.08.2011).
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wähnt, dass seine Behörde zur Information der Öffentlichkeit neben tradi-
tionellen Ansätzen, wie Gespräche und Publikationen, auch Onlinemedien
nutzt:

„Wir versuchen unsere Informationen mittels Beratung, Internetseiten und Po-
sitionspapieren an die Öffentlichkeit weiterzugeben.“ (Nanotechnologiever-
antwortlicher Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin/BAuA,
18.9.2008).

Daneben haben in Deutschland auch verschiedene private, halböffentliche
Organisationen und lokale Behörden partizipative Projekte durchgeführt.
Beispielsweise hat das Deutsche Hygiene-Museum in Dresden in den Jah-
ren 2004/2005 zwei Diskussionstage über die Zukunft der Nanotechnolo-
gie durchgeführt. Das Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucher-
schutz in Baden-Württemberg hat im Jahr 2011/12 den Nano-Dialog Ba-
den-Württemberg: „Kleine Teilchen – große Fragen!" organisiert. Das
Deutsche Museum München hat im Rahmen einer Nanotechnologie-Aus-
stellung des Museums im Jahr 2012 den Bürgerdialog „Nanomaterialien
im Körper“ organisiert. Diesen vielfältigen Initiativen gemeinsam ist die
Auffassung von Partizipation als Wissenschaftskommunikation mit dem
hauptsächlichen Ziel, die Bevölkerung zu informieren und nicht, wie dies
beim britischen ‚upstream engagement’ gefordert wird, sie gleichberech-
tigt in die technik- und wissenschaftspolitische Entscheidungsfindung ein-
zubinden. Das Aufgreifen von den in Großbritannien im Kontext von ‚up-
stream engagement’ prominent propagierten Ideen, die Zivilgesellschaft
gleichberechtigt in die Wissenschafts- und technikspezifische Entschei-
dungsfindung einzubinden, lässt sich im Nanotechnologiediskurs Deutsch-
lands trotz der verschiedenen Aktivitäten kaum nachweisen.

Zusammenfassung Deutschland: Anspruchsgruppenpartizipation als
Regierungsprogramm

Die in den deutschen Partizipationsdiskurs eingebundenen Akteure um-
fassen vergleichbar zu den anderen untersuchten Ländern die für die Na-
notechnologie zuständigen Behörden wie BMU, BFR und BMBF. Zudem
sind in Deutschland vergleichbar zum Regulierungsdiskurs auch Herstel-
lerfirmen und Branchenverbände aktiv, wie der VCI. Ebenfalls involviert
sind Beratungsfirmen wie das Ökoinsititut, Wissenschaftsmuseen wie das
Hygienemuseum und das Deutsche Museum und lokale Behörden.
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Im Diskurs verhandelte Themen umfassen Nanomaterialien, Gesund-
heits-, Arbeitsschutz- und Umweltfragen, Risikomanagement, Lebensmit-
tel, Kosmetika und Textilien. Die Idee, Anspruchsgruppen dialogisch ein-
zubinden, wird vergleichbar zur Unionsebene mit Themen wie Verantwor-
tung, Transparenz, Nachhaltigkeit und Vermeidung von Kontroversen ver-
knüpft.

Die zentrale Praxis des deutschen Partizipationsdiskurses der Nano-
technologie ist die dialogische Einbindung von Anspruchsgruppen in die
wissenschaftspolitische Entscheidungsfindung über die Nanotechnologie.
Dabei wird die Anspruchsgruppenpartizipation als zentrale wissenschafts-
politische Strategie im Diskurs prominent verankert. Dieses Dispositiv zur
Anspruchsgruppenpartizipation schließt sich an die auf Konsensfindung
und Sozialpartnerschaft abstützende politische Kultur Deutschlands an,
die sich durch eine grundsätzliche Offenheit gegenüber Anspruchsgrup-
penpartizipation auszeichnet. Diese Kultur ist in den vorangegangenen
Technik- und Umweltdiskursen mit der Einsetzung von Ehik und Enquête-
kommissionen vorgezeichnet worden. Durch die Etablierung der Nano-
kommission auf Regierungsebene scheinen hier — im Unterschied zu den
wegen ihrer mangelnden Politiknähe kritisierten Bürgerdialogen — beste
Voraussetzungen für die Politiknähe und den Wissenstransfer in Behörden
und Parlament gegeben zu sein. Mit dem nationalen Anspruchsgruppen-
dialog der NanoKommission sind in Deutschland hohe Erwartungen ver-
knüpft worden, wie die Förderung von Innovation und Wettbewerbsfähig-
keit sowie die Vertrauensbildung und die Erhöhung von Technikakzeptanz
und eine auf ‚Rationalität’ begründete Haltung der Zivilgesellschaft.

Wie die Interviews zeigen, sind diese übergeordneten Ziele nur bedingt
erfüllt worden. Einerseits ist die Konsensfindung in diesen Gremien nicht
einfach. Andererseits hat sich trotz der Politiknähe der Nanokommission
die konkrete Übersetzung ihrer Ergebnisse in den politischen Diskurs und
deren Umsetzung in den Behörden als schwierig herausgestellt.

Die im politischen Diskurs Deutschlands verankerte kooperative Kul-
tur, die den Einschluss von Anspruchsgruppen als zentrale politische Stra-
tegie vorsieht, hat sich auch in Bereichen außerhalb der Politik repliziert.
Dabei setzen im Unterschied zu Großbritannien in Deutschland insbeson-
dere Herstellerfirmen und Branchenverbände die Anspruchsgruppenparti-
zipation als wichtige Strategie ein. Demnach scheint das Einsetzen der Na-
nokommission durch die Regierung einen außerordentlichen Anspruchs-
gruppendialogboom ausgelöst zu haben und das Dispositiv der Anspruchs-
gruppenpartizipation hat sich auch außerhalb der Politik repliziert. Die
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vorliegende Analyse hat jedoch gezeigt, dass die von privatwirtschaftli-
chen Akteuren organisierte Anspruchsgruppenpartizipation hauptsächlich
als Netzwerkarbeit, zur Information und zum Austausch angesehen wird
und weniger als ‚echte’ Einbindung in Entscheidungsfindungsprozesse,
worauf Partizipation methodologisch eigentlich abzielt (vgl. Abels & Bora
2004). In den Interviews wird auch die Schwierigkeit des Dialogbooms
thematisiert, wie die ungleiche Ressourcenverteilung und damit die unter-
schiedlichen Möglichkeiten der verschiedenen Anspruchsgruppen, über-
haupt an den zahlreichen Dialogen teilnehmen zu können. Ebenso wird ein
Machtgefälle angesprochen, das zwischen den verschiedenen Anspruchs-
gruppen besteht und das insbesondere in methodisch nicht konsequent ge-
führten Dialogen repliziert wird.

Demgegenüber ist die zivilgesellschaftliche Partizipation im Nanotech-
nologiediskurs Deutschlands bis auf einige Einzelprojekte kaum sichtbar.
Trotz ihrer Bedeutung in vorangegangenen Umwelt- und Technikdebatten
spielt sie nicht die zentrale Rolle, die Anspruchsgruppendialoge oder ‚up-
stream engagement’ in Großbritannien einnehmen. Zudem lässt sich in
Deutschland vergleichbar zu den Vereinigten Staaten und der Unionsebene
eine eher traditionelle Auffassung von zivilgesellschaftlicher Partizipation
im Sinne von Wissenschaftskommunikation und des im Rahmen von PUS
kritisierten Einwegskommunikationsansatzes beobachten. Die zivilgesell-
schaftliche Partizipation in Deutschland wird mit Ideen wie Erkenntnisge-
winn über die öffentliche Wahrnehmung, öffentliche Meinungsbildung,
Vertrauensbildung und Akzeptanzgewinn gleichgesetzt. Das Dispositiv,
die Zivilgesellschaft in die wissenschafts- und technikpolitische Entschei-
dungsfindung einzubinden, wie sie im Rahmen des britischen ‚upstream
engagement’ propagiert wird, lässt sich in Deutschland kaum finden. Das
Partizipationsdispositiv gilt im Nanotechnologiediskurs Deutschlands für
die Anspruchsgruppen, nicht aber für die Zivilgesellschaft.

Nichtwissen externalisieren: Partizipationsparadox in
Nichtwissensdiskursen

Die Analyse des Partizipationsdiskurses hat gezeigt, dass zwischen den
untersuchten Ländern deutliche Unterschiede bestehen. Während sich in
Großbritannien und Deutschland ein Dispositiv in der Beteiligung der An-
spruchsgruppen und in Großbritannien auch ein solches der Einbindung
der Zivilgesellschaft nachweisen lässt, spielt die Partizipation in den wis-
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senschaftspolitischen Diskursen auf Unionsebene und in den Vereinigten
Staaten eine untergeordnete Rolle. Auf Unionsebene erstaunt dies inso-
fern, als dass die Partizipation in der Nanotechnologiestrategie und im Ak-
tionsplan als Strategie explizit verankert ist. In den Vereinigten Staaten
wird von einem Partizipationsdefizit gesprochen, auf welches hauptsäch-
lich regierungsexterne Organisationen reagieren.

Insbesondere in Großbritannien und in Deutschland haben vorangegan-
gene Technikkontroversen die wissenschaftspolitischen Strategien hin-
sichtlich der Einbindung von Anspruchsgruppen und der Zivilgesellschaft
beeinflusst. Hauptsächlich die Gentechnikkontroverse aber auch die briti-
schen Lebensmittelskandale haben die Etablierung partizipativer Ansätze
insbesondere in der konsensorientierten politischen Kultur Deutschlands
und in der innovations- und kooperationsbasierten britischen Kultur ge-
prägt. In beiden Ländern hat sich ein Dispositiv zur Partizipation ent-
wickelt. Beide Länder haben die Anspruchsgruppenpartizipation in Form
von spezifisch für die Nanotechnologie eingesetzten Gremien politisch in-
stiutionalisiert. In Großbritannien umfassen diese Gremien die Nanotech-
nologiedialoggruppe (NIDG) und die von ihr eingesetzte Nanotechnnolo-
giepartizipationsgruppe (NEG) und das Nanotechnologieanspruchsgrup-
penforum (NFS). In Deutschland betrifft dies ein spezifisches Gremium;
nämlich die von der Bundesregierung eingesetzte NanoKommission.
Durch ihre Mitgliedschaft in diesen Gremien werden die vielfältigen in
den Nanotechnologiediskurs involvierten Akteure in die wissenschaftspo-
litische Strategiefindung um die Nanotechnologie eingebunden.

Zudem wird in Großbritannien — im einzigen der untersuchten Länder
— die zivilgesellschaftliche Einbindung unter dem Begriff des ‚upstream
engagement’ zentral als Leitmotiv eines neuen wissenschaftspolitischen
Paradigmas propagiert. Im Laufe des Diskurses hat sich jedoch gezeigt,
dass sich die damit verknüpften hohen Ziele der ‚gleichberechtigten’ Ein-
bindung der Zivilgesellschaft in die wissenschaftspolitische Entschei-
dungsfindung und in die Steuerung einer abstrakten Technikentwicklung,
nicht erfüllen lassen. Durch die häufig beobachtete Lebensweltferne der
Thematik und das in übergreifenden Dialogen replizierte hohe Nichtwis-
sen im Bereich der sich neu entwickelnden Nanotechnologie scheint so-
wohl das Interesse der Bevölkerung an der Mitbestimmung als auch der
politische Einfluss solcher Dialoge gering zu sein. Auf einen Bedeutungs-
verlust der in den 2000er Jahren in zahllosen Abschätzungsberichten und
Strategiedokumenten als zentraler wissenschaftspolitischer Ansatz ange-
priesenen zivilgesellschaftlichen Partizipation deutet auch sein weitgehen-
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des Fehlen in strategischen Dokumenten nach der Jahrtausendwende hin.
Vielmehr zeigt sich auch hier eine Fokusverschiebung zur Einbindung von
Anspruchsgruppen.

Im Vergleich zu Großbritannien und zu früheren Umwelt- und technik-
politischen Diskursen ist die geringe Bedeutung der zivilgesellschaftlichen
Partizipation im deutschen Nanotechnologiediskurs augenfällig. Hier sind
zwar einzelne zivilgesellschaftliche Beteiligungsverfahren und an die Zi-
vilgesellschaft gerichtete Wissenschaftsveranstaltungen durchgeführt wor-
den. Dennoch lässt sich in Deutschland keine mit derjenigen Großbritanni-
ens vergleichbare zentrale, von der Regierung prominent propagierte Stra-
tegie erkennen, die Zivilgesellschaft gezielt in die wissenschaftspolitische
Entscheidungsfindung im Bereich der Nanotechnolgie miteinzubeziehen.
Abgesehen von einigen wenigen Ausnahmen haben weder die Regierung
noch die Behörden im Nanotechnologiediskurs die im deutschen Gentech-
nik- und Umweltdiskurs prominent vertretenen Konzepte der partizipati-
ven Technikfolgenabschätzung (vgl. Abels & Bora 2004) aufgegriffen.

Die Partizipationsstrategie im Nanotechnologiediskurs Deutschlands
fokussiert demzufolge hauptsächlich die Anspruchsgruppen und kaum die
Zivilgesellschaft. Neben dem NanoDialog der Regierung, haben in
Deutschland auch Herstellerfirmen eigene Anspruchsgruppendialoge eta-
bliert. Dieser Anspruchsgruppendialogboom wird mit früheren Technik-
kontroversen in Verbindung gebracht. Diese haben sowohl in der Politik
als auch in der Herstellerindustrie zur Überzeugung geführt, dass An-
spruchsgruppenpartizipation zur Vertrauensbildung und zur Technikakzep-
tanz in der Gesellschaft beiträgt und eine innovationsfördernde Wirkung
hat.

In diesem Zusammenhang wird die Anspruchsgruppenpartizipation im
wissenschaftspolitischen Diskurs Deutschlands wiederholt als Erfolgsmo-
dell gewertet. Die vorliegende Analyse hat jedoch gezeigt, dass sich die
hohen Erwartungen an die positiven Wirkungen der Anspruchsgruppen-
dialoge nur bedingt erfüllen lassen. Der Hauptnutzen insbesondere der von
der Industrie organisierten Anspruchsgruppendialoge wird hauptsächlich
in der Vernetzung der Anspruchsgruppen und in ihrem Austausch gesehen.
Gerade bei dieser Form der Partizipation werden aber auch verschiedene
Schwierigkeiten aufgezeigt. Beispielsweise wird die Meinung vertreten,
dass die einzelnen Akteure bereits mit vorgefassten Meinungen in den
Dialog eintreten und dass die Ressourcen ungleich verteilt sind. Zudem
stellen sich Machtfragen, wie solche nach den Ressourcen einer Teilnah-
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me und den Möglichkeiten der einzelnen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern, die Ergebnisse mitzubestimmen.

In der von der Regierung institutionalisierten Nanokommission hat sich
insbesondere die Konsensfindung als schwierig herausgestellt. Anstelle
von konkreten, für die Politik direkt verwertbaren Erkenntnissen sind eher
allgemein formulierte und übergreifend gehaltene Ergebnisse und prinzipi-
enbasierte Empfehlungen entstanden. Diese haben sich trotz der politi-
schen Institutionalisierung der Nanokommission im deutschen Bundestag
und am BMU nur bedingt in politisches Handeln übersetzen lassen. Auch
die von der Nanokommission entwickelte prinzipienbasierte Leitlinie zum
verantwortungsvollen Umgang mit Nanomaterialien ist relativ vage und
unverbindlich formuliert. Dies zeigt sich auch daran, dass selbst in ihre
Entwicklung involvierte Akteure die Leitlinie nicht umgesetzt haben.

Ausgeprägte Unterschiede bestehen zu den Partizipationsdiskursen in
den Vereinigten Staaten und auf der Unionsebene. Hier wird kaum ein Be-
zug zu den vorangegangenen Technikkontroversen hergestellt und somit
auch kein mit Deutschland und Großbritannien vergleichbares Dispositiv
zur Partizipation abgeleitet. Vielmehr verfolgen US-amerikanische Regie-
rungsorganisationen kaum partizipative Strategien, die über die gezielte
Konsultation von wissenschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Ex-
perten hinausgeht. Dabei wird hier von einem Partizipationsdefizit gespro-
chen, welches hauptsächlich von regierungsexternen Akteuren festgestellt
und angegangen wird. Während die zivilgesellschaftliche Partizipation
ausgenommen von einzelnen spezifischen Aktivitäten — wie beispiels-
weise die öffentliche Anhörung durch die FDA Nanotechnologie Task
Force und die partizipativen Ansätze des CNS-ASU — kaum wahrnehm-
bar ist, sind Anspruchsgruppen etwas prominenter wahrnehmbar in ver-
schiedene private Projekte und Verfahren eingebunden, wie beispielsweise
in die Meridian-Wilson-Dialoge und in ICON. Die Verfahren, in denen bei
bestimmten Themen eine Konsensfindung geglückt ist, wie dies teilweise
bei den Meridian-Wilson-Dialogen der Fall gewesen ist, haben eine behör-
denberatende Funktion übernommen. In den anderen, wie beispielsweise
bei ICON, stehen eher die Vernetzung und der Austausch der Anspruchs-
gruppen im Vordergrund.

Auf Unionsebene ist die Partizipation sowohl in der Strategie als auch
im Nanotechnologieaktionsplan explizit verankert. Dabei zeigt sich in der
auf Integration basierenden Regulierungskultur der Europäischen Union,
eine spezifische wissenschaftliche Rahmung von Partizipation. Darin wird
versucht, die Partizipation in die bestehenden Gefäße zu integrieren. Parti-
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zipative Ansätze zur Einbindung der Zivilgesellschaft werden als For-
schungsprojekte im Rahmenprogramm finanziert und die Anspruchsgrup-
penpartizipation findet in Form einer jährlich stattfindenden wissen-
schaftsnahen Konferenz statt. Dieser Ansatz unterscheidet sich signifikant
von den Auffassungen von Partizipation als politikförmige Konsensfin-
dungsgremien mit direktdemokratischen Ansätzen, wie sie in den Ansät-
zen der partizipativen Technikfolgenabschätzung und im britischen ‚up-
stream engagement’ vertreten werden. Zudem lässt sich in der Europä-
ischen Kommission eine verbreitete skeptische Haltung gegenüber partizi-
pativen Ansätzen beobachten. Der Beitrag der zivilgesellschaftlichen Par-
tizipation zum politischen Diskurs wird als eher gering eingeschätzt und
die Anspruchsgruppenpartizipation wird in einen engen Bezug zu politi-
schem Lobbying und zu einer finanzkraftbedingten Einflussnahme der je-
weiligen Anspruchsgruppe gestellt. Die von den Interviewpartnern der
Europäischen Union geäußerte skeptische Würdigung von partizipativen
Ansätzen steht dabei in einem auffälligen Gegensatz zu der in den beiden
untersuchten Mitgliedsstaaten vertretenen, die Partizipation prominent
propagierende, wissenschaftspolitische Haltung.

Die Erkenntnisse aus der Analyse des Partizipationsdiskurses deuten
auf einen übergreifenden Trend des Bedeutungsgewinns der Anspruchs-
gruppenpartizipation hin. Diese scheint sich insbesondere in Großbritanni-
en und in Deutschland aus traditionellerweise in der Politik verankerten
Expertengremien zu etablieren, wie in Großbritannien aus den ‚advisory
groups’ und in Deutschland aus den Enqète Kommissionen und den Ethik-
räten, die um Nichtregierungsakteure erweitert worden sind. Wie grund-
sätzlich in der politischen Interessensvertretung, ist die Konsensfindung
auch in diesen Gremien schwierig. Insbesondere in Nichtwissensfragen
sind kaum über allgemeine und abstrakte Ergebnisse hinausgehende Er-
kenntnisse erzielt worden und ihre Wirkung ist trotz ihrer politischen Insti-
tutionalisierung begrenzt. Zudem hat sich die Anwendung ihrer Erkennt-
nisse als schwierig herausgestellt, wie dies die Umsetzung der fünf Prinzi-
pien der Nanokommission gezeigt hat.

Der in der zivilgesellschaftlichen Partizipation insbesondere im Kontext
des britischen ‚upstream engagement’ festgestellte Paradigmenwechsel
von Aufklärung über Dialog zu gleichberechtigter Einbindung der Bevöl-
kerung, hat sich im Nanotechnologiediskurs in diesem Sinne nicht als sol-
cher manifestiert. Aufklärungsorientierte Ansätze werden im Sinne des
Defizitmodells nach wie vor auf unterschiedlichen Ebenen propagiert. Ins-
besondere größer angelegte nanotechnologiespezifische Veranstaltungen
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an Universitäten und in Wissenschaftsmuseen bedienen weiterhin einen
Aufklärungsdiskurs. Dies mag damit zu tun haben, dass hegemoniale Vor-
stellungen des wissenschaftlichen Wissens in Zeiten der Wissensgesell-
schaft und der wissensbasierten Ökonomie insbesondere im Partizipations-
diskurs und in der Haltung von gesellschaftlichen Institutionen, wie der
Wissenschaft, der Politik und der Industrie gegenüber der Zivilgesellschaft
nach wie vor Gültigkeit haben.

Gleichzeitig lösen sich diese Hegemonien in Nichtwissensdiskursen
auch auf. Auch im Partizipationsdiskurs lassen sich die bereits im Ab-
schätzungs- und im Regulierungsdiskurs beobachteten Bestrebungen zur
Distribution von Nichtwissen an Anspruchsgruppen und an die Zivilge-
sellschaft feststellen. Insbesondere die partizipative Einbindung in die wis-
senschaftspolitische Entscheidungsfindung über Nichtwissensfragen, wie
sie sich im Rahmen des Dispositivs nach Anspruchsgruppenpartizipation
(Deutschland) und zivilgesellschaftlicher Partizipation (Großbritannien)
gezeigt hat, deutet auf die Auflösung der traditionell klar eingegrenzten
Formen von Expertise hin.

Das zentrale Problem der partizipativen Ansätze wird in der meist feh-
lenden Berücksichtigung der politischen Übersetzung ihrer Ergebnisse,
bzw. in der Ausklammerung des ‚Politischen’ (Nowotny 2014) gesehen
(siehe Kapitel 4.2). Selbst sorgfältig geplante Ansätze der zivilgesell-
schaftlichen Partizipation wie die britische Nanojury und der britische Na-
nodialog sind nicht in der Lage gewesen, robuste Ansätze zur politischen
Umsetzung ihrer Erkenntnisse aufzubauen. Demgegenüber ist es dem bri-
tischen Forschungsrat für Ingenieurs- und Physikwissenschaften (EPSRC)
geglückt, Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesellschaft in einer parti-
zipativen Veranstaltung gewinnbringend in die Entscheidung über Förder-
schwerpunkte in der nanotechnologischen Gesundheitsforschung einzu-
binden. Der EPSRC-Dialog hat gezeigt, dass das öffentliche Interesse an
Partizipation sich dann erhöht, wenn konkrete Fragen, Kontroversen und
lebensweltlich vorstellbare und drängende Aspekte behandelt werden und
wenn eine politische Wirkung ersichtlich ist. Ob die zivilgesellschaftliche
Partizipation die an sie gesteckten hohen Erwartungen erfüllen kann,
hängt also maßgeblich von ihrer Fragestellung, vom methodischen Ansatz
und von der Frage ab, wie weit ein solcher Dialog eine echte Mitbestim-
mung gewährleistet und die Ergebnisse in den politischen Prozess einflie-
ßen und dort etwas bewirken. Die Frage nach der Umsetzung im politi-
schen Prozess ist auch bei den Anspruchsgruppendialogen zentral.

4 Partizipation

346

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783845279695-263
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


Bei übergreifenden Fragestellungen, wie solchen nach potenziellen Im-
plikationen von neuen Technologien, bei denen das Maß an Nichtwissen
hoch ist, gilt die zivilgesellschaftliche Partizipation jedoch als schwierig.
Hier führt die Idee der gleichberechtigten Einbindung der Bevölkerung in
die technik- und wissenschaftspolitische Entscheidungsfindung, insbeson-
dere wenn sie ‚anticipatory’, ‚real time’ oder ‚constructive’ orientiert ist,
zur paradoxen Situation, dass Partizipation nicht wie erwünscht zu einer
frühzeitigen demokratischen Steuerung einer sich neu entwickelnden
Technologie führt, sondern gerade an dieser ‚Frühzeitigkeit’ scheitert. Zu
diesem Zeitpunkt ist zwar die technologische Entwicklung noch offen und
beeinflussbar, aber gleichzeitig das öffentliche Interesse an einer Mitspra-
che gering, da die Fragestellung zu vage und zu wenig auf die eigene Er-
fahrungs- und Lebenswelt bezogen ist. Partizipation in Nichtwissensfra-
gen scheitert also am Nichtwissen oder anders gesagt: Partizipation er-
reicht meist dann ihre Ziele, wenn das Nichtwissen ausgeklammert wird.
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